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Opus Dei ante Potsdam 

Ausgerechnet dem klerikal¬ 
faschistischen Opus Dei er¬ 
lauben deutsche Richter ein 
Jungengymnasium in Pots¬ 
dam zu errichten. 
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Rechtswidrig 

Am 6. Februar gab es in meh¬ 
reren Bundesländern Haus¬ 
durchsuchungen bei Foto¬ 
journalisten. - UZ-Interview 
mit Andreas Kön (ver.di). 
Seite 8 


Washingtons Bastion 

Offiziell ist die US-Army 
aus dem Irak abgezogen. 
Aber die USA nutzen das 
Land als Sprungbrett im 
Nahen Osten. 
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Ein Skandal nach dem anderen 



Faschingsumzug der S2i-Gegner am Montag in Stuttgart (2013)/ Abriss des rückwärtigen Teils der alten Bahndirektion 
Stuttgart, September 2012 


V iel Lüge. Weniger Züge. Will¬ 
kürlich Nord- und Südflügel 
abgerissen. Jahrhunderte alte 
gesunde Bäume gefällt. Ca. 400 friedli¬ 
che Bürgerinnen teilweise schwer ver¬ 
letzt durch Wasserwerfer und Pfeffer¬ 
spray. Volksabstimmung manipuliert. 
Jetzt Eingeständnis einer Kostenex¬ 
plosion. Deshalb Pistole auf die Brust. 
Her mit dem Geld. Wild-West-Metho¬ 
den inmitten des Karnevals. 

Die Deutsche Bahn AG musste ein¬ 
gestehen, der von den Vertragspart¬ 
nern festgelegte Kostendeckel von 
4,5 Milliarden Euro ist nicht zu hal¬ 
ten. Das „bestgeplante und bestkal¬ 
kulierte Bahnprojekt“ aller Zeiten 
beruht auf Lug und Betrug. Es ist ein 
Milliardengrab für die Bevölkerung 
ohne verkehrspolitischen Nutzen. Ein 
Rückbau von Bahnverkehr kein Aus¬ 
bau. Der war auch nie geplant. Laut ei¬ 
ner Studie von Stiftung Warentest von 
2011 war der bestehende Kopfbahn¬ 
hof Stuttgart einer der „leistungsfä¬ 
higsten Bahnhöfe Europas und der 
pünktlichste in Deutschland.“ 

Zur Erinnerung für die UZ-Leser: 
Der Plan für S21 entstand nicht aus 
einer verkehrstechnischen Notwen¬ 
digkeit sondern aus der Frage: Wie 
kann der Wegfall der Gleisanlagen 
und Bahngeländes von 100 Hektar bei 
einer Untertunnelung des Bahnhofes 
genutzt werden? So entstand die Idee 
eines Immobilienprojekts mit Gleis¬ 
anschluss. Dafür soll der leistungsfä¬ 
higere Kopfbahnhof abgerissen, durch 
einen unterirdischen Bahnhof ersetzt 
werden. 

S 21 ist ein gefundenes Fressen für In¬ 
vestoren, Banken, Spekulanten und 
Baukonzerne einerseits und ein Mil¬ 
liardengrab für die Bevölkerung ande¬ 
rerseits. Heinrich Steinfest, mehrfach 
mit dem deutschen Krimipreis ausge¬ 
zeichnet, schreibt in seinem Buch: Wo 
die Löwen weinen: S21 „ist ein Vorha¬ 
ben, eine Stadt zu ermorden.“ S21 ver¬ 
hindert dringend notwendige Ausbau¬ 
projekte des Schienenverkehrs, frisst 
sich wie ein Kannibale in Landschaft 
und Natur und in unser öffentliches 
Leben ein. Milliarden von Steuergel¬ 
dern werden verschwendet, während 
bei sozialen, bildungspolitischen, kul¬ 
turellen und gesundheitlichen Fragen 
der Rotstift regiert. 


2,3 Milliarden Euro mehr an Kosten 
also 6,8 Milliarden hat die Bahn nun 
eingeräumt. Doch auch diese erneute 
Kostenexplosion ist nicht haltbar. Da¬ 
hinter verbirgt sich die nächste Lüge. 
Johannes Hauber, Betriebsratsvor¬ 
sitzender bei Bombardier, sagte im 
Anschluss des Faschingsumzugs der 
S21-Gegner auf der 160. Montagsde¬ 
monstration am Rosenmontag. „Der 
Bau von S21 wird nicht bei den jetzt 
eingestandenen 6,8 Mrd. Euro bleiben 
und auch nicht bei 11 Milliarden!“ Das 
passe genau zur Geschäftspolitik der 
Bahn. An allen Großprojekten verdie¬ 
ne die Bahn. Sie sei beteiligt an der 
Planung dieser Projekte. „Je teurer 
diese werden, desto höher wird der 
Gewinn. Die Kosten zahlt der Staat.“ 
Also wir Steuerzahlerlnnen. Anton 
Hofreiter, (Grüne) Vorsitzender des 
Verkehrsauschuss des Bundestages 
kommt auf Grund der Kostenexplo¬ 
sion zu der Schlussfolgerung: „die 
fachlich einzig richtige Entscheidung 
wäre jetzt auszusteigen.“ Doch im Ge¬ 
gensatz dazu will Ministerpräsident 
Kretschmann (Grüne), unterstützt 


von den Betreibern und Befürwor¬ 
tern von Stuttgart 21 keine Ausstiegs¬ 
debatte führen. 

Steht Stuttgart 21 auf der Kippe? Sind 
die letzten Tage von S21 angesagt? 
Tatsache ist, es wird immer enger für 
S21 und die Betreiber dieses Wahn¬ 
sinnsprojekts, darunter auch die Bun¬ 
desregierung. Gleichzeitig bröckelt 
deren Front. Doch ob sich Vernunft 
über kapitalistisches Machtgehabe 
durchsetzt, ist offen. Viel wird davon 
abhängen, wie sich der Aufsichtsrat 
der DB AG, Anfang März positio¬ 
niert. Dort wachsen Zweifel an S21. 
Die DB AG wird versuchen die Kos¬ 
tenexplosion durch Lohnminderung 
bei den Beschäftigten und durch Ar¬ 
beitsplatzabbau zu kompensieren. 
Der DGB Fellbach und die Gewerk- 
schafterlnnen gegen S21 haben die 
Mitglieder im Aufsichtsrat, insbeson¬ 
dere die Arbeitnehmervertreter auf¬ 
gefordert: Steigen sie aus! Sagen sie 
Nein zu diesem Milliardengrab! Zie¬ 
hen sie die Notbremse jetzt! Stehen 
sie zu ihrer Verantwortung. Das soll¬ 
te Schule machen. Für Euphorie un¬ 


ter den Gegnern von S21 besteht kein 
Anlass. Weitere Protestaktionen und 
Widerstand sind notwendig, um die¬ 
ses unsinnige Milliardengrab zu ver¬ 
hindern. Was bisher erreicht wurde, 
gelang nur durch die eigene Kraft. 
Der Kampf gegen S21 und für die 
Modernisierung des Kopfbahnhofs 
(K21) widerspiegelt grundsätzliche 
Fragen unserer Gesellschaft. Die so¬ 
ziale, die ökologische, die demokrati¬ 
sche Fragen und wie wir in Zukunft 
leben wollen. Immer mehr Menschen 
wollen nicht, dass über ihre Köpfe 
hinweg gegen sie entschieden wird. 
Sie wehren sich gegen die Arroganz 
der Macht. Es geht um die Beschaf¬ 
fenheit der Zukunft der Gesellschaft. 
An den Erfahrungen der Betroffenen 
anknüpfend sollten wir als DKP un¬ 
seren Beitrag dazu leisten. Wir haben 
ein zukunftsfähiges Gesellschaftsbild 
und den Weg dazu programmatisch 
formuliert. Eine Gesellschaft, in der 
nicht der Profit sondern der Mensch 
im Mittelpunkt aller Dinge steht. 

Dieter Keller 


30-Stunden-Woche fordern! 

Ohne Arbeitszeitverkürzung nie wieder Vollbeschäftigung! 


Mit einem offenen Brief haben sich 
Wirtschaftswissenschaftler, Be¬ 
triebs- und Gewerkschaftsfunktio¬ 
näre an die Öffentlichkeit gewandt 
mit der Bitte, „dem Kampf gegen 
die Massenarbeitslosigkeit höchs¬ 
te wirtschaftliche und politische, so¬ 
ziale und humanitäre Priorität ein¬ 
zuräumen“ und der Aufforderung: 
„Wirtschaftliche Macht und neolibe¬ 
rale Politik müssen daran gehindert 
werden, weiterhin die Krisenlasten 
der lohnabhängigen Bevölkerungs¬ 
mehrheit, den Arbeitslosen und den 
sozial Schwachen aufzubürden. Not¬ 
wendig ist eine faire Verteilung der 
Arbeit durch eine kollektive Arbeits¬ 
zeitverkürzung. Lassen Sie uns dafür 
gemeinsam kämpfen!“ 

Die Autoren kritisieren eine „sozial 
und ökonomisch kontraproduktive 
Umverteilung von den Arbeits- zu 
den Besitzeinkommen (Gewinn, Zins, 


Miete, Pacht)“, was zu gewaltigen Fi¬ 
nanzspekulationen und Finanzkrisen 
geführt hat. „ Die Krisenbewältigung 
darf nicht denen überlassen werden, 
die aus den Krisen hohe Gewinne 
gezogen haben und jetzt erneut ver¬ 
suchen, mit Scheinalternativen und 
einer Therapie an Symptomen aus¬ 
schließlich den Besitzstand der Ver¬ 
mögenden auf Kosten der großen Be¬ 
völkerungsmehrheit zu sichern. Fast 
vierzig Jahre neoliberaler Kapitalis¬ 
mus sind genug.“ 

Dieser wirtschaftspolitische Irrweg 
habe in Deutschland, Europa, und 
in der ganzen Welt zu unermessli¬ 
chem sozialem Elend geführt und die 
Spaltung innerhalb und zwischen den 
Gesellschaften vertieft, die Reichen 
noch reicher und die Armen ärmer 
gemacht. 

Die Neoliberalen wollen von der 
Massenarbeitslosigkeit ablen¬ 


ken. „Ihre Propaganda, es gebe in 
Deutschland fast wieder Vollbeschäf¬ 
tigung, grenzt angesichts der Realität 
von Massenarbeitslosigkeit an Zynis¬ 
mus“, meinen die Unterzeichner. 
Gefahren für die Gewerkschaftsbe¬ 
wegung werden benannt: „Das herr¬ 
schende neoliberale Modell hat den 
Gewerkschaften unter Bedingungen 
der Massenarbeitslosigkeit viel von 
ihrer Gestaltungsmacht geraubt und 
sie in die Defensive getrieben. Die 
Beschäftigten haben Angst, den ei¬ 
genen Arbeitsplatz zu verlieren. Da¬ 
durch wird ein an Unterwürfigkeit 
grenzendes Verhalten der Beschäf¬ 
tigten und Arbeitslosen heraufbe¬ 
schworen. Hierauf beruhen die Be¬ 
reitschaft zu beträchtlichen Zuge¬ 
ständnissen (weniger Lohn, längere 
Arbeitszeiten, steigende Arbeitsver¬ 
dichtung, mehr Flexibilität etc.) und 
die weitere Schwächung der Gewerk¬ 


schaften - nicht nur bei Tarifverhand¬ 
lungen.“ 

Dramatisch sei die Situation vieler 
Beschäftigter heute: „Allein fast eine 
Million Geringverdiener schuften 
mittlerweile wöchentlich 50 Stunden 
und mehr, um überhaupt ein Einkom¬ 
men zu erzielen, von dem man aber 
immer noch nicht leben kann. Immer 
mehr Arbeitnehmerinnen beziehen - 
trotz Arbeit - Hartz IV als sogenann¬ 
te ,Aufstocker‘. Die, die heute schon 
nichts haben, werden zusätzlich in 
die Altersarmut geschickt.“ Die Mas¬ 
senarbeitslosigkeit sei „die Ursache 
des ruinösen Wettbewerbs unter den 
Beschäftigten und fördert die Ent¬ 
stehung des Niedriglohnsektors und 
solcher diskriminierenden Arbeits¬ 
formen wie Leiharbeit und Werkver¬ 
träge ohne gewerkschaftliche Inter¬ 
essenvertretung. Daher ist dringend 
eine Verknappung von Arbeit auf die 
30-Stunden-Woche notwendig.“ 

(Der komplette offene Brief ist auf zu 
finden aufwww.kommunisten.de). 


Thema der Woche 


Karnevals-„Nachlese“ 

Die „fünfte Jahreszeit“, die „tol¬ 
len Tage“, kurz: Karneval ist vorbei. 
Schlimm für die einen, schön für den 
Rest. Bei Karneval gibt es kein „viel¬ 
leicht“. Man liebt ihn oder macht sich 
nichts draus. Aber wo kommt er her? 
Was hat ihn jahrhundertelang am Le¬ 
ben erhalten? 
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Hausdurchsuchung 
bei DKP- 
Bezirkssprecher 

Am Vormittag des 7. 2. 13 fand bei 
Walter Listl, Bezirkssprecher der 
DKP, eine Hausdurchsuchung statt, 
bei der auch sein Terminkalender mit 
Telefonverzeichnis beschlagnahmt 
wurde. Der Hintergrund: Mit Absen¬ 
der „Walter Listl“ wurde ein maschi¬ 
nengeschriebenes Nazipamphlet ver¬ 
sendet. Inzwischen ist bekannt, dass 
ähnliche Briefe auch mit dem Ab¬ 
sender des Münchner Antifaschisten 
Martin Löwenberg und dem eines bei 
der Antifaschistischen Informations-, 
Dokumentations- und Archivstel¬ 
le München aktiven Journalisten ver¬ 
schickt wurden. 

In einer Erklärung der DKP Südbay¬ 
ern heißt es: Wenn erkennbar fingierte 
Briefe als Vorwand genommen wer¬ 
den können, um derart unverhältnis¬ 
mäßige polizeiliche Repressionsmaß¬ 
nahmen auszulösen, richtet sich dies 
gegen alle demokratisch engagierten 
Personen und Organisationen. Die 
DKP fordert die sofortige Einstellung 
des Ermittlungsverfahrens gegen Wal¬ 
ter Listl und die sofortige Herausgabe 
des Terminkalenders und des Telefon¬ 
verzeichnisses von Walter Listl. Die 
DKP fordert, dass Polizei und Justiz 
nicht weiter durch solche Polizeiakti¬ 
onen den Naziprovokateuren zu grö¬ 
ßerer Wirkung verhelfen. 
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Castkolummne von Volker Metzroth 


Tarifautonomie verteidigen - 
auch im Bundestagswahlkampf 


Mit allen Mitteln kämpfen die Mo¬ 
nopole und ihr politisches Personal 
in der EU nicht nur darum, dass ihre 
Europakonstruktion überlebt. Sie 
nutzen die Krise, um die ökonomi¬ 
sche und politische Vereinigung vor¬ 
anzutreiben. Unter dem Mantel der 
Eurorettung wurden der Kommissi¬ 
on und dem Rat der EU wie nie zu¬ 
vor in vergleichbaren Zeiträumen 
Rechte und Kompetenzen übereig¬ 
net. Längst geht es nicht mehr allein 
darum, die Krisenlasten auf die gro¬ 
ße Mehrheit der Bevölkerung abzu¬ 
wälzen, sondern schon lange in der 
Schublade liegende Pläne zu rea¬ 
lisieren. Dabei wird auch das Ziel 
der Agenda von Lissabon weiter 
verfolgt, EU-Europa zum „wettbe¬ 
werbsfähigsten Wirtschaftsraum“ zu 
machen. Es ist daher nicht verwun¬ 
derlich, dass das Tarifrecht, die in den 
meisten EU-Staaten existierende Ta¬ 
rifautonomie und das Streikrecht zu¬ 
nehmend ins Visier geraten. 

Im Mai letzten Jahres protestierte 
EU-weit neben Gewerkschaften und 
linken Parteien die DKP gemeinsam 
mit der PTB, der KPL und der NCPN 
gegen Versuche, das Streikrecht ge¬ 
gen grenzüberschreitend agieren¬ 
de Konzerne zu beschneiden, wenn 
Streiks laut dem Entwurf der soge¬ 
nannten „Monti-II-Verordnung“ die 
Wettbewerbsfreiheit gefährdeten. 
Gemäß dem Merkelschen Credo, 
nachdem der Weg aus der Krise über 
die Stärkung der Wettbewerbsfähig¬ 
keit führe, hat die EU-Kommission 
längst schon nationales Tarifrecht im 
Visier, auch das dank Lohn- und So¬ 
zialdumping zum Exportmeister ge¬ 
wordene Deutschland. So verlangt 
der Entwurf einer Richtlinie ein 
Fort von den Flächen- hin zu Haus¬ 
tarifverträgen. Mit einem „Mecha¬ 
nismus gegen makroökonomische 
Ungleichgewichte“ sollen drittel¬ 
paritätisch (Gewerkschaften, Staat, 
Unternehmen) auf EU-Ebene Ober¬ 
grenzen der Lohnstückkosten festge¬ 
legt werden, deren Überschreiten zu 
Strafzahlungen der jeweiligen Staa¬ 
ten führen soll. Nach Meinung nicht 
nur des DGB freuten sich dann nur 
Aktionäre und Unternehmer, die Ar¬ 
beitenden hätten sinkende Reallöh¬ 
ne zu befürchten. Die logische Folge 
wäre, dass dort, wo Gewerkschaften 
sich nicht freiwillig unterordnen, sie 
mit staatlicher Repression auf Kurs 
gebracht werden müssten. Wie das 
gehen könnte, zeigte sich in Grie¬ 
chenland, wo die bürgerlich-sozial¬ 
demokratische Parlamentsmehrheit 
alle Flächentarifverträge per Gesetz 
für ungültig erklärte. Der DGB hat 
zumindest bei einem ersten Termin 
in obiger Sache seine Beteiligung 
abgesagt, um sich hier nicht zum Er¬ 
füllungsgehilfen der Kommission zu 
machen. 

Nicht wenige Gewerkschafter sind 
sauer auf die „Brüsseler Bürokratie“, 
auf EU-Kommissare, die sich einsei¬ 
tig von wirtschaftlichen Interessen 



lenken ließen. Dass die gegen ihre 
Überzeugung handeln, glaubt wohl 
keiner. Entscheidend ist aber, dass 
in der EU keine Richtlinie Rechts¬ 
kraft erhält, der nicht die zuständi¬ 
gen Ministerräte und letztendlich der 
Rat der Staats- und Regierungschefs 
zugestimmt haben. Und dort müßte 
auch ein Ansatz für die Gewerk¬ 
schaften sein, vor allem in den öko¬ 
nomisch und politisch dominieren¬ 
den Ländern wie Deutschland und 
Frankreich, unterm Dach des Euro¬ 
päischen Gewerkschaftsbunds koor¬ 
diniert, sich mit ihren Regierenden 
darüber auseinanderzusetzen und 
Mitglieder zu politischer Gegenwehr 
zu mobilisieren. Wer im Rahmen so¬ 
genannter Hilfspakete zunächst an 
der Peripherie Gewerkschaftsrechte 
aushebelt, der wird sich auch zu Hau¬ 
se nicht davor scheuen, wenn es denn 
nicht genug Widerstand gäbe. 

In seinem Beschluss „Gute Arbeit - 
Sichere Rente - Soziales Europa“, in 
dem der DGB zu einem Eingreifen 
in den Bundestagswahlkampf für 
einen Politikwechsel aufruft, wird 
u.a. die Stärkung der Tarifautono¬ 
mie als Ziel erklärt. Auch deshalb 
ist es richtig, wenn die lange Zeit 
sehr EU-gläubige Dachorganisati¬ 
on acht unterschiedlich großer Ge¬ 
werkschaften seit Monaten auf die 
oben geschilderten Gefahren hin¬ 
weist. Viel Resonanz in den Medien 
findet das derzeit nicht. Die berich¬ 
ten lieber über Treffen der Gewerk¬ 
schaftsspitze mit Merkel, Steinbrück 
und de Maiziere, die Gysi aber au¬ 
ßen vor läst, wohl wissend, dass sich 
da nicht wenige Mitglieder etwas 
irritiert am Kopf kratzen. Das soll¬ 
te aktive Gewerkschafter aber nicht 
davon abhalten, die richtigen Initiati¬ 
ven aufzugreifen, die Medienblocka¬ 
de zu umgehen und im kommenden 
Bundestagswahlkampf die Kandida¬ 
ten von CDU/CSU und FDP ebenso 
wie die von SPD und Grünen wegen 
der Angriffe auf die Tarifautonomie 
zur Rede zu stellen. Und niemandem 
von ihnen sollte man es durchgehen 
lassen, wenn sie sich wieder hinter 
„Brüssel und den EU-Bürokraten“ 
verschanzen wollen. Schließlich we¬ 
delt auch in Brüssel der Schwanz 
nicht mit dem Hund. 



Unerwarteter Schulterschluss 

DCB-Gewerkschaften und Bundeswehr bereiten Kooperation vor 


L ange Zeit standen die Gewerk¬ 
schaften der Bundeswehr äußerst 
kritisch gegenüber. Das scheint 
vorbei. DGB-Chef und Verteidigungs¬ 
minister demonstrieren bei einem Tref¬ 
fen Einigkeit, so liest sich der Anfang 
einer dpa-Meldung. Der DGB-O-Ton 
zu dieser höchst alarmierenden Mel¬ 
dung findet sich in den Pressemeldun¬ 
gen des Deutschen Gewerkschafts¬ 
bundes (DGB) unter der Überschrift 
„Gewerkschaften und Bundeswehr: 
Engerer Austausch geplant“: „Nach 
dreißig Jahren war mit Thomas de 
Maiziere wieder ein Bundesverteidi¬ 
gungsminister zu Besuch beim Deut¬ 
schen Gewerkschaftsbund. De Maizi¬ 
ere folgte einer Einladung des DGB. 
Vereinbart wurde eine engere Zusam¬ 
menarbeit zwischen Bundeswehr und 
Gewerkschaften.“ 

„Ein gutes und nachdenkliches Ge¬ 
spräch“ mit dem Verteidigungsminis¬ 
ter sei es gewesen, sagte der DGB- 
Vorsitzende Michael Sommer. Man 
werde eine gemeinsame Erklärung 
von Bundeswehr und Gewerkschaf¬ 
ten erarbeiten, kündigten Sommer und 
de Maiziere nach dem Gespräch mit 
den Spitzenvertretern der DGB-Ge- 
werkschaften an. Darin sollen „prag¬ 
matische und grundsätzliche“ Fragen 
behandeln: Privatisierung, Ausbildung, 
Personalentwicklung, aber auch Rüs¬ 
tungsfragen und Rechtsextremismus in 
der Bundeswehr. 

De Maiziere verwies auf die Wichtig¬ 
keit des Themas „Industriestandort 
Deutschland“ und die Fragen „Wel¬ 
che Rolle spielt dabei die Sicherheits¬ 
industrie?“ und „Was bedeutet ver¬ 
netzte Sicherheit im Verhältnis zu Ar¬ 
beiterbewegung und Bundeswehr?“ 
bei Auslandseinsätzen. Das Verhältnis 
zwischen Bundeswehr und Gewerk¬ 
schaften sei heute nicht mehr belas¬ 
tet, betonten sowohl Sommer wie 
auch de Maiziere. In den 50er Jahren 
hatten sich die Gewerkschaften gegen 
die Wiederbewaffnung Deutschlands 
gestemmt. Die Bundeswehr hatte sich 
lange gegen gewerkschaftliche Rech¬ 
te für Soldaten verwehrt. Bislang fast 
unbemerkt wuchert da aber zusam¬ 
men, was absolut nicht zusammenge¬ 
hört. 

Die DGB-Gewerkschaften und Bun¬ 
deswehr bereiten eine Kooperation 
auf einer neuen Grundlage vor: „Wir 
wollen prüfen, in welchem gemeinsa¬ 
men Geist wir die Zusammenarbeit 
in die Zukunft tragen“, sagte de Mai¬ 
ziere. 1981 wurde schon einmal eine 
gemeinsame Erklärung erabschiedet, 
die man als „großen Friedensschluss“ 
bezeichnen könnte. In der Erklärung 
versicherte man sich gegenseitig, beide 
Seiten achteten den „jeweiligen Auf¬ 
trag“. „Den Geist der 70er-Jahre haben 
wir erfolgreich überwunden“, äußerte 
sich de Maiziere über den Rückgang 


der Antikriegsproteste aus der Arbei¬ 
terbewegung. Auch wenn es Unter¬ 
schiede gebe: „Die Gewerkschaften 
sind Teil der Friedensbewegung. Und 
auch die Bundeswehr ist Teil der Frie¬ 
densbewegung.“ 

Der DGB-Vorsitzende Sommer er¬ 
gänzt: „Egal, wie wir zur Frage von 
Auslandseinsätzen stehen“, man müsse 
alles dafür tun, „die Soldaten anständig 
auszurüsten“. Bei dem „Gedankenaus¬ 
tausch“ habe man über die Aufgaben 
der Bundeswehr in der Gesellschaft, 
die Personalentwicklung der Zivil¬ 


beschäftigten, die Zukunft der Rüs¬ 
tungsindustrie und über den Einsatz 
von Kampfdrohnen gesprochen, teilte 
Sommer mit. Der sicher für viele recht 
überraschend gekommene Schulter¬ 
schluss zwischen DGB und Truppe ist 
bei genauer Hinsicht aber so überra¬ 
schend denn doch nicht: 1957 gründete 
die ÖTV dann aber eine „Fachgruppe 
Bundeswehr“, mit einer Unterabtei¬ 
lung „Soldaten“. 1965 hielt es Bundes¬ 
verteidigungsminister Kai-Uwe von 
Hassel noch für unangebracht, dass 
die Gewerkschaft Öffentliche Diens¬ 
te, Transport und Verkehr (ÖTV) deut¬ 
sche Soldaten als Mitglieder anwirbt. 
Die Zielsetzung der ÖTV widerspre¬ 
che dem Prinzip von Befehl und Ge¬ 
horsam, verlautbarte er. Unter den am 
10. Oktober 1981 bei der schon legen¬ 
dären Demonstration von hunderttau¬ 
senden Menschen gegen die atomare 
„Nachrüstung“ auf der Bonner Hof¬ 
gartenwiese waren tausende Gewerk¬ 
schaftsmitglieder mit dabei. Sie pro- 

DGB Bayern gegen die 
Wiederaufrüstung 

Wie m erwarten. »Und im Mittelpunkt der dritten ordent- 
liehen DGÜ-Landrikontercnz Bayern die Wiederauf runung 
der Bundesrepublik Die Delegierten »teilten »uh einmütig 
hinter die EnlKfalieBuog de» DGB-Bundctkuoqrcsie» in 
Frankfurt Sir betonten in einer Retolulion. daß die Frank¬ 
furter Entuhließung nicht «i» platonisch bewertet werden 
dürfe Der DGB*Bundetvortland wird «ufgefordert. .in 
letzter Stunde alle legalen Maßnahmen zu ergreifen. (Ile 
geeignet sind, die Durchführung der Aufrüstung zu ver¬ 
hindern* Die bayru hen Gewerkschaften verlangen vom 
DGB*Bundesvoistand folgende konkrete Schritte 

1. eine breit angelegte Aufklarungswelle in Wort. Schrift. 
Versammlungen Kundgebungen. Wanderausstellungen 
und Fahrzeugkorso». 

2. Herausgabe einer Sonderbroschurc. die alle Auswir¬ 
kungen eine» möglichen deutschen Wehrbeitrage» dar¬ 
stellen »oll. und AufkUirungsartikel in der Gewerkschafu- 
presset 

3 eine geheime Abstimmung der sech* Millionen DGB- 
Mitglteder in der Bundesrepublik gegen die Wieder¬ 
aufrüstung; 

4. Petitionen an den Bundestag und die Landerparlajuentvi 

5. Organisation von Volksbegehren und Volksentscheiden 
in jenen Landern der Bundesrepublik, wo dies verfassungs¬ 
rechtlich möglich ist. 

6. Sonderkonten* sämtlicher Gewerkschaften gemeinsam 
mit dem DGB in Bonn all Willenskundgebung gegen den 
Wehrbeltrag. 

7. Kampl gegen die Veränderung jener Artikrl de» 
Grundgesetzes, die Wchrdienstvetweigerung erlauben 

Aufwärtsjugendzeitschrift des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes, 
vom 20. Januar 1955 

testierten gegen die von der NATO 
geplante Stationierung von „Pershing 
II“-Mittelstreckenraketen und „Cruise 
Missiles“-Marschflugkörpern und for¬ 
derten ein atomwaffenfreies Europa 
und das Ende der Blockkonfrontati¬ 
on. Der DGB-Jugend, die sich an der 
Bonner Friedensdemonstration betei¬ 
ligen wollte, wurde vom DGB-Bundes- 
vorstand die „Mitträgerschaft an die¬ 
ser Demonstration“ verboten. IGM- 
Vorsitzende Eugen Loderer: „Wir 
brauchen keine fremden Fahnen und 
Flaggen, unter denen wir marschieren, 
um unserem alten gewerkschaftlichen 
Ziel nach Frieden und Abrüstung nä¬ 
herzukommen“ („Metall“, Nr. 15 vom 
29.7.81). 

24. März 1999: Im italienischen Piacen- 
za starten deutsche Kampfjets gegen 
Jugoslawien. Schon einen Tag vor Be¬ 


ginn des 78-tägigen Bombardements 
legitimierte der damalige DGB-Vor¬ 
sitzende Dieter Schulte im Einklang 
mit der gesamten DGB-Führung den 
seit 1945 ersten Angriffskrieg der 
Deutschen. Als Begründung der Zu¬ 
stimmung bediente sich der DGB auch 
der unbewiesenen „ethnischen Säube¬ 
rungen“ und der „Massenmorde“ im 
Kosovo durch die serbische Staatsfüh¬ 
rung. „Vor diesem Hintergrund hat der 
DGB den vom Deutschen Bundestag 
gefassten Beschluss respektiert, die 
NATO dabei zu unterstützen, durch 


den Einsatz von Streitkräften Ver¬ 
handlungsergebnisse zu erzwingen“, so 
hieß es in der Erklärung des Bundes¬ 
vorstands vom 6. April 1999. „Das Ja 
des DGB zum Krieg 1999 war nach der 
Bewilligung der Kriegskredite 1914 das 
zweite Ja zum Krieg in der Geschichte 
deutscher Gewerkschaften. Ein drit¬ 
tes darf es nicht geben“, so der Schau¬ 
spieler Rolf Becker. Bald kam es noch 
schlimmer. 2010 warnte der IG-Me- 
tall-Vorstand den damaligen Bundes¬ 
verteidigungsminister Karl-Theodor 
zu Guttenberg (CSU) massiv vor der 
geplanten Kürzung des Rüstungsetats. 
Die IG Metall werde es nicht hinneh¬ 
men, dass die schon geplante Herstel¬ 
lung von Airbus-Militärtransportern, 
Eurofightern, Tornado-Kampfflugzeu¬ 
gen sowie das Nachfolgeprogramm für 
Drohnen des Typs Talarion in Teilen 
„dem Rotstift zum Opfer fallen“. „Wir 
finden es nicht gut, wenn mit deutschen 
Steuergeldern ausländische Rüstungs¬ 
güter gekauft werden. Wir hätten die 
Wertschöpfung lieber in Deutschland“, 
so der IG-Metall-Konzernbetreuer 
Bernhard Stiedl. 

Über das Thema Bundeswehr wurde 
auch auf dem ver.di-Bundeskongress 
2011 heftig gerungen. Die Gewerk¬ 
schaftslinke konnte sich mit einem 
Antrag zum Rückzug der Bundes¬ 
wehr hinter die Landesgrenzen nicht 
durchsetzen. Und als sich beim Hes¬ 
sentag in Oberursel im Juni 2011 
ver.di-Mitglieder und andere kriti¬ 
sche Gewerkschafter dort auch an 
der Protestaktion „Kein Werben fürs 
Sterben!“ aktiv gegen eine Propagan¬ 
da-Show der Bundeswehr beteiligten, 
kochte die CDU. Flugs schrieb CDU- 
Generalsekretär Hermann Gröhe 
einen offenen Brief an ver.di-Chef 
Frank Bsirske, in dem er die Aktion 
der Friedensaktivisten angriff. Artig 
distanzierte sich ver.di-Chef Bsirske 
in seinem Antwortbrief an Gröhe 
sofort von seinen Kollegen und be¬ 
kannte: „ver.di engagiert sich kon¬ 
tinuierlich und konsequent für die 
Belange der Soldatinnen und Solda¬ 
ten sowie der Zivilbeschäftigten der 
Bundeswehr. ... Die Bundeswehr ist 
Teil unserer demokratischen Gesell¬ 
schaft und handelt als Parlamentsar¬ 
mee im Auftrag des Bundestages. Es 
ist für ver.di selbstverständlich, dass 
für den Eintritt in die Bundeswehr 
auch geworben wird.“ Es war also 
nur eine Frage der Zeit bis aus einer 
eher nur zeitweiligen dann irgend¬ 
wann eine gewachsene Liebesnähe 
zwischen Gewerkschaft und Militär 
entwickeln konnte. 

Aber noch heute ist ein Beschluss 
des DGB-Bundeskongresses aus dem 
Jahre 1956 unwiderrufen, der die Ge¬ 
werkschaften verpflichtet, jene Kräfte 
zu unterstützen, die „willens und fähig 
sind,... die Wiederbewaffnung im ge¬ 
spaltenen Deutschland und die Wehr¬ 
pflicht wieder rückgängig zu machen“. 
Otto Brenner (IGM) Heinz Seeger 
(GHK), Loni Mahlein (DruPa), Detlef 
Hensche (DruPa) und Werner Pfennig 
(DruPa, ver.di) waren Gewerkschafts¬ 
führer, die sich als Antimilitaristen 
kompromisslos gegen die Wiederbe¬ 
waffnung, den Atomkrieg und Rüs¬ 
tung engagierten. Sie sind Vorbilder 
für alle, die vielen Friedensfreunde in 
den Gewerkschaften und weit darüber 
hinaus. Die Gewerkschaften sind ein 
natürlicher und unverzichtbarer Teil 
der Friedensbewegung. Die Gesprä¬ 
che zwischen DGB und Bundeswehr 
auf höchster Ebene sind hingegen Teil 
der offensiven Akzeptanz-Propagan¬ 
da des Verteidigungsministeriums. So 
sollen die wieder von deutschem Bo¬ 
den ausgehenden Kriege als legitime 
Fortsetzung der Politik mit militäri¬ 
schen Mitteln legitimiert werden. Es 
ist höchste Zeit, die DGB-Gewerk- 
schaftsführer wieder dazu zu bringen, 
sich zu den friedenspolitischen Positi¬ 
onen der Gewerkschaftsbewegung zu 
bekennen, statt sich der militärischen 
Interventionspolitik der Bundesregie¬ 
rung anzudienen. Daher, liebe friedlie¬ 
bende Gewerkschafter: Rührt euch! - 
Es ist an der Zeit! 

Manfred Dietenberger 


Der Arbeitertag erklärt: 

„Das System der stehenden Heere, wie es sich in fast allen Ländern Europas entwickelt 
hat, ist eine der Hauptursachen der gegenwärtigen Geschäftsstockungen. Indem es den 
Völkern insgesamt ungeheuere Lasten auferlegt, die Steuern mit den Staatsschulden 
von Tag zu Tag erhöht, einen großen Teil der Bevölkerung in den besten und kräftigsten 
Lebensjahren seinem Berufe und der Produktion entzieht, ist es zugleich eine wesentli¬ 
che Ursache der herrschenden sozialen Not und Massenverarmung. Indem es ferner den 
Fürsten die Macht gibt, gegen den Willen und das Interesse der Völker Krieg zu führen, 
überhaupt den Willen der Völker zu mißachten, ist das stehende Heer die Quelle bestän¬ 
diger Kriegsgefahr und das Mittel dynastischer Eroberungskriege nach außen und der 
Unterdrückung von Recht und Freiheit nach innen. In Erwägung dessen betrachtet es der 
deutsche Arbeitervereinstag als eine Pflicht der Arbeiter aller Länder, nachdrücklich und 
unausgesetzt mit allen Mitteln auf Beseitigung der stehenden Heere und auf Einführung 
der allgemeinen Volksbewaffnung hinzuwirken“. 

Wilhelm Liebknecht: Zur Wehrfrage Rede und Resolution auf dem Nürnberger Vereinstag 

(7. September 1868) 
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Sana-Kliniken Düsseldorf 
bleiben im TVöD 


Erfolgreiche Streiktage verhindern den Ausstieg - 
„Unmoralisches“ Angebot 



Nach engagierten Streiktagen: DerTVöD wurde gerettet. 


Der Krankenhauskonzern Sana, der 
in Düsseldorf die Kliniken und Senio- 
renzentren in Gerresheim und Benrath 
betreibt, wurde durch die entschlosse¬ 
ne Haltung und Streikbereitschaft der 
insgesamt rund 1 000 Kolleginnen und 
Kollegen in die Knie gezwungen: Er 
musste zustimmen, dass der Tarifver¬ 
trag öffentlicher Dienst (TVöD) wei¬ 
terhin für alle Beschäftigten gilt. 
Stefan Röhrhoff vom Fachbereich 3 
Gesundheitswesen beim ver.di-Be- 
zirk Düsseldorf teilt im „Tarifinfo Nr. 
7“ mit: „Unsere Entschlossenheit und 
Beständigkeit haben sich gelohnt. Die 
Verhandlungen am 5. Februar haben 
den Durchbruch gebracht: Der TVöD 
gilt weiter!“ Der Ausstieg aus dem 
TVöD hätte für die Beschäftigten in 
den Seniorenheimen massive Lohnein¬ 
bußen bis zu 300 Euro bedeutet. Ein¬ 
geleitet wurde der geplante Ausstieg 
durch den Austritt Sanas aus dem Ar¬ 
beitgeberverband Anfang letzten Jah¬ 
res. Der Tarifvertrag muss noch abge¬ 
segnet werden. Dafür bleibt eine Er¬ 
klärungsfrist bis zum 19. März. 

Die Entgelttabellen können zum 
28.02.2014 gekündigt werden, der 
Manteltarifvertrag zum 28.02.2016. 
Da die Streiktage nicht ohne Wirkung 


blieben, geht die ver.di-Tarifvommis- 
sion davon aus, dass Sana 2014 nicht 
kündigen wird. Zum 1. Juni 2014 hatte 
Sana zwei Prozent mehr angeboten, ab 
dem 1. März 2015 weitere 1,5 Prozent, 
ver.di spricht von einem „unmorali¬ 
schen“ Angebot. Die Tarifkommission 
lehnte ab. 

Einen Teilerfolg meldet ver.di bei den 
Forderungen zur Leiharbeit: „Die Ge¬ 
schäftsführung hat zugesagt, die Be¬ 
schäftigten, die über die Sana-Leihar¬ 
beitsfirma SPS in Düsseldorf arbeiten 
zu übernehmen.“ Keinen Erfolg gab es 
hinsichtlich der Forderung nach einer 
Einmalzahlung, der sogenannten Mo¬ 
tivationszulage, von 240 Euro. 

Die DKP hatte im Gerresheimer Rat¬ 
haus mehrfach vor dem Verkauf von 
51 Prozent der kommunalen Kran¬ 
kenhäuser an Sana gewarnt, denn die 
Konzerne, die hinter Sana stehen, er¬ 
warten Gewinne, die „erwirtschaftet“ 
werden müssten. Wenn die Geschäfte 
nicht so geführt werden, wie es von den 
Investoren erwartet wird, kann das zur 
Entlassung in der Geschäftsführung 
führen. Auf der Homepage von Sana 
wird Geschäftsführerin Dr. Birgitt 
Fouckhardt-Bradt nicht mehr genannt. 

Uwe Koopmann 


„Bertelsmann - Der Sensenmann" 

Der Kampf um 1100 Prinovis-Arbeitsplätze hat begonnen 


Vor den Werkstoren versammelten 
sich am vergangenem Sonnabend rund 
300 Beschäftigte und Angehörige der 
von Schließung bedrohten Druckerei 
der Bertelsmann-Tochter Prinovis im 
holsteinischen Itzehoe zu einer ersten 
Protestaktion. Mit Fahnen, Fanfaren 
und einem als Tod verkleideten Kol¬ 
legen brachten sie ihren Protest gegen 
die Mitte der Woche angekündigte 
Werksschließung zu Ausdruck. 

Auf Plakaten war zu lesen: „Bertels¬ 
mann - Der Sensenmann“ oder „1100 
Arbeitsplätze weg wegen Profitgier.“ 
Die eindeutige Botschaft lautete: Wir 
werden nicht kampflos die Vernich¬ 
tung der Arbeitsplätze hinnehmen. 
Die nächste Kundgebung ist für den 
23. Februar im Zentrum von Itzehoe 
vorgesehen. 

Die Geschäftsleitung von Prinovis 
hatte am Mittwoch vorher auf einer 
turbulenten Betriebsversammlung 
verkündet, dass der Standort Itzehoe 
im Sommer 2014 aus Kostengründen 
vollständig geschlossen werden soll. 
Vorstandschef Bertram Stausberg 
sagte zur Begründung, das Werk sei zu 
schlecht ausgelastet und fahre deshalb 
zu hohe Verluste ein. Durch die Schlie¬ 
ßung könne Prinovis rund 20 Millionen 
Euro einsparen. Am Standort Itzehoe 
werden „Spiegel“, „Stern“ sowie Kata¬ 
loge für Ikea und Otto gedruckt. 
Prinovis gilt als der größte Tiefdruck¬ 
konzern in Europa und war 2005 als 
Joint Venture der Medienkonzerne 
Grüner + Jahr, der Axel Springer AG 


und Bertelsmann gegründet worden. 
Im November 2011 übernahm Bertels¬ 
mann die G + J-Anteile und hält nun 
74,9 Prozent an Prinovis, die restlichen 
25,1 Prozent liegen bei der Axel Sprin¬ 
ger AG. Produktionsstandorte der 
rund 3 800 Beschäftigten sind Itzehoe, 
Ahrensburg, Dresden, Nürnberg und 
Liverpool. Der Medienkonzern Ber¬ 
telsmann (Grüner & Jahr, RTL-Group, 
Random House) wies 2011 bei einem 
Umsatz von 15,2 Mrd. Euro einen sat¬ 
ten Jahresgewinn von 612 Millionen 
Euro aus (FAZ 4.7.12). 

Den Verlust von über 1 000 Arbeits¬ 
plätzen würde die Betriebsschließung 
der modernen Großdruckerei kosten. 
Betroffen wären aber nicht nur die Be¬ 
schäftigten und ihre Familien sondern 
darüber hinaus viele Lieferanten und 
Händler in der Kleinstadt Itzehoe. 
Der schnelle Protest der Betroffenen 
am Samstag ist ein ermutigendes Zei¬ 
chen, dass damit jetzt der Kampf um 
den Erhalt der qualifizierten Arbeits¬ 
plätze begonnen hat - denn darum 
muss es jetzt in erster Linie gehen und 
nicht um Sozialpläne und Transferge¬ 
sellschaft. Ein Erfolg des Kampfes ge¬ 
gen den Bertelsmann-Konzern wird 
nur möglich werden, wenn Belegschaft 
und Gewerkschaften im Bündnis mit 
der Region und ihren politischen und 
sozialen Akteuren solidarisch in Akti¬ 
on treten. Ein weiteres starkes Zeichen 
sollte die Kundgebung am 23. Februar 
sein. Wer kämpft, kann verlieren - wer 
nicht kämpft, hat schon verloren, gst 



Tarifkämpfe in Zeiten der Krise 


Arbeitskreis Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit des DKP- 
Parteivorstandes beriet über Tarifpolitik 



Der Arbeitskreis Betriebs- und Ge¬ 
werkschaftsarbeit des DKP-Partei- 
vorstandes traf sich am 2. und 3. Fe¬ 
bruar zu seiner Klausurtagung in der 
Karl-Liebknecht-Schule in Leverku¬ 
sen. 23 Genossinnen und Genossen 
aus den Betrieben, Verwaltungen und 
Versicherungen nahmen an der Bera¬ 
tung teil, die sich mit den Hauptthe¬ 
men „Tarifrunden 2013: ökonomisches 
und politisches Umfeld (Referent Leo 
Mayer, stellvertretender Vorsitzender 
der DKP) und Tarifpolitik zwischen 
Rechenexempel und politischer Ausei¬ 
nandersetzung (Referent Volker Metz- 
roth, Sekretär des PV für Betriebs- und 
Gewerkschaftspolitik) und den anlau¬ 
fenden Tarifrunden in der Metall- und 
Versicherungsbranche beschäftigte.“ 
Eine konkrete Analyse und Prognose 
der Weltwirtschaftskrise, so betonte 
Leo Mayer in seinem Vortrag, sei wich¬ 
tig für die Einschätzung der Kampfsi¬ 
tuation der Belegschaften. Ebenso 
wichtig sei die Interpretation der ana¬ 
lysierten Fakten, die je nach dem von 
wem sie vorgenommen werden, zur 
Mobilisierung oder zur Resignation 
dienen kann. In der Weltwirtschaft, so 
belegte Leo Mayer auch an Hand zahl¬ 
reicher Grafiken, ist die Eurozone die 
Hauptproblemzone. Das Wirtschafts¬ 
wachstum in der EU wird sinken, maß¬ 
geblich durch die von der EU-Troika 
(IWF, EZB und EU) aufgezwunge¬ 
nen sogenannten Sparprogramme in 
den südeuropäischen Ländern. Diese 
Länder, werden mit dem Abwürgen 
ihrer Konjunktur, weiter in die Krise 
getrieben, was auf die EU-Kernländer 
Zurückschlagen wird. Die zunehmende 
Arbeitslosigkeit, vor allem die Jugend¬ 
arbeitslosigkeit in der EU ist ein Be¬ 
leg dafür. Doch der Schuldennotstand 
des EU-Südens, mit all seinen drama¬ 
tischen Auswirkungen für die Men¬ 
schen, ist zum Vorteil der deutschen 
Regierung (siehe dazu „Krisenprofi- 
teur deutscher Staat, Wie die Bundes¬ 
regierung Milliardengewinne aus der 
Schuldenkrise zieht“ von Fred Schmid, 
isw in UZ Nr. 3 vom 18.1.) 
Deutschland, das bisher als Gewinner 
aus der Krise hervorgegangen ist, so 
belegte Leo Mayer an Hand von Fak¬ 
ten, ist ein beliebter Standort für die 
Transnationalen Konzerne. Das zeigen 
die gestiegenen Direktinvestitionen 
dieser Konzerne in Deutschland, sowie, 
dass die Mehrheit der 30 DAX Unter¬ 
nehmen in ausländischen Konzernhän¬ 
den liegen. Diese Entwicklung zeigt, 
die Kluft zwischen hochprofitablen In¬ 
seln im Meer der Armut wird auch in 
der Europäischen Union immer deut¬ 
licher. Die Sonderrolle Deutschlands 
fußt auf der starken industriellen Basis 
und dem hohen technologischen Stan¬ 
dard, vor allem im Maschinenbau, der 
Automobil- und Chemieindustrie. Hin¬ 
zu kommen in der BRD relativ billige 
Löhne und sehr flexible Arbeitsver¬ 
hältnisse. Der kräftig exportierende 
Maschinenbau beliefert beispielswei¬ 
se die BRIC-Staaten, vor allem Chi¬ 
na, die diese Waren, die mit Euro ab¬ 
gerechnet werden, zur Entwicklung 
ihres Binnenmarktes brauchen. Vor 
dem Hintergrund ist das Interesse an 
einem stabilen Euro von Seiten des 
exportorientierten Kapitals in der EU 
zu verstehen. In einem Brief des Bun¬ 
desverbandes der Deutschen Indust¬ 
rie (BDI) und des französischen und 
italienischen Unternehmerverbandes 
an Bundeskanzlerin Merkel fordern 
diese von der deutschen Regierung 
die „Haushaltskonsolidierungspoli¬ 
tik“ beizubehalten. Die Folgen dieser 
Politik sind in Griechenland zu beob¬ 
achten: Kündigung aller Tarifverträge, 
Einführung der 6-Tage-Woche, Halbie¬ 
rung von Abfindungszahlungen und 
vieles mehr. Die Stoßrichtung dieser 
Sparprogramme ist klar: Die Arbeits¬ 
kosten sollen weiter gesenkt werden, 
das Kapital fordert die rigorose De¬ 
regulierung des sogenannten Arbeits¬ 
marktes, um gegenüber den wirtschaft¬ 
lich aufstrebenden Schwellenländern 
konkurrenzfähig zu sein. Dies wird 
koordiniert und durchgesetzt über die 


Europäi¬ 
sche Union. 

Vor diesem 
Hinter¬ 
grund un¬ 
tersuchte 
Leo May¬ 
er die Ent¬ 
wicklungen 
in der IG 
Metall und 
ihre Tarif¬ 
politik. Die 
IG Metall 
schwankt 
zwischen 
Wettbe- 
werbs- 
koopera- 
tismus und 
Kapitalis¬ 
muskri¬ 
tik. In der 
Krise war 
sie für ihre 
Mitglieder 
relativ er¬ 
folgreich. 

Festzustel¬ 
len sei, dass 
die IG Me¬ 
tall einen 
Mitglieder¬ 
zuwachs 
habe, vor 
allem un¬ 
ter der Ju¬ 
gend. „Bei den Kernbelegschaften - 
der Basis der IGM - konnten Kündi¬ 
gungen vermieden werden. Die IGM 
unterstützte mit Abwrackprämie 
und Kurzarbeit die Exportstrategie 
der Metallindustrie und förderte die 
üblichen Instrumente der betriebli¬ 
chen Krisenbewältigung: Abbau von 
Leiharbeiterinnen, Werkverträgen 
und Arbeitszeitkonten, Reorganisa¬ 
tionsmaßnahmen zur Steigerung der 
Konkurrenzfähigkeit, Zugeständnis¬ 
se bei Löhnen und Leistungsstan¬ 
dards.“ Den Kernbelegschaften wur¬ 
de damit vermittelt, Lohnverzicht ret¬ 
te ihre Arbeitsplätze, der auf Kosten 
der Randbelegschaften, vorrangig der 
Leiharbeiter betrieben wurde. Dieser 
Krisenkooperatismus, wie ihn Jürgen 
Urban vom IGM-Vorstand kritisch be¬ 
zeichnet, hat auch zu Spannungen un¬ 
ter den europäischen Gewerkschaften 
geführt. Andererseits hat die IG Me¬ 
tall gute Kampagnen durchgeführt, wie 
die Aktion Übernahme, gegen Leihar¬ 
beit oder für ein „Gutes Leben“. Ge¬ 
rade die Kampagne „Gemeinsam für 
ein gutes Leben“ bietet viele Ansatz¬ 
punkte für die Entwicklung antikapi¬ 
talistischer Positionen. 

Der Orientierung auf die Exportindus¬ 
trie mit ihren einheitlichen Tarifver¬ 
trägen bei der IG Metall, steht bei der 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di, eine 
starke Fragmentierung der Belegschaf¬ 
ten, ein großer Niedriglohnbereich, die 
höchste Zahl von prekär Beschäftigten 
und ein geringer Organisationsgrad, zer¬ 
splitterte Unternehmensstrukturen und 
ein öffentlicher Dienst, der unter dem 
Druck der Staatsverschuldung und Pri¬ 
vatisierung steht, gegenüber. Die Kon¬ 
kurrenz der Unternehmen wird über 
Lohndrückerei geführt. Aus diesen un¬ 
terschiedlichen Unternehmens- und Be¬ 
schäftigungsstrukturen, so argumentier¬ 
te Leo Mayer, ergeben sich unterschied¬ 
liche Gewerkschaftsstrategien auch in 
den Tarifrunden. „Ver.di verfolgt aus na¬ 
heliegenden Gründen eine Strategie zur 
Stärkung des Binnenmarktes und lehnt 
Lohnverzicht ab. Andererseits kann sie 
ihre Lohnforderungen auf Grund des 
geringen gewerkschaftlichen Organi¬ 
sationsgrades in vielen Bereichen bzw. 
des öffentlichen Drucks wegen der öf¬ 
fentlichen Verschuldung nicht durch¬ 
setzen. Die organisatorische Schwäche 
von ver.di macht eine Konzentration 
auf das „Kerngeschäft“ wie bei der IGM 
unmöglich. Vor diesem Hintergrund ist 
ver.di treibende Kraft beim Thema Min¬ 
destlohn; ver.di beteiligt sich - im Un¬ 
terschied zur IGM - an gesellschaftli¬ 
chen Bündnissen und Bewegungen (wie 


z.B. UmFairTeilen, gegen die Privatisie¬ 
rung des Wassers).“ 

Die kommenden Tarifrunden, so be¬ 
tont Leo Mayer, „werden nicht nur 
darüber mitentscheiden, ob der Le¬ 
bensstandard der Arbeitenden steigt, 
stagniert oder gar fällt, sondern auch 
darüber, ob die Verteilung von unten 
nach oben weiter geht, die Ausbeu¬ 
tung der Arbeitskraft verschärft wer¬ 
den wird oder ob mit der Stärkung der 
Massenkaufkraft auch die deutsche 
Exportwalze etwas gebremst werden 
kann. Wichtig ist für uns, die Rahmen¬ 
bedingungen zu kennen, in denen sich 
die Tarifrunden 2013 bewegen wer¬ 
den.“ Doch beide Gewerkschaften be¬ 
kämpfen nur die neoliberalen Auswir¬ 
kungen auf die Beschäftigten, beiden 
Gewerkschaften fehlt ein alternatives 
Gesellschaftskonzept. 

In der Diskussion wurde von den Teil¬ 
nehmern u. a. hervorgehoben, dass die 
aufgezeigte ökonomische Entwicklung 
deutlich macht, dass die Notwendigkeit 
des internationalen Klassenkampfes 
wächst. Hauptproblem für ver.di ist die 
Privatisierung öffentlichen Eigentums, 
eine Strategie des Neoliberalismus der 
in allen europäischen Ländern festzu¬ 
stellen ist. Alles was nicht den unmit¬ 
telbaren Profitinteressen dient, wie 
Kultur- und Sozialeinrichtungen, soll 
geschlossen werden. Ver.di und die Be¬ 
schäftigten werden hier vor weiteren 
Auseinandersetzungen stehen. Erfor¬ 
derlich ist aber, so betonte ein Genos¬ 
se, dass ver.di neue Kampfformen und 
neue Gewerkschaftsstrukturen entwi¬ 
ckelt. Bisher haben die Gewerkschaf¬ 
ten auf die zunehmende Zersplitterung 
der Betriebe keine entsprechende ge¬ 
werkschaftliche Antwort gefunden. 

Es geht aber nicht nur um die Entlar¬ 
vung und ideologische Bekämpfung 
des Neoliberalismus, so unterstrich 
Leo Mayer, „sondern auch um Ant¬ 
worten auf die ihm zugrunde liegen¬ 
den Realitäten und ökonomischen und 
politischen Machtverhältnisse.“ Es geht 
um Wege raus aus der Erpressbarkeit, 
„d.h.z.B. Flächentarifverträge, die 
wirklich wieder die Funktion eines 
Flächentarifvertrags haben, nämlich 
die Aufhebung der Konkurrenz der 
Arbeiterinnen gegeneinander; und das 
nicht nur national, sondern grenzüber¬ 
schreitend; um die Entwicklung realis¬ 
tisch erscheinender Alternativen. Dazu 
gehört auch der Aufbau einer gesell¬ 
schaftlichen und politischen Kraft, der 
zugetraut wird, gemeinsam mit ihr die 
Veränderungen durchsetzen zu kön¬ 
nen“. Wolfgang Teuber 

(Siehe auch Seite 13) 
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Deutsche Drohnen-Kriege beginnen am 

Von Ulrich Sander 


Undeloh: Nur zahlende 
Ausländer willkommen? 

Diese Frage stellt sich nicht nur der 
Kommentator im Buchholzer Wochen¬ 
blatt vom 6. Februar. Zwei Tage zu¬ 
vor beschäftigte sich der Gemeinderat 
des Heidedörfchens Undeloh - tou¬ 
ristischer Ausgangsort für Wanderun¬ 
gen und Kutschfahrten zum Wilseder 
Berg - damit, ob in diesem viel- und 
gernbesuchten Ort eine ehemalige Pen¬ 
sion zu einer Unterkunft für politisch 
verfolgte Migrantlnnen umgestaltet 
werden soll. Das Hermann-Löns-Cafe 
soll nach Plänen des Landkreises Har¬ 
burg dafür geeignet sein, doch der Ge¬ 
meinderat lehnte eine Nutzungsände¬ 
rung ab. 

„Die kommen aus einem anderen Kul¬ 
turkreis und werden bestimmt im Gar¬ 
ten Lagerfeuer anzünden. Das kann 
ich meinen Feriengästen nicht zumu¬ 
ten.“ - „Wer schützt unsere Frauen vor 
den Asylanten?“, so zitierte die o. g. Lo¬ 
kalzeitung Einwüfe aus dem Publikum. 
Bürgermeister Homann machte dem¬ 
nach nicht einmal den Versuch, hier zu 
beschwichtigen. Derart ausländerfeind¬ 
liche Aussagen wurden so stehen gelas¬ 
sen und abgehakt. 

So ist Herrn Mummenhoff von der 
Buchholzer Kreiszeitung , der auch von 
der Ratssitzung berichtete, nichts hin¬ 
zuzufügen, wenn er feststellt: „Das klei¬ 
ne Tourismus-Juwel Undeloh hat ... 
eindrucksvoll bewiesen, dass nur zah¬ 
lende Ausländer willkommene Gäste 
sind.“ DVA 

Asylverfahren gekürzt 

„Das Asyl-Bundesamt hat die Asyl¬ 
verfahren für Schutzsuchende aus dem 
Westbalkan auf sieben Tage verkürzt - 
in dieser Zeit ist kein faires und unvor¬ 
eingenommenes Asylverfahren mehr 
möglich“, so Ulla Jelpke, innenpoli¬ 
tische Sprecherin der Fraktion „Die 
Linke“, zur Antwort der Bundesregie¬ 
rung (BT-Drucksache 17/12234) auf 
eine Kleine Anfrage. Die Abgeordne¬ 
te weiter: 

„Erwartungsgemäß ist die Zahl der 
Asylsuchenden aus Serbien und Ma¬ 
zedonien zum Ende des Jahres wie¬ 
der deutlich zurückgegangen. Wäh¬ 
rend ihre Zahl im Oktober bei fast 
7 000 lag, überschritt sie im Dezem¬ 
ber nur noch knapp die 1 OOOer-Mar- 
ke. Damit haben sich die von Bundes¬ 
innenminister Friedrich und einigen 
seiner Länderkollegen an die Wand 
gemalten Szenarien eines Massenan¬ 
sturms von Asylsuchenden als reine 
Stimmungsmache entpuppt. Mit dem 
Rückgang der Zahlen dürfte sich auch 
das Projekt des Innenministers erle¬ 
digt haben, Serbien und Mazedonien 
auf die Liste sicherer Herkunftsstaa¬ 
ten zu setzen. 

Dennoch hat das Bundesamt für Mig¬ 
ration und Flüchtlinge seinen gesamten 
Apparat und Unterstützungskräfte aus 
anderen Behörden mobilisiert, um die 
Asylverfahren von Personen aus dem 
Westbalkan zu beschleunigen. Ein sol¬ 
ches Asylschnellverfahren dauert nun 
nur noch sieben Tage. Das Ziel ist klar: 
Die Menschen, deren Asylgesuche man 
von vorneherein als aussichtslos ein¬ 
stuft, sollen möglichst schnell wieder 
abgeschoben werden können. 

Call zur Nominierung der 
ethecon Preisträgerinnen 2013 

ethecon - Stiftung Ethik & Ökonomie 
ruft dazu auf, Vorschläge für Preis¬ 
trägerinnen der beiden diesjährigen 
Internationalen ethecon Awards ein¬ 
zureichen. ethecon verschickt diesen 
Aufruf, den Call 2013, an rund 8 000 
nationale und internationale Organi¬ 
sationen. 

Für den Internationalen ethecon Blue 
Planet Award 2013 können Personen 
vorgeschlagen werden, die sich in her¬ 
ausragender Weise für den Erhalt und 
die Rettung des Planeten einsetzen. Für 
den Internationalen ethecon Black Pla¬ 
net Award 2013 können Personen be¬ 
nannt werden, die in schockierender 
Weise Verantwortung tragen für Zer¬ 
störung und Ruin des Planeten. 

Die Vorschläge für die ethecon Prei¬ 
se 2013 sind bis 30. April 2013 (Post¬ 
stempel) schriftlich einzureichen bei: 
ethecon - Stiftung Ethik & Ökono¬ 
mie (Vorstand), Postfach 15 04 35, 
40 081 Düsseldorf. 


D ie Bundeswehrzeitschrift „IF - 
Information für die Truppe“ 
wirbt in ihrer neusten Ausga¬ 
be für den uneingeschränkten Einsatz 
von Kampfdrohnen, die sie vornehm 
„UAS - Unbemannte Luftfahrzeug- 
systeme/Unmanned Aircraft Systems“ 
nennt. Die UAS hätten zu einem Pa¬ 
radigmenwechsel in der militärischen 
Luftfahrt geführt. Vom Paradigmen¬ 
wechsel spricht auch die Friedensbe¬ 
wegung. Dieser Paradigmenwechsel 
ähnelt dem vom Kriegsbeginn 1999, da 
Deutschland völkerrechtswidrig wie¬ 
der Krieg führte. Mit Drohnen würde 
dies in einer Weise geschehen, die an 
die faschistische Führung von Vernich¬ 
tungskriegen erinnert. Man knüpft an 
die Wunderwaffen VI und V2 der Nazis 
an mit Waffen, die von fern gesteuert 
werden, deutsche Verluste sparen und 
den Menschen in anderen Länder viel- 
hundert-, tausendfach Tod und Verder¬ 
ben bringen. Solche Waffen sollen von 
Kalkar am Niederrhein aus gesteuert 
werden. Leider berichten auch linke 
Medien so gut wie nie darüber (jedoch 
wiederholt UZ und Ossietzky siehe 
7/2012). 

Die in der Fertigstellung befindliche 
UAS-Kommandozentrale der Nato, 
der USA und der Bundeswehr am Nie¬ 
derrhein sollte endlich in den Blick ge¬ 
nommen werden. Das Amt des soge¬ 
nannten Wehrbeauftragten ließ mittei- 
len: Drohnen wären gar nichts neues, 
auch die Drohnen würden ja von Men¬ 
schen abgeschossen. Dazu ist zu sagen: 
Auch die Massenmörder von Ausch¬ 
witz waren irgendwie Menschen, da¬ 
ran erinnerte Hannah Ahrendt. Auch 
Mörder sind ja letztlich Menschen. 

Krieg beginnt hier und 
hier muss er gestoppt werden 

Im Herbst vorigen Jahres fanden in 
Kalkar am Niederrhein zwei leider 
weithin unbeachtete Treffen statt, und 
zwar zu ähnlichen Themen, allerdings 
von Personen gestaltet, die unglei¬ 
cher nicht sein können. Es trafen sich 
Friedensbewegte am Nationalfeier¬ 
tag 3. Oktober unter der Losung „Der 
Krieg beginnt hier - und hier muss er 
gestoppt werden“. Und es trafen sich 
eine Woche später Militärs zur NATO- 
Konferenz „Kriegsführung im 21. Jahr¬ 
hundert“. Es ging dabei im Untertitel 
um die Frage, ob Luftstreitkräfte dabei 
einen Aufstieg oder einen Niedergang 
in ihrer Bedeutung erleben. Sowohl 
Friedensleute als auch die Krieger wa¬ 
ren sich in der Antwort einig: Aufstieg. 
Bei den Militärs: Frohlocken. Bei den 
Friedensleuten: Besorgnis - und der 
Ruf zum Widerstand. 
Bundeswehrführung und NATO ha¬ 
ben in Kalkar - ohne viel Aufsehen zu 
erregen - das Hauptquartier für Luft¬ 
kriegsoperationen aufgebaut bzw. set¬ 


zen den Aufbau fort. Eingreiftruppen 
in aller Welt können seit 2012 von der 
von-Seydlitz-Kaserne aus komman¬ 
diert werden. Von dort können im Auf¬ 
trag der NATO in kurzer Zeit Kriege 
gestartet werden oder man kann in sie 
von fern eingreifen. Es wären Kriege 
von deutschem Boden aus, Kriege, die 
auch unser Land zum Kriegsschauplatz 
machen. Die Friedensleute erinnerten 
daran: „Raketen sind Magneten.“ 

Von Kalkar aus wird zunächst der Luft¬ 
raum nördlich der Alpen observiert. 
Auch das Kommando für den umstrit¬ 
tenen NATO-Raketenabwehrschild 
wird in Deutschland errichtet: Auf 
dem NATO-Stützpunkt im rheinland- 
pfälzischen Ramstein, 380 Kilometer 
von Kalkar entfernt und eng mit NA- 
TO-Einrichtungen in Kalkar und dem 
benachbarten Uedem verbunden. Zu¬ 
nächst wird die NATO-Truppe vom 
deutschen Ramstein aus den Rake¬ 
tenschild gegen angeblich neue Mit¬ 
telstreckenraketen kommandieren. 
Und es wird schon mal der Ernstfall 
geübt: Die Bundeswehrführung teilte 
der Linken-Abgeordneten Sevim Dag- 
delen mit, das Patriot-Kommando der 
Bundeswehr in der Türkei, das dort be¬ 
reit steht, um in den Syrien-Krieg ein¬ 
zugreifen, wird von den US-Oberen in 
Ramstein aus kommandiert. 

Drohnenkrieg per Raketenschirm 

Und so wurde der erste praktische 
Schritt zum Aufbau des Raketen¬ 
schirms getan. Kalkar und Ramstein 
werden sich im Fadenkreuz der „Mit¬ 
telstreckenraketen“ aus dem Osten be¬ 
finden. Es droht die Situation, dass die 
vom Raketenschirm Bedrohten nicht 
abwarten, bis er fertig ist. 

Zunächst wird aber vor allem in Kal¬ 
kar geübt. Während die Bundeswehr¬ 
reform allüberall zur Verringerung 
der Kontingente führte, wurden die¬ 
se in Kalkar verdoppelt. Mit knapp 
der Hälfte der heute dort zur Verfü¬ 
gung stehenden Kräfte, mit rund 400 
echten Soldaten koordinierte General 
Dieter Naskrent im Herbst 2011 von 
Kalkar aus 9 000 virtuelle. Es ging um 
den Einsatz unbemannter Flugkörper, 
um Kampfdrohnen und ferngesteuer¬ 
te Raketen. Es ging um den „Combat 
Air“, den Luftkampf. Die NATO spielt 
Krieg, und in Kalkar wird er auf dem 
Reißbrett geplant und gesteuert, be¬ 
richtete die Lokalpresse WAZ aus der 
Gegend. 

Die geplante Einführung von Kampf¬ 
drohnen ist zudem ein Zeichen dafür, 
dass die Regierung den Verfassungs¬ 
bruch zu ihrer eigenen Sache gemacht 
hat. Von Kalkar aus kann sie - wenn es 
zur Anschaffung der Drohnen kommt - 
über viele tausend Kilometer tödliche 
Attacken mit tausenden Opfern befeh¬ 
len, und die Opfer werden vor allem 


Zivilisten sein. Die Beförderung von 
Oberst Georg Klein zum General war 
kein Ausrutscher. Er hatte es am Kun¬ 
dus 2009 vorgemacht: Aus der Distanz 
Bomben auf den Weg bringen und un¬ 
zählige Menschen ermorden. 

Davor warnten die Friedensleute am 
3. Oktober und sie stellten in einem 
Brief an die NRW-Ministerpräsiden- 
tin Hannelore Kraft fest: „Bereits am 
nächsten 3. Oktober, dem Tag der deut¬ 


schen Einheit 2013, soll alles in Kalkar 
,perfekt 4 sein: Die Verschmelzung der 
NATO- und Bundeswehrluftwaffen¬ 
kontingente zum Führungszentrum 
für weltweite Luftoperationen inklu¬ 
sive das Weltraumlagezentrum. Jeder 
Punkt Eurasiens nördlich der Alpen 
könnte dann mit von dort aus gesteu¬ 
erten Bomben, Raketen, Marschflug¬ 
körpern und Kampfdrohnen erreichbar 
sein. Es ist klar, dass besonders Russ¬ 
land - das das größte Territorium nörd¬ 
lich des 47. Breitengrads besitzt - sich 
bedroht fühlen muss. Es wird, so wurde 
schon angekündigt, dieser Entwicklung 
nicht tatenlos Zusehen. Und das bedeu¬ 
tet: Unser NRW wird zur Zielscheibe 
von Raketen, Bomben und Drohnen.“ 
Es wurde an Frau Kraft appelliert, ge¬ 
gen den Ausbau der gefährlichen Kom¬ 
mandozentralen in Kalkar und Uedem 
zu intervenieren. Doch die Minister¬ 
präsidentin ließ mitteilen: Ihr seien die 
Hände gebunden. Und für die Erhal¬ 
tung der personellen Stärke in Kalkar 
und im nahegelegenen Uedem sei sie 
aus arbeitsmarktpolitischen Gründen 
eingetreten. So wird sie nichts gegen 
die Drohnenproduktion im Düssel¬ 
dorfer Rheinmetall-Konzern einzu¬ 
wenden haben, die bevorsteht. Sogar 
die IG Metall stellt sich darauf ein. De¬ 
ren Vorstand beschloss im Juli 2012 in 
einem Positionspapier: „Die IG Metall 
ist sich der Realität Anfang des 21. Jahr¬ 
hunderts bewusst: Gewaltkonflikte und 
sogar Kriege wird es weiterhin geben 
und damit auch die sicherheitspoliti¬ 
schen Bedürfnisse und Interessen von 


Niederrhein 


Menschen, Staaten und Staatenbünd¬ 
nissen. Die Produktion von Rüstungs¬ 
gütern ist Teil dieser Realität.“ 

Wo Frau Kraft hilflos ist, da herrscht 
seitens des Kriegsministeriums Tat¬ 
kraft. Die Patriot-Raketen wurden in 
die Türkei entsandt und die Drohnen 
wurden für die Luftwaffe geordert, da 
erschien das Ministerium in Gestalt 
des Staatssekretärs Rüdiger Wolf, um 
zu beraten, was das für Kalkar bedeu¬ 


tet. „Im Mittelpunkt des Interesses von 
Staatssekretär Wolf standen die gewal¬ 
tigen Veränderungen bei der Luftwaffe 
am Niederrhein“, wurde über die Pres¬ 
sestelle über den Besuch in Kalkar ver¬ 
breitet. Und weiter: „Bekanntermaßen 
wächst der Standort in den kommen¬ 
den Jahren weiter auf. Im Sommer die¬ 
ses Jahres werden das KdoOpFüLuSK 
(Kommando Operative Führung Luft¬ 
streitkräfte ), die Führungszentrale Na¬ 
tionale Luftverteidigung und das Welt¬ 
raumlagezentrum zum künftigen Zen¬ 
trum Luftoperationen verschmolzen. 
Als einer der wenigen Standorte in 
Deutschland geht Kalkar/Uedem da¬ 
mit gestärkt aus der Strukturreform der 
Streitkräfte hervor.“ 

Reichweite bis weit nach Osten 

Neben einer Einweisung in die natio¬ 
nalen Dienststellen auf dem Uedemer 
Paulsberg besuchte der Staatssekretär 
auch den NATO-Luftverteidigungsge- 
fechtsstand Combined Air Operations 
Centre UEDEM, „dessen Verantwor¬ 
tungsbereich“ - so die Luftwaffenver¬ 
lautbarung - „seit Beginn dieses Jahres 
erheblich gewachsen ist und jetzt vom 
Baltikum bis nach Island und von den 
Alpen bis nach Norwegen reicht.“ Das 
ist nur die Nord-Süd-Ausdehnung - 
über die nach Osten hin wurde nichts 
gesagt, aber man kann es sich denken. 
Ein wichtiger Aspekt sowohl der NA- 
TO-Tagung von Anfang Oktober in 
Kalkar als auch des Besuchs des Staats¬ 
sekretärs am 15. Januar war erneut die¬ 
ser: Kalkar wird ausdrücklich als für die 
Steuerung bemannter und un¬ 
bemannter Luftschlacht-Vehic- 
le, also auch Drohnen, zustän¬ 
dig erklärt. (Laut Website des 
Joint Air Power Competence 
Centre www.japcc.de/combat 
air.html) Minister de Maizie- 
res aktuelle Planungen werden 
hier konkret: Drohnen werden 
für Völkerrechts- und men¬ 
schenrechtswidrige Exekuti¬ 
onen „weicher Ziele“ (Men¬ 
schen) angewandt. Die USA 
praktizieren dies im Jemen, in 
Pakistan, Afghanistan und an¬ 
derswo mit häufiger Tötung 
Unbeteiligter. Opferzahlenbe¬ 
grenzung nach oben offen. 
Sprecher der Friedensbewe¬ 
gung sagten bei ihrer Aktion in 
Kalkar: „Das ist nicht nur ju¬ 
ristisch intolerabel, sondern es 
bedeutet auch nicht hinnehm- 
baren Mord und Totschlag“ 
Die Ostermarschbewegung 
wird ihre Kalkar-Aktion fort¬ 
setzen und auch zu Ostern für 
die Einhaltung des Friedensge¬ 
bots des Völkerrechts demons¬ 
trieren, wurde jetzt in einem 
Aufruf betont. Das Kriegspla- 
nungs- und Steuerungszen¬ 
trum in Kalkar müsse also er¬ 
satzlos geschlossen werden. 



Blick in die Planungsabteilung der Luftwaffenführung in Kalkar. 
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Deutsche Richter machen den Weg frei 

Klerikal-Faschisten dürfen Jungen-Gymnasium in Potsdam eröffnen 



Die Macht des Opus Dei war dem US-amerikanischen Magazin 
Time im Jahre 2006 eine Titelgeschichte wert. 


E s ist kaum fassbar: Das Oberste 
Verwaltungsgericht in Deutsch¬ 
land hat dem klerikal-faschisti¬ 
schen und für seine sadistischen Er¬ 
ziehungsmethoden bekannten Gottes¬ 
werk (Opus Dei) genehmigt, bei Berlin 
ein Knaben-Gymnasium zu eröffnen. 
Die Richter weisen damit die Ableh¬ 
nung der Anstalt durch das Branden¬ 
burger Bildungsministerium zurück. 
Kreise der in Berlin regierenden CDU 
und FDP unterstützten die Gotteswer¬ 
ker energisch. Allerdings hatte bereits 
die Brandenburgische Landesschulbe¬ 
hörde nichts an der reaktionären Aus¬ 
richtung der Anstalt auszusetzen, son¬ 
dern ihre Ablehnung lediglich damit 
begründet, sie verstoße gegen das Ver¬ 
fassungsgebot der Gleichstellung, nach 
dem laut Schulgesetz nur gemeinsame 
Schulen für Jungen und Mädchen vor¬ 
gesehen sind. Das Potsdamer Bildungs¬ 
ministerium erwägt, die Entscheidung 
der Richter anzufechten. 

Mit Geißel und Stachelgürtel 

Die Anstalt soll 700 Schüler aufneh¬ 
men, der verstärkten Beeinflussung 
der Jugend dienen und frühzeitig 
Nachwuchs rekrutieren. Die Zöglin¬ 
ge sollen durch eine streng katholisch 
ausgerichtete Erziehung vor den „ver¬ 
werflichen Einflüssen“ öffentlicher Bil¬ 
dungseinrichtungen bewahrt werden. 
Wie hinlänglich bekannt, sind derarti¬ 
ge Anstalten nicht nur Brutstätten der 
Misshandlungen, sondern werden dort 
ebenso noch immer mittelalterliche 
Züchtungsrituale mit Geißel und Sta¬ 
chelgürtel praktiziert sowie eine simpli- 
zistische Kreuzzugsideologie gepredigt. 
Aber nicht gefügigen Zöglingen droht 
auch Exorzismus. Der noch amtieren¬ 
de deutsche Ratzinger-Papst, ein enger 
persönlicher Freund des Opus Dei, war 
in früheren Jahren selbst in einen Ex¬ 


orzismus verwickelt, bei dem eine Stu¬ 
dentin ums Leben kam. Als Papst hat 
er dieses mittelalterliche Folterritual 
ausdrücklich gut geheißen und die Ex¬ 
orzisten ermuntert, „weiterzumachen“. 

ln der Tradition des klerikal¬ 
faschistischen Bündnisses 

Opus-Dei-Gründer Escriva de Ba- 
laguer y Alba, bis zu seinem Tod 1975 
Generalpräsident, war ein „verständ¬ 
nisvoller Freund“ Hitlers, den er zusam¬ 
men mit Franco als „Retter des katho¬ 


lischen Glau¬ 
bens gegen 
den kommu¬ 
nistischen 
Atheismus“ 
sah. An ihrer 
Seite wollte 
er als „Ritter 
der Neuzeit“ 
die Gläubi¬ 
gen in den 
Kampf gegen 
die gottlosen 
Kommunis¬ 
ten führen. 
Die Zahl von 
sechs Milli¬ 
onen ermor¬ 
deten Juden, 
nannte er 
„völlig über¬ 
trieben“. Das 
Werk Got¬ 
tes unter¬ 
stützte den 
Putsch gegen 
die spanische 
Volksfrontre¬ 
gierung und 
den blutigen 
Terror des Fran- 
co-Regimes und 
seiner deutschen 
und italienischen Verbündeten. Acht 
spanische Opus-Dei-Mitglieder traten 
in die Regierung des „Caudillo“ ein. 
In Italien hielten Gotteswerksmän¬ 
ner Kontakte zur CIA und zu hohen 
italienischen Militärs, welche die fa¬ 
schistische Geheim-Loge Propaganda 
Due (P2) gründeten, die ein Regime 
faschistischen Typs an die Macht brin¬ 
gen wollte. Im Frühjahr 1978 fiel der 
christdemokratische Parteivorsitzende 
Aldo Moro, der für eine Regierungs¬ 
zusammenarbeit mit den Kommunis¬ 


ten eintrat, dem von der P2 gelenkten 
Mordterror zum Opfer. Nach der Auf¬ 
deckung der Loge gewährte Opus Dei 
ihren Mitgliedern Unterschlupf vor 
der polizeilichen Verfolgung. Auch in 
Chile war Opus Dei am faschistischen 
Militärputsch Pinochets beteiligt und 
bekleidete unter dessen Diktatur Mi¬ 
nisterämter. 

Opus Dei war zusammen mit dem 
deutschen Episkopat maßgeblich da¬ 
ran beteiligt, Joseph Ratzinger auf 
den Papsthron zu hieven. Zum Dank 
brachte er als Benedikt XVI. hohe 
Gotteswerker in leitenden Funktio¬ 
nen der Kurie unter. Bereits als Chef 
der Glaubenskongregation, der neu¬ 
zeitlichen Inquisitionsbehörde, hat¬ 
te Ratzinger die Seligsprechung und 
folgende Heiligsprechung Balaguers 
betrieben. Dafür erhielt er 1998 den 
Doktor honoris causa der Opus-Dei- 
Universität von Pamplona und wurde 
Mitglied ihres Lehrkörpers. Er stellte 
sich hinter Balaguers programmati¬ 
sche Schrift „El Camino“ (Der Weg), 
die von menschenfeindlicher Ausrich¬ 
tung auf Unterwürfigkeit nur so trieft, 
wenn sie von den Gläubigen fordert: 
„Demütige Dich. Weißt Du nicht, dass 
Du ein Eimer für Abfälle bist. Du bist 
schmutziger, herabgefallener Staub. 
Wenn Deine Demut dich dahin bringt, 
dich als Unrat, als einen Haufen Unrat 
zu erkennen, können wir aus all dieser 
Erbärmlichkeit noch etwa Großes ma¬ 
chen. Und aus der Schweineherde wol¬ 
len wir die herausholen, die nicht mehr 
unrein sein wollen“. 

Dieser Geist wird über dem Knaben¬ 
gymnasium in Brandenburg schwe¬ 
ben, wenn das Bildungsministerium 
nicht von seinen immer noch gegebe¬ 
nen Möglichkeiten, diesem mittelal¬ 
terlichen Spuk zu verbieten, Gebrauch 
macht. Gerhard Feldbauer 


Rückt das Aus für Atomstrom näher? 

Neue Studie belegt Verstoß gegen EU-Recht 



Nur durch Milliarden-Subventionen wirtschaftlich - AKW Brokdorf. 


Eine neue Studie bringt die Atomlobby 
in Bedrängnis und bietet einen neuen 
Hebel für den Atomausstieg: Haftungs¬ 
beschränkungen und staatliche Förde¬ 
rungen von AKW sind europarechts¬ 
widrige Wettbewerbsverzerrungen. 

In Auftrag gegeben wurde die Studie 
von dem oberösterreichischen Lan¬ 
desrat Rudi Anschober. Neue Reakto¬ 
ren seien nicht mehr konkurrenzfähig 
und auch alte AKW würden nur durch 
massive indirekte Subventionen am 
Netz gehalten, meinte dieser. Durch 
die viel zu niedrigen Haftungsgrenzen 
für AKW in der Europäischen Union 
könne eine indirekte Subvention vor¬ 
liegen, die gegen geltendes EU-Recht 
verstoße. Anschober hat deshalb zwei 
renommierte Rechtsexperten, Ferdi¬ 
nand Kerschner und Franz Leiden- 
mühler, der Johannes-Kepler-Univer- 
sität Linz (JKU) mit der Überprüfung 
des Falles beauftragt. Das Ergebnis ist 
eindeutig: „Die in einigen Mitglied¬ 
staaten der EU vorgenommenen Haf¬ 
tungsbegrenzungen und -übernahmen 
zugunsten von AKW-Betreibern stel¬ 
len staatliche Beihilfen dar, die durch 
die Begünstigung eines bestimmten 
Produktionszweiges den zwischen¬ 
staatlichen Wettbewerb verfälschen. 
Sie sind daher grundsätzlich mit dem 
Binnenmarkt unvereinbar und verbo¬ 
ten.“ Anschober sieht in dem Ergebnis 
eine neue Chance für den europawei¬ 
ten Atomausstieg. Mit korrekten Haf- 
tungs- und Versicherungssummen wür¬ 
de die Atomenergie endgültig restlos 
unwirtschaftlich. 

Haftungslage bei AKW in 
der Europäischen Union 

In vielen Mitgliedsstaaten der EU gibt 
es staatliche Haftungsbegrenzungen 
für AKW-Betreiber. Sie basieren auf 
völkerrechtlichen Verträgen, insbe¬ 
sondere dem Pariser Übereinkommen 
über die Haftung gegenüber Dritten 
auf dem Gebiet der Kernenergie von 


1960. So haften z.B. in Tschechien 
AKW-Betreiber bis zu einer Schadens¬ 
höhe von 306,2 Millionen Euro und in 
Großbritannien mit bis zu 156,7 Milli¬ 
onen Euro. 

In der BRD ist die Haftung theoretisch 
unbegrenzt. Aber durch die Beschrän¬ 
kung auf das Gesellschaftsvermögen 
ist sie faktisch sehr gering. Zudem 
kommt es in Deutschland wegen der 
Deckungsvorsorgehöchstgrenze von 
2,5 Milliarden Euro und der Freistel¬ 
lungsverpflichtung des Bundes zu ei¬ 
ner weitgehenden Haftungsübernahme 
des Staates. Im Falle eines Super-GAU 
müssten deutsche AKW-Betreiber nur 
für etwa 0,1 Prozent bis 10 Prozent der 
Schadenskosten decken. 

Mögliches Schadensausmaß 
bei AKW-Unfällen 

Der Schaden beim Reaktorunfall in 
Three Mile Island des Jahres 1979 in 
den USA war noch relativ gering. Der 
radioaktive Austritt war relativ gering. 


Nach Angaben der Versicherungsforen 
Leipzig (2011) und der UN (1990) lag 
die Schadenshöhe bei etwa einer Milli¬ 
arde US-Dollar. Die Kosten und direk¬ 
ten Verluste der Tschernobyl-Katastro¬ 
phe von 1986 werden auf etwa 1,37 Bil¬ 
lionen Euro geschätzt. Nach neueren 
Berechnungen soll sich der Schaden 
auf 4,6 Billionen Euro belaufen, so die 
Studie. Die japanische Kommission für 
Atomenergie hat den Schaden durch 
den Unfall des AKW Fukushima auf 
44,9 Milliarden Euro geschätzt. Kürz¬ 
lich veröffentlichte das französische 
Institut für Strahlenschutz und nukle¬ 
are Sicherheit eine Untersuchung, wo¬ 
nach ein Atomunfall vom Ausmaß des 
Unglücks in Fukushima einen Schaden 
von rund 430 Milliarden Euro in Frank¬ 
reich anrichten würde. 

Dass ein Atomunfall in Europa denk¬ 
bar ist, hat eine Untersuchung der Eu¬ 
ropäischen Kommission ergeben. Der 
von ihr veranlasste Stresstest ergab, 
dass z.B. beim tschechischen AKW Te¬ 


melin, aber auch bei den meisten an¬ 
deren europäischen AKW gravierende 
Sicherheitsmängel bestehen. 

Einbindung erneuerbarer 
Energien wird erschwert 

Es entspricht der herrschenden juris¬ 
tischen Auffassung, dass Haftungsbe¬ 
schränkungen und -übernahmen staat¬ 
liche Beihilfen sein können. Es liege je¬ 
denfalls eine Begünstigung durch den 
Staat vor, so die Studie, da die AKW- 
Betreiber keine (angemessene) Ge¬ 
genleistung erbrächten. Dagegen seien 
die öffentlichen Haushalte potentiell 
massiv belastet. Im vorliegenden Fall 
läge deshalb eine Wettbewerbsverzer¬ 
rung vor, die eine verstärkte Einbin¬ 
dung erneuerbarer Energiequellen er¬ 
schwert. 

AKW-Betreiber beglichen keine Ver¬ 
sicherungsprämien, die erforderlich 
wären, eine vollständige Haftungs¬ 
übernahme im Schadensfall abzude¬ 
cken. Szenarien zufolge, würde dies 
zu einem erheblichen Stromkosten¬ 
anstieg führen und die AKW unren¬ 
tabel werden. Die Versicherungsforen 
Leipzig errechneten 2011, dass durch 
eine vollständige Haftungsübernah¬ 
me der Preis des Atomstrom um 0,14 
Euro/kWh bis zu 2,36 Euro/kWh an- 
steigen würde. 

Die Studie kommt deshalb zu dem 
Schluss, dass die AKW-Betreiber direkt 
subventioniert werden in der Höhe der 
nicht existenten, theoretischen Versi¬ 
cherungsprämien, was verbotene Bei¬ 
hilfen sind. 

Rudi Anschober hat angekündigt, die 
EU-Kommission, das Europaparla¬ 
ment und die Bundesregierung umge¬ 
hend über den Inhalt der Studie zu in¬ 
formieren. Außerdem will er die EU- 
Kommission auffordern, diese Praxis 
überprüfen zu lassen. Dafür will er 
umgehend eine offizielle Beschwerde 
bei der Kommission einlegen. 

Bernd Müller 
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Gedenkstein in Ziegenhals 



Mehrere hundert Menschen aus der 
Region und dem Bundesgebiet, aber 
auch Vertreter linker Parteien und Or¬ 
ganisationen aus Griechenland, Öster¬ 
reich, Russland und Tschechien waren 
am Sonntag nach Ziegenhals gekom¬ 
men. Sie erlebten die Einweihung des 
Gedenksteins (siehe Foto) und nahmen 
anschließend an der Veranstaltung des 
Freundeskreises Ernst-Thälmann-Ge- 
denkstätte e.V. Ziegenhals anlässlich 
der beiden Jubiläen der „Ziegenhalser 
Tagung“ 1933 und der Eröffnung der 
Ernst-Thälmann-Gedenkstätte vor 60 
Jahren teil. 

Eingangs sprach Leo Kuntz von der 
LAG Buchenwald. Sein Vater Albert 
hatte 1933 die KPD-Tagung mit orga¬ 
nisiert. Man wolle mit diesem Gedenk¬ 
stein ein Zeichen setzen, dass sich Wi¬ 
derstand gegen Faschismus lohnt. Er 
drückte sein Befremden darüber aus, 
wie einfach es hierzulande gewesen 
sei, in den Besitz der Gedenkstätte zu 
gelangen, sie zu schänden und hernach 
abzureißen. „Deshalb übergebe ich die¬ 
sen Gedenkstein dem Schutz der Öf¬ 
fentlichkeit.“ 

Danach enthüllte Vera Dehle-Thäl- 
mann, Enkelin des früheren KPD- 
Chefs den Gedenkstein. Es brauchte 
mehrere Jahre, die Hartnäckigkeit ört¬ 
licher Vertreter der Partei „Die Lin¬ 
ke“, eines Aktionsbündnisses, zu dem 
die örtliche und die Landespartei „Die 
Linke“, die DKP, die Lager-Arbeits¬ 
gemeinschaft Buchenwald, die VVN- 
BDA und antifaschistische Bündnis¬ 
se, die GRH, das „Ständige Forum der 
Europäischen Linken - der Regionen“ 
(SFEL-R), der Freundeskreis Thäl¬ 
mann-Gedenkstätte gehören, und der 
Unterstützung vieler im In- und Aus¬ 
land, damit aus der Idee Wirklichkeit 
wurde. 15 000 Euro wurden für den Ge¬ 
denkstein gesammelt worden. 

Die Partei „Die Linke“ wird für die 
nächsten Jahre die Patenschaft über¬ 
nehmen, erklärte bei der Einweihung 
Michael Wippold. Das Aktionsbünd¬ 
nis wolle Weiterarbeiten. Grüße über¬ 
brachte der Europaabgeordnete der 
KSCM Jaromir Kolihcek. Für die DKP 
sprach im Rahmen der Einweihung 
Nina Hager. Nh 

Berufungsverfahren gegen 
Antifaschisten in Koblenz 

Am 21.02.2013 beginnt am Landgericht 
Koblenz der Berufungsprozess gegen 
sechs Antifaschistinnen. Vorgeworfen 
wird ihnen, im Zuge der Proteste ge¬ 
gen den jährlich stattfindenden Nazi¬ 
aufmarsch in Remagen, als Teil einer 
Gruppe Landfriedensbruch begangen 
zu haben. Im März 2012 wurden diese 
in einem Prozess ohne konkrete Bewei¬ 
se zu 70 Tagessätzen in unterschiedli¬ 
cher Höhe verurteilt. Einzig ihre An¬ 
wesenheit auf einer Demonstration 
wurde als Beweis für ihre Schuld ge¬ 
nutzt. Eine Anklage wegen Körperver¬ 
letzung wurde fallengelassen. 

Der Prozess stellte sich in erster Ins¬ 
tanz als ein klarer Versuch von Krimi¬ 
nalisierung antifaschistischen Enga¬ 
gements dar. Der Vorwurf des „Land¬ 
friedensbruchs“ diente letztendlich der 
absurden Konstruktion einer passiven 
Tatbeteiligung der Beschuldigten. Ein¬ 
zig die vermutete Anwesenheit reichte 
für eine Verurteilung aus. Allerdings 
basiert die Beweiskraft über die An¬ 
wesenheit auf sich widersprechenden 
Aussagen von Polizeibeamtinnen. 
„Wir sehen hier einige Parallelen zum 
Versuch der sächsischen Justiz im Fall 
Tim H., legitimen Protest gegen den 
jährlichen Naziaufmarsch in Dresden 
zu kriminalisieren“, so Tim Sonnen¬ 
schein von der Remagen Solidaritäts¬ 
gruppe. „Dort gab es auch eine Ver¬ 
urteilung eines Gegendemonstranten 
ohne Beweise oder eine konkrete Zu¬ 
ordnung einer Tatbeteiligung. In Dres¬ 
den wie in Remagen marschieren jähr¬ 
lich Neonazis auf. Antifaschistischer 
Protest ist hier notwendig. 

Genau dieser soll verhindert werden“. 














6 Freitag, 15. Februar 2013 


Internationale Politik 


unsere zeit m 


„Das Volk will eine neue Revolution“ 

Krise des tunesischen Islamisten-Regimes vor dem Hintergrund unerfüllter Revolutionserwartungen 



D er Mord an dem führenden lin¬ 
ken Politiker Chokri Belai'd in 
Tunesien und die dadurch aus¬ 
gelöste enorme Protestwelle haben 
die seit Monaten schwelende Krise des 
nach der Revolution von 2011 in dem 
Land installierten Regimes offen zum 
Ausbruch gebracht. 

Mehr als 50 000 Menschen nahmen 
am 8. Februar an dem Trauerzug für 
das Mordopfer durch die Straßen von 
Tunis teil. Es war eine eindrucksvolle 
Massendemonstration gegen den Ter¬ 
ror islamistischer Milizen und für das 
Verlangen eines großen Teils der Be¬ 
völkerung nach einer anderen Regie¬ 
rung und anderen Politik. „Belai'd, ruhe 
in Frieden, wir setzen deinen Kampf 
fort“, „Hau ab, Ennadha“ (islamisti- 
sche Regierungspartei) und „Das Volk 
will eine neue Revolution“ lauteten 
einige der gerufenen Parolen. Parallel 
dazu hatte der vom tunesischen Ge¬ 
werkschaftsbund UGTT ausgerufene 
Generalstreik das Wirtschaftsleben im 
ganzen Land stillgelegt. Auch in Pro¬ 
vinzstädten, vor allem im Bergbauge¬ 
biet Gafsa, fanden Trauer- und Protest¬ 
demonstrationen statt. Die Beerdigung 
wurde zum nationalen Ereignis. Sie war 
das größte Begräbnis in Tunesien seit 
der Bestattung des ersten tunesischen 
Staatspräsidenten Bourguiba im Jahr 
2000, der als historischer Anführer des 
Widerstands gegen die französische 
Kolonialherrschaft und „Vater der Un¬ 
abhängigkeit“ verehrt wurde. 

Chokri Belaid, 49 Jahre alt, war am 
6. Februar beim Verlassen seines 
Wohnhauses von zwei noch unbe¬ 
kannten Personen, die mit einem 
Motorrad flüchteten, aus nächster 
Nähe durch vier Kopfschüsse kalt¬ 
blütig hingerichtet worden. Belaid 
hatte sich schon unter der Diktatur 
des vormaligen Staatschefs Ben Ali 
als Anwalt und Menschenrechtsak¬ 
tivist einen Namen gemacht. Mehr¬ 
fach war er inhaftiert worden. Nach 
der „Jasmin-Revolution“ im Januar 
2011 wurde Belaid Generalsekretär 
der als politische Partei formierten 
„Bewegung Patriotischer Demokra¬ 
ten“, die als ihr Ziel eine „nationalde¬ 
mokratische Revolution“ in Tunesien 
proklamierte und sich für die strikte 
Trennung von Staat und Religion en¬ 
gagierte. Als „marxistisch“ bezeichnet 


wurde sie von einigen, weil sie in ih¬ 
ren programmatischen Aussagen von 
einer klassengespaltenen Gesellschaft 
in Tunesien ausgeht und den Klassen¬ 
kampf als unvermeidliche Realität an¬ 
erkennt. Außerdem gehörte Belai'd zu 
den führenden Persönlichkeiten der 
tunesischen „Volksfront“, die im Au¬ 
gust 2012 als Bündnis von etwa einem 
Dutzend linker Oppositionsgruppen 
und unabhängigen Persönlichkeiten 
gegründet wurde. Zu den Initiatoren 
dieses Bündnisses gehörte auch die 
„Arbeiterpartei“ (PT - früher „Kom¬ 
munistische Arbeiterpartei“) unter 
Führung von Hamma Hammami, der 
mit Belaid befreundet war und an des¬ 
sen Grab die Trauerrede hielt. 

Der Mord an Belaid war zweifelsfrei 
ein terroristisches Attentat, für das die 
islamistische Regierungspartei En¬ 
nadha verantwortlich zu machen ist. 
Seit Monaten haben von dieser Par¬ 
tei geförderte Terrorbanden, die sich 
fälschlicherweise „Ligen zum Schutz 
der Revolution“ nennen, Gewerkschaf¬ 
ter und linke Demokraten bedroht und 
überfallen, u.a. im Dezember 2012 die 
Gewerkschaftszentrale der UGTT in 
Tunis (UZ berichtete). Führende En- 
nadha-Politiker sorgten dafür, dass die 
Täter zumeist unbestraft davon kamen. 
Damit wurde ein Klima des politischen 
Terrors im Dienst der Regierungspartei 
gefördert, das gegen alle gerichtet war, 
die den immer umfassender werden¬ 
den Zugriff der Islamisten auf staatli¬ 
che Schlüsselpositionen und die von ihr 
betriebene unsoziale, den neoliberalen 
Kurs unter Diktator Ben Ali fortset¬ 
zende Politik nicht hinnehmen wollten. 
Inzwischen ist unter dem Druck des 
aufbrechenden Volkszorns eine offene 
Krise des im Dezember 2011 installier¬ 
ten „Troika-Regimes“ entstanden. Als 
Troika-Regime wird in Tunesien das 
nach langen Verhandlungen zustande 
gekommene derzeitige „Übergangsre¬ 
gime“ bezeichnet, bei dem sich die Is¬ 
lamisten angeblich die Macht mit zwei 
nicht religiösen Formationen teilten. In 
Wirklichkeit hat jedoch die islamisti¬ 
sche Ennadha, die den Regierungschef 
stellt, die Machthebel in der Hand, die 
gleichzeitig auch die „Verfassungsge¬ 
bende Versammlung“, das derzeitige 
Parlament, dominiert. Ihre „Koaliti¬ 
onspartner“, der liberale Staatspräsi¬ 


dent Marzouki und der sozialdemokra¬ 
tische Parlamentspräsident Ben Jafaar, 
dienten ihr nur als Feigenblätter. 

Diese Koalition brach nun unter dem 
Druck der jüngsten Ereignisse end¬ 
gültig auseinander. Aber auch in der 
regierenden Ennadha selbst entstand 
ein Riss. Der seit Dezember 2012 ins¬ 
tallierte Regierungschef Jebali, der als 
„gemäßigter“ Islamist gehandelt wur¬ 
de, kündigte an, dass er der Forderung 
nach einer Regierungsumbildung we¬ 
nigstens teilweise und insofern nach- 
kommen wolle, dass er eine „Regierung 
von unabhängigen Fachleuten“ bilden 
werde - natürlich weiter unter seiner 
Führung. Das Manöver wurde aber 
postwendend von seiner eigenen Par¬ 
teispitze desavouiert, weil die „Hardli¬ 
ner“ von Ennadha ihm nicht zustimm¬ 
ten. Jebali bestand jedoch auf dem Vor¬ 
haben und drohte mit Rücktritt. 


Der Hintergrund dieser Krise liegt 
nicht nur in einem „Machtkampf“ zwi¬ 
schen den verschiedenen politischen 
Formationen, die durch die Revolution 
von 2011 in Tunesien an die Oberfläche 
gekommen sind. Auch nicht allein im 
Gegensatz zwischen jenen bourgeoisen 
Kreisen Tunesiens, die das Land un¬ 
ter religiösem Etikett als „islamischer 
Staat“ in den Griff nehmen wollen, 
und dem großen Teil der tunesischen 
Bevölkerung einschließlich bürgerli¬ 
cher Kräfte, die keinen islamistisch be¬ 
herrschten Staat wollen. 

In einem Interview mit der französi¬ 
schen „Humanite“ erklärte die Vor¬ 
sitzende der Demokratischen Frauen¬ 
vereinigung Tunesiens, Ahlem Belhadj, 
kürzlich, dass die derzeitige schwere 
Krise ein Zeichen dafür sei, dass das 
Land „in eine entscheidende Etappe 
des im Januar 2011 eingeleiteten Pro¬ 


zesses“ eintrete. Ennadha habe ihre 
eigene Basis stark enttäuscht, weil sie 
„keinerlei für das Volk vorteilhafte 
Maßnahme auf wirtschaftlichem Ge¬ 
biet“ hervorgebracht habe. „Im Ge¬ 
genteil: die Teuerung der Lebenshal¬ 
tung wird unerträglich. Die Arbeits¬ 
losigkeit hört nicht auf zu steigen. Auf 
soziale Proteste antwortet diese Regie¬ 
rung mit Repression, mit Gewalt.“ Die 
Wähler hätten nun ihre Erfahrung mit 
Ennadha gemacht und im letzten Jahr 
eine klare Vorstellung bekommen, was 
es bedeutet, wenn die Islamisten an der 
Macht sind. 

Auch die von Hamma Hammami ge¬ 
führte „Arbeiterpartei“ (PT) stellte in 
einer Erklärung zum zweiten Jahrestag 
der tunesischen Revolution fest, dass 
zwei Jahre nach diesem Ereignis brei¬ 
te Teile des Volkes darin übereinstim¬ 
men, „dass sich die Lage nicht geändert 
hat, und wenn doch, zum Schlechteren“. 
Mit der Privatisierung lebenswichtiger 
Bereiche des Bergbaus, der Erdölför¬ 
derung und der Industrie sowie der 
Weiterführung der alten Steuerpolitik, 
die nur für die ausländischen Kapital¬ 
eigner und die Korruption von Vorteil 
sei, habe die regierende Mafia „die 
Zukunft des Landes und seines Volkes 
an ausländische Monopole und an die 
reaktionären, verräterischen und zu¬ 
rückgebliebenen Golf-Regimes ver¬ 
pfändet“. Das könne nur zur weiteren 
Verschärfung der ökonomischen Kri¬ 
se führen. Vor diesem Hintergrund sei 
„ein Zustand des aufgestauten Zorns“ 
entstanden: „Die Lage der Volksmas¬ 
sen ist so schlecht wie noch nie, die ob¬ 
jektiven Bedingungen, die die Revolu¬ 
tion vom 17. Dezember bis 14. Februar 
(2011) ausbrechen ließen, sind mehr 
als reif für einen neuen Ausbruch des 
Volkes.“ 

Ob es tatsächlich zu einem „neuen An¬ 
lauf“ eines revolutionären Umgestal¬ 
tungsprozesses in Tunesien im Sinne 
der ursprünglichen Anliegen und Zie¬ 
le kommen wird, ist derzeit natürlich 
noch nicht abzusehen. In jedem Fall 
kann aber festgestellt werden, dass 
sich die Hoffnung der führenden Krei¬ 
se westlicher Staaten auf eine „Stabili¬ 
sierung“ der Lage im Dienst der großen 
Kapitalinteressen mit Hilfe der instal¬ 
lierten islamistischen Machthaber nicht 
erfüllt haben. Georg Polikeit 


Obamas Killer 

Lautstarke Proteste gegen den Herrn der Drohnen und das Waterboarding 


Der britische „Guardian“ berichtete am 
23. August 2009: Als Teil der „Gefechts¬ 
feld-Automatisierung“ bilde die US-Air 
Force nun mehr „Drohnen-Operators“ 
als Jäger- und Bomberpiloten aus. Be¬ 
stärkt durch das erfolgreiche Killen des 
pakistanischen Taliban-Führers Baitul- 
lah Mehsud am 5. August 2009 mit Hil¬ 
fe einer bewaffneten US-Drohne stre¬ 
be die Air Force eine „ungeheure“ Ex¬ 
pansion ihrer Flotte von unbemannten 
Flugobjekten (unmanned aerial vehicle, 
UAV) bis 2047 an. Von einer Umwäl¬ 
zung im militärischen Denken ist die 
Rede. Es seien in Irak und Afghanistan 
(schon 2009) 5 000 „robotic vehicles“ 
und Drohnen stationiert. 

Das Pentagon-Beschaffungsprogramm 
„Future Combat Systems“ rechnet mit 
einem Anteil von 15 Prozent „robotic 
Systems“ an den bewaffneten Streit¬ 
kräften. Der neuentwickelte Stealth- 
Mehrzweck-Jäger, F 35, gilt vielen als 
das wohl letzte bemannte Kampfflug¬ 
zeug der USA. Im Zeichen der Dauer¬ 
krise ist von „Vorboten eines „kosten¬ 
freien Kriegs“ die Rede. Natürlich nicht 
für alle Beteiligten. 

So richtig neu war das Thema also 
nicht, mit dem sich John Brennan, Prä¬ 
sident Barack Obamas neuer Mann 
bei der CIA, bei seiner Anhörung vor 
dem Geheimdienstausschuss des US- 
Kongresses konfrontiert sah. Brennan 
gilt als Hardliner des US-amerikani¬ 
schen „Kriegs gegen den Terror“. Frü¬ 
her gern auch Counterinsurgency oder 
Aufstands- und noch früher Bandenbe¬ 


kämpfung genannt. „Krieg gegen den 
Terror“ suggeriert sowohl die Existenz 
eines US-Verteidigungskrieges wie eben 
auch die Existenz „illegaler Kombattan¬ 
ten“ auf der Gegenseite, für welche die 
Kriegs- und Kriegsgefangenenrechte 
nicht gelten. John Brennans Mittel der 
Wahl in diesem „Krieg“ sind Waterboar¬ 
ding und General Atomics MQ-9 „Rea- 
per“ (Sensenmann). Eine Killerdrohne, 
die mit ferngelenkten Präzisionsbom¬ 
ben und Hellfire-Luft-Boden-Raketen 
ausgerüstet ist. Mittlerweile ist von 3000 
Toten allein im afghanisch-pakistani¬ 
schen Grenzgebiet die Rede. Die ge¬ 
naue Zahl aller Opfer kennt außerhalb 
von Langley vermutlich niemand. Al¬ 
lerdings wurden mit Hilfe der formida- 
blen CIA-Drohnen, am 30. September 
mit Anwar al-Awlaki und Samir Khan 
zwei US-Bürger im Jemen getötet. Zwei 
Wochen später auch al-Awlakis 16-jäh¬ 
riger Sohn Abdulrahman. 

So gab es lautstarke Proteste während 
Brennans Anhörung (immerhin waren 
einige Zuschauer und Kameras zuge¬ 
lassen). Geändert hat das die Marsch¬ 
richtung der Obama-Administration 
natürlich nicht. Wohin die Reise in 
Obamas zweiter Amtszeit außenpo¬ 
litisch geht, machte die Wahl seines 
künftigen Kriegsministers klar: „Chuck 
Hagel ist der Anführer, den unsere Sol¬ 
daten verdienen. Er ist ein Patriot. Er 
hat freiwillig in Vietnam gedient“, ver¬ 
suchte Obama den Republikaner als 
harten Hund zu verkaufen. Das scheint 
notwendig, denn Hagel gilt durchaus 


als skeptisch gegenüber dem Säbelras¬ 
seln der Netanjahu-Regierung sowie 
einem leichtfertigen Iran-Kriegsaben- 
teuer ganz allgemein. Seit der „Israel- 
Hasser“ Distanz zu den Bush-Kriegen 
hatte erkennen lassen, hat er bei den 
Republikanern den Ruf des Weichlings, 
wenn nicht Verräters. Entsprechend 
inquisitorisch verlief die Kongressan¬ 
hörung des Republikaners, dem von 
seinen eigenen Parteigenossen im Ge¬ 
gensatz zu Brennan kaum Gelegenheit 
gegeben wurde, einen Halbsatz in Ruhe 
zu Ende zu bringen. 

Knapp formuliert, scheint das Ziel der 
Obama-Administration darin zu be¬ 
stehen, die bedrohliche Überdehnung 
der militärischen und finanziellen Res¬ 
sourcen in einer Zeit der Krise zurück¬ 
zuführen und, angesichts der strategi¬ 
schen Umorientierung auf den pazifi¬ 
schen Raum (auch finanziell) schwer zu 
kalkulierende, größere Kriegsabenteuer 
möglichst zu vermeiden. Stattdessen un¬ 
terhalb der Schwelle eines großen Krie¬ 
ges mit überlegener Technik, mit ausge¬ 
feilten Folter- und Killerprogrammen 
die Führungseliten und -Strukturen all 
jener zu liquidieren, die im Nahen und 
Mittleren Osten sowie in Afrika von der 
Administration momentan als „illegale 
Kombattanten“ definiert werden. Für 
diese Art dreckige „Arbeit“ dürfte John 
Brennan, der „Herr der Todeslisten“, 
wohl genau der richtige Mann sein. 
Erfunden hat Brennan diese Art Krieg¬ 
führung freilich nicht. Sie gehört seit 
langem zum Arsenal imperialistischer 


Krieger. Und selbstverständlich des 
deutschen Faschismus. Zu zweifelhaf¬ 
ter Berühmtheit gelangte der franzö¬ 
sische Vichy-Offizier Roger Trinquier, 
der sich nach dem II. Weltkrieg auf ei¬ 
ner breiten Blutspur durch Indochina, 
Algerien und Katanga gefoltert und 
gemordet hatte. Trinquier verfasste so 
etwas wie die Bibel der Counterinsur- 
gency-Strategen: „Der Moderne Krieg“. 
Dank dieser Meriten konnte er später 
auch bei der CIA in Laos reüssieren. 
Zu einer gewissen „Perfektion“ ent¬ 
wickelte dann der CIA sein von Trin¬ 
quier inspiriertes Mord-Programm in 
Vietnam. Der „Operation Phönix“ sol¬ 
len 40 000 Menschen zum Opfer gefal¬ 
len sein. „Sie starben alle. Es gab nie¬ 
mals eine überzeugende Begründung 
für die Behauptung, dass irgend eines 
dieser Individuen tatsächlich mit dem 
Vietcong zusammenarbeitete, aber sie 
starben alle, und die Mehrheit wurde 
entweder zu Tode gefoltert oder aus 
dem Helikopter geworfen.“ (Phönix- 
Offizier Barton Osborn) 
Hunderttausende wurden in Latein¬ 
amerika von den CIA-Marionetten 
auf ähnliche Weise ermordet. Und 1965 
ließen die Spezialisten für Folter und 
Mord in Indonesien ihren Bluthund 
Suharto von der Kette. Rund eine Mil¬ 
lion Kommunisten oder zu Kommunis¬ 
ten gestempelte Menschen wurden bei 
der „Musim Parang“ (Saison der Hack¬ 
messer) erschlagen. 

Auf der „Kill List“ des Phönix-Pro¬ 
gramms sollen sich 80 000 Namen be¬ 


funden haben. Wie viele sich auf John 
Brennans „Kill List“ befinden, wissen 
wir nicht. Sie ist natürlich geheim, wie 
auch der Body Count, für den man in 
den Indianerkriegen Skalps, in Viet¬ 
nam Ohren beibringen musste. An der 
festen Absicht, seine Liste engagiert 
„abzuarbeiten“, sollte bei John Bren¬ 
nan allerdings kein Zweifel existieren. 
Und da General Atomics derartig ef¬ 
fektives Gerät bereitstellt, braucht die 
CIA nicht, wie noch zu Vietnam-Zei¬ 
ten, allerlei kriminelles und sadistisches 
Gesindel mit Knüppeln und Macheten 
für das blutige Handwerk zu rekrutie¬ 
ren. Die „24/7-Überwachung“ (24 Stun¬ 
den, 7 Tage = rund um die Uhr) plus 
die dazu gehörige „Neutralisierung“ 
der „Terroristen“ lassen sich sauber 
und bequem als 8-Stunden-Bürojob in 
einem CIA- oder Luftwaffenzentrum 
organisieren. 

Ein Argument, das dem deutschen 
Kriegsminister offenbar gefallen hat. 
Wenn selbst mit Friede Springer und 
Liz Mohn die (Propaganda-)Schlacht 
am Hindukusch nicht mehr zu gewin¬ 
nen ist, müssen Alternativen her. Bis 
2016 möchte de Maiziere mit Frank¬ 
reich eigene Killerdrohnen anschaf- 
fen. Bei EADS wird mit viel Steuergeld 
gerade das Talarion-System entwickelt. 
Passenderweise kommt laut deutsch¬ 
französischem Ausschreibungstext ein 
existierendes System nicht in Frage. 
Bei aller Bündnistreue - Geschäft ist 
Geschäft. 

Klaus Wagener 
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Kraft des Teilens - Kraft des Umverteilens 

6. Parteitag der Kommunistischen Partei Frankreichs 


In Aubervilliers bei Paris hat vom 
7.-10. Februar 2013 der Parteitag der 
Kommunistinnen Frankreichs stattge¬ 
funden. Den kämpferischen Auftakt 
machte der Besuch von Arbeiterinnen 
aus Stahlwerken, aus den Nestlewer- 
ken und dem Gesundheitswesen, die 
sich im Streik befinden oder diesen ge¬ 
rade beendeten. Sie überbrachten nicht 
nur ihre Grüße und den Dank für die in 
den letzten Monaten geleistete Solida- 
riät der Genossinnen der Kommunis¬ 
tischen Partei Frankreichs (PCF), son¬ 
dern stellten ihre Situation in kurzen 
Redebeiträgen dar. Dabei machten sie 
deutlich, dass nicht nur sie allein sich im 
Kampf befinden, getroffen werden von 
den sozialen Kürzungen der Konzerne. 
Mit ihren betrieblichen Kämpfen und 
Streiks wehren sie sich gemeinsam mit 
vielen anderen Menschen in Frank¬ 
reich gegen den Raubzug der Vertre¬ 
terinnen des Kapitals der Konzerne 
und Finanzetagen. 

Fast 800 Delegierte hatten auf diesem 
Parteitag über den - in vorherigen Ab¬ 
stimmungen der verschiedenen Partei¬ 
gliederungen zum Antrag beschlosse¬ 
nen - Hauptdokument des Parteitages 
zu entscheiden, ebenso das oberste 
Gremium der Partei zu wählen. 
Erstaunlich unaufgeregt wurden in der 
Debatte die unterschiedlichen Stand¬ 
punkte dargelegt und dazu Stellung be¬ 
zogen. Unter anderem wurden Fragen 
gestellt, wie z.B., ob das in dem Doku¬ 
ment genannte Ziel des Sozi¬ 
alismus richtig sei oder nicht 
durch das Ziel des Kommu¬ 
nismus ersetzt werden muss? 

Es wurde von einem Genos¬ 
sen die These eingebracht, 
dass der Kommunismus so¬ 
fort erkämpft werden muss 
und nicht erst noch „Umwe¬ 
ge“ gegangen werden soll¬ 
ten, eine Genossin stellte 
die Frage, was unter Neoli¬ 
beralismus zu verstehen sei. 

Ebenso wurde von sehr we¬ 
nigen verkündet, das Profil 
der PCF leide durch die Zu¬ 
sammenarbeit mit anderen 
linken Kräften in der Links¬ 
front, der Front de Gauche. 

Diese Aussagen fanden nur 
äußerst wenig Zustimmung, 
bei den Abstimmungen über 
die einzelnen Komplexe 
wurde mit überwältigenden 


Am Sonntag werden in Ecuador Prä¬ 
sident und Nationalversammlung ge¬ 
wählt. Geht es nach den Umfragen ein 
Wochenende zuvor, könnte man sich 
zumindest den Wahlgang um die Prä¬ 
sidentschaft sparen. 

Demnach soll Präsident Rafael Correa 
bis zu 62 Prozent erwarten können. An 
zweiter Stelle stünden danach die Ent¬ 
haltungen mit 14 Prozent noch vor dem 
konservativen Guillermo Lasso, der für 
die Bewegung CREO „Möglichkeiten 
schaffen“ unter zehn Prozent liege, 
so die staatliche Tageszeitung „El Te- 
legrafo“ die am 8. Februar eine Um¬ 
frage von „Perfiles de Opiniön“ (Mei¬ 
nungsprofile) publizierte. Ein zweiter 
Wahlgang wäre aber schon bei weit 
geringerem Abstand ausgeschlossen: 
nach der Verfassungsänderung genügt 
in Ecuador - genau wie in Nicaragua - 
bereits ein Vorsprung von mindestens 
zehn Prozentpunkten, wenn der Sieger 
gleichzeitig wenigstens vierzig Prozent 
schafft. Deutlich weniger, aber immer 
noch im Rahmen eines klaren Sieges, 
wird Correa von der englischsprachi¬ 
gen „Consult Marketing Solutions“ 
gegeben: 47,6 Prozent gegenüber 8 
Prozent für Lasso. Die anderen sechs 
Kandidaten spielen keine Rolle. Rafa¬ 
el Correa hatte 2006 in einer Stichwahl 
die Präsidentschaft errungen; und in 
der Wahl, die auf die Verabschiedung 
der neuen Verfassung folgte, setzte er 
sich im April 2009 mit 52,0 % direkt 
durch. 


Mehrheiten den Vorschlägen der An¬ 
tragskommission gefolgt. 

Einer der Höhepunkte des Parteitags 
war der Besuch von Aktivistinnen der 
Front de Gauche. Um die Frage der 
Weiterentwicklung eines linken und 
antikapitalistischen Widerstands, wie 
die weitere Arbeit und Zusammenar¬ 
beit der Front de Gauche sein kann, 
wie die Stellung der PCF hierin zu se¬ 
hen ist, gab es eine längere Diskussion. 
Doch auch hier gab es dann ein von den 
Delegierten sehr einmütiges Bekennt¬ 
nis zur Zusammenarbeit mit anderen 
linken Kräften und der Aussage, nur 
gemeinsam soziale und demokratische 
Veränderungen im Interesse der Mehr¬ 
heit der Bevölkerung durchzusetzen. 
Dass diese Politik in Frankreich erfolg¬ 
reich ist, macht auch die Mitgliederent¬ 
wicklung deutlich: Seit dem letzten Par¬ 
teitag vor vier Jahren wurden mehr als 
20 000 neue Mitglieder aufgenommen, 
die Zahl der Mandate in den Parlamen¬ 
ten und der Vertretungen in den Be¬ 
trieben ist gestiegen. Dies zeigt, dass 
nicht nur die Ideen der Kommunisti¬ 
schen Partei gefragt sind, sondern dass 
sie auch die Umsetzung ihrer politi¬ 
schen Ziele angeht. 

Die Rolle der kommunistischen Par¬ 
teien bei der Entwicklung von Wider¬ 
stand gegen die Politik der Troika und 
der Europäischen Union wurde in der 
Rede des Vorsitzenden Pierre Laurent 
hervorgehoben. Dabei hat er die Ver- 


Demnach gilt die Aufmerksamkeit 
kaum mehr als der Frage, ob die „Ali- 
anza PAIS“ auch eine absolute Mehr¬ 
heit in der Nationalversammlung er¬ 
reichen kann, nachdem sie daran vor 
vier Jahren mit 45,9 Prozent (7 von 15 
Sitzen) knapp gescheitert war. An einer 
Fortsetzung der so genannten „Bürger¬ 
revolution“ kann indes kein Zweifel 
bestehen. 

Drei Themen werden vorwiegend als 
Schlüssel für Correas gute Umfrage¬ 
werte genannt: die Verbesserungen 
im Bildungsbereich, der Zugang zum 
Gesundheitssystem und die Verbes¬ 
serungen in der Infrastruktur, kon¬ 
kret die Straßenbaumaßnahmen. Dass 
Geld sichtbar in Werte gesteckt wird, 
die den Menschen zu Gute kommen, 
macht die Glaubwürdigkeit der Regie¬ 
rung aus, wenn auch dennoch immer 
wieder Korruptionsfälle bekannt wer¬ 
den. Daraus kann aber eine Oppositi¬ 
on kein Kapital schlagen, die von eben 
jenen Fleischtöpfen verdrängt wurde 
und deren Klagen über Korruption 
eher beleidigt klingt. Im Gesundheits¬ 
bereich wurden zahlreiche Ärzte ihrer 
Arbeit im staatlichen Versorgungssys¬ 
tem enthoben, da sie sich in Zweitjobs 
an privaten Kliniken zu sehr um ihre 
Privatpatienten gekümmert und häu¬ 
fig an ihrer eigentlichen Stelle gefehlt 
hatten. Auch solche Maßnahmen rech¬ 
net Ecuadors Unter- und untere Mittel¬ 
schicht Correa hoch an, wenn die Re¬ 
gierung auch bislang kaum Ersatz für 


antwortung gerade der Kommunistin¬ 
nen in Europa betont, dazu beizutra¬ 
gen, dass die Lasten der Krise in Euro¬ 
pa nicht weiter auf die Bevölkerungen 
abgewälzt werden. Er stellte fest, dass 
Alternativen entwickelt werden müs¬ 
sen, die die Menschen in die Lage ver¬ 
setzen, gegen dieses Europa der Kon¬ 
zerne und Banken noch geschlossener 
Widerstand zu leisten. Wobei er gleich¬ 
zeitig hervorhob, dass der gemeinsa¬ 
me Widerstand der Bevölkerungen 
Europas sehr wohl auch bedeutet, den 
Kampf im eigenen Land zu führen. Ein 
Europa, das die Interessen der Mehr¬ 
heit der Menschen vertritt, wurde als 
Ziel genannt und die weitere Zusam¬ 
menarbeit mit Parteien anderer Län¬ 
der als Wegbereiter dorthin. Dass und 
wie dies heute geschieht, legte Maite 
Mola, Vizepräsidentin der Europäi¬ 
schen Linken und Verantwortliche für 
Internationale Arbeit der Kommunis¬ 
tischen Partei Spaniens, in ihrer mit 
viel Applaus bedachten Grußrede dar. 
Sie war eine von über 100 internati¬ 
onalen Gästen des Parteitags. Neben 
denen aus Europa waren u.a. Partei¬ 
en aus Afrika, Asien und Lateiname¬ 
rika vertreten. Mit ihren Grußworten 
haben einige von ihnen nicht nur die 
internationale Solidarität hervorgeho¬ 
ben, sondern auch die Zusammenhän¬ 
ge von nationaler und internationaler 
Politik aufgezeigt. Besonders machten 
dies die Reden von Valter Pomar aus 


diese Mediziner/innen stellen konnte. 
Nach sieben Jahren hat Correa immer 
noch Vorschuss bei vielen Menschen - 
so sehr ist das traditionelle Parteiensys¬ 
tem diskreditiert. 

Dass es wirtschaftlich bergauf ging, hat 
leider vorwiegend mit dem Verkauf 
von Primärgütern aus dem Bergbau 
sowie von Erdöl zu tun. Inzwischen 
ist jedenfalls die Situation, die in den 
Neunziger Jahren fast zwei Millio¬ 
nen Ecuadorianer/innen ins Ausland, 
vorwiegend nach Spanien, trieb, der¬ 
art verändert, dass Tourismusminister 
Freddy Ehlers, ein gelernter und im 
Lande äußerst beliebter Fernsehjour¬ 
nalist, Ende Januar arbeitslose Spanie¬ 
rinnen und Spanier dazu aufrief Arbeit 
in Ecuador zu suchen: gesucht seien 
hochqualifizierte Ärzte sowie Lehrer/ 
innen für Schulen und Universitäten. 
Auch warb er um Investitionen spani¬ 
scher Unternehmen in einen verant¬ 
wortungsvollen und naturnahen Tou¬ 
rismus, denn „es gibt große Chancen 
durch die verbesserten Straßen und 
den Anstieg der Touristenzahlen, der 
letztes Jahr 11,5 Prozent betrug“, so 
Ehlers, der den Erfolg des von seiner 
Regierung unterstützten spanischen 
Rückkehrprogramms von Einwande¬ 
rern mit einer Zahl von 54 000 im Jahr 
2012 bezifferte. 

Unterdessen ist nach Julian Assan- 
ge ein weiterer prominenter Mann 
in einer ecuadorianischen Botschaft 
untergekommen: In Santiago de Chi- 


Brasilien, Exekutivsekretär des Foro 
Sao Paulo, der über die sozialen Bewe¬ 
gungen berichtete, die des kurdischen 
Vertreters, der die Morde an den drei 
Frauen in Paris im Januar und die Frei¬ 
heit des kurdischen Volkes thematisier¬ 
te, des Genossen aus Mali, der über die 
Situation im Land nach dem Einmarsch 
der französischen Armee und anderer 
NATO-Länder informierte. 

In diesen Reden wie auch in denen 
der nationalen Gäste aus den Gewerk¬ 
schaften, der Parlamentsvertreterin¬ 
nen, der sozialen und demokratischen 
Bewegungen, kam die Überzeugung 
zum Ausdruck, dass nur eine starke lin¬ 
ke Kraft die notwendige Gegenwehr zu 
den herrschenden Verhältnissen entwi¬ 
ckeln kann. Der Vorsitzende des Kom¬ 
munistischen Jugendverbands Frank¬ 
reichs hat zu Recht betont, dass die Ju¬ 
gend auch die Zukunft der KP ist und 
deshalb mit dieser zusammenarbeitet, 
von den Genossinnen der Partei lernt, 
ihre Erfahrungen sich zunutze macht 
und diese den Bedingungen der heuti¬ 
gen Zeit entsprechend verändert. 
Nach seiner Wiederwahl hat der Nati¬ 
onalsekretär Pierre Laurent in seiner 
Abschlussrede u.a. die von Frangois 
Hollande geführte Regierung aufge¬ 
fordert, die vor der Wahl angekündig¬ 
ten Veränderungen hin zu mehr sozia¬ 
ler Gerechtigkeit endlich durchzufüh¬ 
ren. Als Beitrag der Kommunistinnen 
dazu erklärte Laurent, möglichst breite 
Kreise der Linken zu sammeln 
und für Veränderungen im In¬ 
teresse der Menschen zu mo¬ 
bilisieren. 

Im gemeinsamen Kampf un¬ 
terschiedlicher Kräfte die ei¬ 
gene Identität nicht nur zu 
behalten, sondern zu stärken, 
das ist ein Weg, der den fran¬ 
zösischen Genossinnen offen¬ 
bar gelingt. Die Ergebnisse der 
Partei in Betrieben und Parla¬ 
menten sowie die machtvol¬ 
len Demonstrationen in ihrem 
Land geben den Genossinnen 
Mut und Kraft, diesen Weg 
weiter zu gehen. Gemeinsa¬ 
men Widerstand entwickeln - 
das wird in Frankreich erfolg¬ 
reich verbunden mit der auch 
mitgliedermäßigen Stärkung 
und Entwicklung der kommu¬ 
nistischen Partei. 

Bettina Jürgensen 


le suchte der chilenische Polizeiins¬ 
pektor Fernando Ulloa Ende Januar 
Schutz vor Verfolgung. In einem vom 
25. Januar datierten Brief an Rafael 
Correa bittet er um politisches Asyl, 
da „mein Leben in ernster Gefahr ist, 
seit meine Erklärungen hinsichtlich 
einer Drogenverschiebung veröffent¬ 
licht wurden, in die chilenische Behör¬ 
den in Zusammenarbeit mit der CIA 
verwickelt sind und mit der Gelder für 
die Destabilisierung des demokrati¬ 
schen Prozesses, den Sie in Ecuador 
anführen, erzeugt werden sollen.“ Da¬ 
bei gehe es um über 300 Kilo Kokain, 
und Ulloa habe eine Beteiligung des 
vormaligen Innenministers Hinzpe- 
ter und der ecuadorianischen Mari¬ 
ne bei dem Komplott zum Sturz der 
ecuadorianischen Regierung heraus¬ 
gefunden (siehe auch UZ vom 18. Ja¬ 
nuar). Ulloa hatte Drohungen seitens 
einer Brigade der Ermittlungspolizei 
(PDI) erhalten, der er bis zu seiner 
Entlassung angehörte. Derzeit liegt 
ein Haftbefehl gegen Ulloa vor. In 
seinem Brief sagt der Polizist, dass er 
seine Ermittlungsergebnisse im Bei¬ 
sein von einer Parlamentsabgeordne¬ 
ten und zwei Anwälten dem Innen¬ 
minister im Moneda-Palast überge¬ 
ben habe. „Mein Gewissen ist rein. 
(...) Andere werden sich wegen des 
Verrats an den Werten verantworten 
müssen, die uns die Befreier Amerikas 
hinterlassen haben.“ 

Günter Pohl 


Streikrecht¬ 

einschränkung 

Griechische Regierung sucht 
Möglichkeiten 

Die Regierung Griechenlands sucht 
nach Möglichkeiten, das Gesetz für die 
Durchführung von Streiks und Arbeits¬ 
niederlegungen zu ändern. Dies berich¬ 
tete die „Griechenland Zeitung“ unter 
Berufung auf die Zeitung „To Vima“ 
die sich wiederum auf Äußerungen von 
Arbeitsminister Jannis Vroutsis bezog. 
Vorgesehen sei, dass künftig keine 
Streiks mehr stattfinden, die von „ge¬ 
werkschaftlichen Minderheiten“ be¬ 
schlossen werden. Streiks würden dem¬ 
nach künftig erst dann stattfinden, wenn 
eine Mehrheit der Beschäftigten in ei¬ 
nem Unternehmen mit der Protestak¬ 
tion einverstanden ist. Vorgesehen sei 
weiterhin die Wiedereinführung des 
Systems der Aussperrung. Diese Mög¬ 
lichkeit wurde per Gesetz im Jahre 1982 
abgeschafft. Offenbar werde auch eine 
Beschneidung der Rechte und Privilegi¬ 
en der Gewerkschafter in Betracht gezo¬ 
gen. Nicht zuletzt stünden die Urlaubs¬ 
tage der Gewerkschafter auf dem Prüf¬ 
stand, vor allem im öffentlichen Sektor. 


Kapitalismus 
wieder gerettet 

In der Nacht zum 7. Februar wurde 
in Brüssel wieder eine Notoperation 
durchgeführt, in deren Ergebnis der 
Kapitalismus zum wer-weiß-wieviel- 
ten Male gerettet werden konnte. In¬ 
teressant ist, dass sich bei den beteilig¬ 
ten Notärzten die Freude offensichtlich 
sehr in Grenzen hält. Denn sie wissen, 
dass sie nur Flickschusterei betrieben 
haben, und viele von ihnen verbergen 
das nicht einmal. So wird zum Beispiel 
der ewige „Mister Euro“, der luxembur¬ 
gische Premier Juncker, mit den Wor¬ 
ten zitiert „Ich bin nicht sehr erfreut, 
denn dieser Haushalt hinkt.“ 

Übersetzt heißt das Folgendes: Der Ka¬ 
pitalismus steckt in einer tiefen Krise 
und trotz aller „Hoffnungsschimmer“ 
ist weder das Ende des Tunnels noch 
ein Licht dortselbst zu erkennen. Die 
eigentlichen Akteure des Systems, 
also die Besitzer des Kapitals, können 
aber - bei Strafe ihres Untergangs - 
nichts anderes als so weitermachen wie 
bisher. Das bedeutet vor allem, aus den 
noch bestehenden Produktionsbetrie¬ 
ben und im Privatbesitz befindlichen 
Dienstleistungen so viel Profit her¬ 
auszupressen wie nur irgend möglich. 
Und außerdem den vorhandenen Be¬ 
stand an Reichtümern einzusetzen, um 
am weltweiten Kasinotisch der Börsen 
weiter zu spekulieren. Die Regieren¬ 
den haben vor allem die Aufgabe, die 
Besitzenden in aller Ruhe nach deren 
Gusto weiter agieren zu lassen, das 
heißt die günstigsten Bedingungen für 
die Aufrechterhaltung des kapitalisti¬ 
schen Systems zu sichern. 

Zu genau diesem Zweck war einst die 
Europäische Union erfunden worden, 
ihre Vorgängerorganisationen einge¬ 
schlossen. Wie auf nationaler Ebene 
der Staat mit seinen Strukturen ist die 
EU ein supranational wirkender Über¬ 
bau. Dass die Erfinder dieses Gebil¬ 
des dabei einige Konstruktionsfehler 
durchgehen ließen, fällt den heutigen 
Verwaltern arg auf die Füße. Denn die 
Konstruktionsfehler wurden deshalb 
zugelassen, weil es nicht auf ein mög¬ 
lichst gutes Funktionieren ankam, son¬ 
dern darauf, dass möglichst alle Son¬ 
derinteressen bedient werden können, 
und das so unauffällig wie möglich. 
Heute stellt sich die ganze Angelegen¬ 
heit wie ein riesiger Flickenteppich dar, 
an dem weiter permanent herumge¬ 
flickt wird. Kaum ist ein Loch gestopft, 
tun sich neue auf. Nachdem die EU¬ 
weit agierenden Banken viele Milliar¬ 
den verpulvert hatten, um Spanien und 
Griechenland zu „retten“, melden die 
zuständigen Statistiker, dass die Lage 
dort noch viel katastrophaler ist als vor 
der „Rettung“. Ähnlich ist es in Portu¬ 
gal und in Irland und ob es Zypern nach 
dem aktuellen „Rettungseinsatz“ besser 
gehen wird, darauf werden kaum Wet¬ 
ten angenommen. Fortsetzung folgt... 

Uli Brockmeyer 



Rafael Correa steht vor klarem Sieg 

Chilenischer Polizist sucht Asyl in ecuadorianischer Botschaft 
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Gastkolummne von Guntram Hasselkamp 


Die hl. Anette von den 
Kopierautomaten 


Da fehlte nur noch Halbmast und 
Staatstrauer. Die Damen Merkel 
und Schavan ganz in Schwarz und 
eine Lobesarie auf eine Plagiatorin 
als gelte es drei Nobelpreisträger 
gleichzeitig unter den Torf zu brin¬ 
gen. Anette, die Unvergleichliche. 
„Im Grunde, die anerkannteste und 
profilierteste Bildungspolitikerin un¬ 
seres Landes“, jubiliert die Kanzlerin, 
„Anette Schavan lebt Bildungs-,For- 
schungs- und Wissenschaftspolitik.“ 
Na - nun nicht mehr. 

Es ist ja nett zu beobachten, wie der 
arroganten, kleinbürgerlichen Funk¬ 
tionselite in der letzten Zeit ihr alber¬ 
nes, pseudoakademisches Protzgeha¬ 
be auf die Füße fällt. Mein Auto, mein 
Haus mein Pool - mein Doktortitel. 
Ob schreiben lassen, geklaut oder 
gleich gekauft. Oder beim politisch 
versippten Prof, der Marxisten prin¬ 
zipiell nie, seine rechten Zöglinge da¬ 
für aber immer promoviert. Mit teil¬ 
weise so dünnen Arbeiten, dass sie 
kaum zu heften waren. Zu der Auf¬ 
stiegsgeilheit signalisierenden Ti¬ 
telhuberei passt dann blendend die 
wadenbeißerische Verteidigung des 
preußischen dreigliedrige Schulsys¬ 
tem aus dem 19 Jh. mit dem, mög¬ 
lichst noch privaten, Elite-Gymnasi¬ 
ums an der Spitze. 

Dumm nur, dass heute im digitalen 
Zeitalter solch epochale Werke wie 
„Person und Verantwortung“ unserer 
nun kanonisierten Anette dem inter- 
net-koordinierten Zugriff schnöde 
vergleichender Zeitgenossen ausge¬ 
liefert sind. Zwar konnte, wer wollte, 
schon früher in Erfahrung bringen, 
dass nationale Geistesriesen wie 
dieser unser aller Kanzler mit seiner, 
stolze 160 Schreibmaschinenseiten 
starken Doktorarbeit, „Die politische 
Entwicklung in der Pfalz und das 
Wiedererstehen der Parteien nach 
1945“ das deutsche Geistesleben im¬ 
mens gehoben hatte. Und darin mit 
umwälzenden Sätzen, wie: „Die Pfalz 
beheimatet (...) einen fröhlichen und 
weltoffenen Menschenschlag, der viel 
Sinn für gesellschaftliches Zusam¬ 
menleben und die Freuden der Zeit 
hat“ ganz ungeheuer zum Verständ¬ 
nis der Zeitläufe beitrug. Aber so 
richtig Schwung in die Sache, brachte 
erst das strahlende (Euvre des frän¬ 
kischen Reichsritters: Verfassung und 
Verfassungsvertrag. Einer der beiden 


Gutachter war CSU-Vertrauensdo¬ 
zent. Summa cum laude. Ein würdi¬ 
ger Ordensritter des Aachener Kar¬ 
nevalsvereins. 

Der eigentliche Skandal ist aber nicht 
die permanente Real-Satire, mit der 
das Berliner Personal uns so beglückt. 
Wer da was anderes erwartet, hat den 
postsozialistischen bürgerlichen Po¬ 
litikbetrieb nicht verstanden. Pein¬ 
lich ist schon eher die devote Erge¬ 
benheitsadresse des Präsidenten der 
Deutschen Forschungsgemeinschaft 
an seine fallende Wissenschaftsminis¬ 
terin. Nein, es geht um genau das, was 
Merkel als Schavans große Leistung 
herausposaunt: Ihre Bildungspolitik. 
Und da gab es vom Erhalt der Haupt¬ 
schule, über das Turbo-Abi, „Pro-Re- 
li“, das elitebornierte „Deutschland¬ 
stipendium“ bis hin zu Verteidigung 
der Studiengebühren, kein Thema bei 
dem Frau Schavan nicht die reaktio¬ 
näre Variante „gelebt“ hätte. Und die 
Dauerkrise der beruflichen Bildung 
interessierte da allenfalls als wohl¬ 
feiler Anlass, Sprechblasen über den 
formidablen „Ausbildungspakt“ ab¬ 
zusondern. 

Das „Meisterstück“ der hl. Anette ist 
aber zweifellos ihre grandiose Hoch¬ 
schulpolitik. Die als „Bologna-Re¬ 
form“ bezeichnete, neoliberale Zu¬ 
richtung der Hochschulen auf die Er¬ 
fordernisse des Casino-Kapitalismus 
hatte die Merkel„Freundin“ selbst 
dann noch verbissen verteidigt, als 
alle ihre Versprechungen längst von 
der Realität ad absurdum geführt 
wurden. Eine bornierte Fixierung auf 
eine Handvoll „Elite Unis“, während 
der überlastete und unterfinanzierte 
Rest bei zusammen 1 Mio. Studienan¬ 
fängern in den letzten beiden Jahren 
mit permanenter Überfüllung und 
miserablen Betreuungsverhältnissen 
zu kämpfen hat. Von der „Bildungs¬ 
republik Deutschland“ existiert aus¬ 
schließlich die Phrase. Eine lächer¬ 
liche Phrase voller hohlem Pathos. 
Eine Spezialität der „profiliertesten 
Bildungspolitikerin unseres Landes“. 
Die Nachfolge ist geregelt. Aus der 
Konkursmasse der niedersächsischen 
Landesregierung McAllister recy¬ 
celte die Kanzlerin Johanna Wanka: 
Wieder Pech gehabt, Bildung! Vom 
Regen in die Jauche! Die Jubelarien 
aus allen Richtungen hatten schon 
ihren Sinn. 


Kompanie zur 

Gewerkschaftsunterdrückung 


Der Kampf der europäischen Regie¬ 
rungen zur Sicherung der Profite des 
Kapitals ist schlagkräftig organisiert. 
Die französische Variante sind die 
„Compagnies Republicaines de Se- 
curite“, also die „Sicherheitskompa¬ 
nien der Republik“. 

Die primäre Aufgabe der CRS be¬ 
steht laut Wikipedia in der Abwehr 
von Gefahren durch Massenveran¬ 
staltungen, wie zum Beispiel De¬ 
monstrationen. 

Und da war offensichtlich Ge¬ 
fahr im Verzug, als am 6. Februar 
etwa 1 000 Stahlarbeiter aus Bel¬ 
gien, Frankreich und Luxemburg 
die Herrschenden vor dem EU- 
Parlament bitten wollten, sich für 
den Erhalt ihrer Arbeitsplätze ein¬ 
zusetzen. Hintergrund der Sorgen 
der Metallarbeiter sind geplante 
Werksschließungen und Entlassun¬ 
gen beim Stahlkonzern Arcelor Mit¬ 
tal. Bereits an den Grenzen wurden 
die Kollegen von der Polizei massiv 
kontrolliert. 

In Straßburg sicherten die franzö¬ 
sischen Spezialeinheiten das Parla¬ 
ment vor den Untertanen ab. Diese 
verhielten sich aber nicht untertänig, 
schließlich sollte die Demonstration 
ja nicht vor weiträumigen Polizeiab¬ 


sperrungen, sondern am Regierungs¬ 
sitz des „freien Europas“ enden. Die 
französischen Einsatzkräfte mach¬ 
ten daraufhin ihrem umgedeuteten 
Namen „Compagnie de Repression 
Syndicale“ (= Kompanie zur Gewerk¬ 
schaftsunterdrückung) alle Ehre: 
Gummiknüppel, Tränengas und 
Gummigeschosse waren ihre Argu¬ 
mente gegen die Stahlarbeiter, nach 
Medienberichten verlor ein Demons¬ 
trant ein Auge. 

Diese Brutalität hat eine lange Tra¬ 
dition. Bei den Mai-Demonstrati¬ 
onen 1968 schuf sich diese Einheit 
mit Knüppeleinsätzen und äußers¬ 
ter Brutalität einen traurigen Ruf. 
Im Juli 1977 schoss die CRS Blend¬ 
granaten gegen Kernkraftgegner. 
Ein Demonstrant wurde getötet, 
Hunderte wurden teilweise schwer 
verletzt. 

Der Einsatz staatlicher Gewalt für 
die Kapitalinteressen gegen die Ar¬ 
beiterklasse in Europa ist nicht neu. 
Aber die Repression nimmt zu. Die 
Knüppeleinsätze in Spanien und Ita¬ 
lien im vergangenem Herbst sind da 
Indizien, gleichsam wie das Hofieren 
faschistischer oder rechtspopulisti¬ 
scher Kräfte. 

Werner Sarbok 



Diese heimtückisch - fegen 
Seibrtwordamdiläge, die iw jedem Augenblick 
jeden treffen können, empören 
alle rechtlich Denkenden-- 


Razzia bei Journalisten war rechtswidrig 

„Beweissicherung“ der Staatsanwaltschaft durch willkürliche Beschlagnahmen 


UZ: Am 6. Februar sind in mehreren 
Bundesländern Hausdurchsuchungen 
bei Fotojournalisten durchgeführt wor¬ 
den. Die Polizei kopierte tausende Foto¬ 
dateien. Bei den Aufnahmen handelt es 
sich um Bilder von den Antikrisenpro¬ 
testen „ M31 “ im März 2012 in Frankfurt 
am Main. Was wurde den Journalisten 
angelastet? 

Andreas Köhn: Den Journalisten wurde 
nichts angelastet. Laut Durchsuchungs¬ 
beschluss wollte man Beweismaterial 
sichern, da es bei der Demonstration 
angeblich tätliche Auseinandersetzun¬ 
gen zwischen Teilnehmern und der Po¬ 
lizei gegeben haben soll. Dazu will man 
das Fotomaterial der Pressefotografen 
im Rahmen der Ermittlungen sichten 
und auswerten. Also, die Journalisten 
als unfreiwillige Mitarbeiter von Polizei 
und Ermittlungsbehörden. 

UZ: Für Journalisten gilt ein Beschlag¬ 
nahmeverbot. In welchen Fällen kann 
es es außer Kraft gesetzt werden? Oder 
sind gar keine Sachen mitgenommen 
worden? 

Andreas Köhn: Nach Paragraph 97 
Strafgesetzbuch gilt das Beschlagnah¬ 
meverbot im Rahmen des Zeugnisver¬ 
weigerungsrechtes nach Paragraph 53 
Strafprozeßordnung. Es kann nur per 
richterlicher Anordnung aufgehoben 
werden bei einer Verbrechensaufklä¬ 
rung - was hier definitiv nicht der Fall 
zu sein scheint - bzw. wenn der Betrof¬ 
fene selber einer Straftat verdächtigt 
wird. 

Die Beamten sind von Fall zu Fall unte- 
schiedlich vorgegangen. Einerseits sind 
Datenträger kopiert worden. Bei an¬ 
deren Betroffenen wurden auch kom¬ 
plette Datenträger, wie PC, Laptop und 
Kameraausrüstungen beschlagnahmt. 

UZ: Sind die Wohnungen von Journa¬ 
listen weniger geschützt als die Redak¬ 
tionsräume? 

Andreas Köhn: Das Bundesverfas¬ 
sungsgericht war 2007 in dem soge¬ 
nannten Cicero-Urteil zu dem Ergebnis 
gekommen, das es sich bei der Durch¬ 
suchung um Presseräume handelt. 
Presseräume sind damit unseres Er¬ 
achtens auch die Wohnungen der frei¬ 
en Journalisten, in denen sich ihre Un¬ 
terlagen und Arbeitsmittel befinden, 
also ihre Büros, die diese ja auch bei 
ihrer Einkommenssteuererklärung ge¬ 
genüber dem Finanzamt als Betriebs¬ 
ausgabe absetzen. 

UZ: Einigen der Journalisten wurde 
zunächst vorgeworfen, sie seien nicht 
dienstlich, sondern als politische Ak¬ 
teure unterwegs gewesen ... 

Andreas Köhn: Dies ist eine glatte 
Lüge der ermittelnden Staatsanwalt¬ 
schaft. Die Namen der betroffenen 
Pressefotografen wurden im Rahmen 
der Vielzahl von Kontrollen bei den 



Andreas Köhn ist Fachbereichsleiter 
Kunst, Medien und Industrie bei der 
Dienstleistungsgewerkschaft ver.di 
Berlin-Brandenburg 


Antikrisenprotesten durch die Polizei¬ 
beamten vor Ort anhand der bundes¬ 
einheitlichen Presseausweise notiert. 
Darüber hinaus ist unseres Erachtens 
die Staatsanwaltschaft per Auswertung 
von Zeitungs- und Zeitschriftenberich¬ 
ten über die Aktionen und damit ver¬ 
bundener veröffentlichter Fotos an die 
Namen der Journalisten gekommen. 

UZ: Immer wieder kommt es bei Ver¬ 
sammlungen zur Behinderung von 
Journalisten durch die Polizei. Die 
bundesweite Razzia hat aber schon eine 
neue Qualität, oder? 

Andreas Köhn: In dieser Größenord¬ 
nung war das tatsächlich eine neue 
Qualität bei der Einschränkung bzw. 
Behinderung der Pressefreiheit in der 
Bundesrepublik Deutschland. Man 
könnte annehmen, dass es den politi¬ 
schen und polizeilichen Akteuren nicht 


ausreicht, dass die BRD im Bericht von 
„Reporter ohne Grenzen“ zur Einhal¬ 
tung der Pressefreiheit 2012 auf Platz 
17 gerutscht ist. Ständig echauffieren 
sich deutsche Politiker über die Behin¬ 
derung der Medien und einer freien 
Berichterstattung in allen möglichen 
Ländern wie zum Beispiel in Russ¬ 
land. Diese Politiker sollten erst mal 
ihre Hausaufgaben im Bezug auf die 
Einhaltung der Pressefreiheit im eige¬ 
nen Land machen. 

UZ: In Berlin hat sich gerade ein Bünd¬ 
nis für Versammlungsfreiheit gegründet. 
Grund ist das vom Berliner Senat ge¬ 
plante anlasslose Filmen von Versamm¬ 
lungen. Bekommt die Polizei aufgrund 
solcher Initiativen Angst, dass ihr künf¬ 
tig das Material aus gehen könnte? 

Andreas Köhn: Es gibt zur Zeit eine 
kritische Diskussion über die Menge 
und den Umfang der polizeilichen Vi¬ 
deoüberwachungen bei Demonstrati¬ 
onen und öffentlichen Kundgebungen. 
Die Vermutung ist naheliegend, dass 
diese Aktion der Staatsanwaltschaft 
und Ermittlungsbehörden so etwas wie 
ein Vorstoß ist, um zukünftig an Video- 
und Fotomaterial von Journalisten he¬ 
ranzukommen. 

UZ: Am 18. Februar muss sich Berlins 
Innensenator Frank Henkel (CD U) vor 
dem Innenausschuss wegen des Vor¬ 
gangs verantworten. Was machen die 
Betroffenen? Geht ver.di gemeinsam 
mit ihnen gegen die Hausdurchsuchun¬ 
gen vor? 

Andreas Köhn: Selbstverständlich. Die 
dju in ver.di hat den Betroffenen dieser, 
aus unserer Sicht rechtswidrigen poli¬ 
zeilichen Maßnahme Rechtsschutz ge¬ 
geben, um juristisch gegen die Aktion 
vorzugehen. Darüber hinaus werden 
wir natürlich auch alle Möglichkeiten 
nutzen, um politisch dagegen vorzuge¬ 
hen. 

Die Fragen stellte Wera Richter 


Erklärung von Blockupy-Frankfurt 
zu den Hausdurchsuchungen 


Besondere Brisanz gewinnt die Polizeiakti¬ 
on aus Sicht des Blockupy-Bündnisses vor 
dem Hintergrund der Verbotsorgie wäh¬ 
rend der Blockupy-Aktionstage vom 16. 
bis 19. Mai 2012 in Frankfurt am Main. Die 
Stadt hatte ein umfassendes Versamm¬ 
lungsverbot erlassen, die Polizei verhängte 
gegen hunderte Anreisende unrechtmäßig 
Stadtverbote und sperrte die Frankfur¬ 
ter Innenstadt großflächig ab. Viele dieser 
Maßnahmen wurden nachträglich durch 
Gerichte als rechtswidrig erkannt, weitere 
Verfahren laufen. 

Mit den Razzien setzen Polizei und Staats¬ 
anwaltschaft eine beispiellose Serie von 
Grundrechtsverletzungen fort. Letztes Jahr 


war es die Versammlungsfreiheit, wofür die 
Polizei nun Entschädigungen zahlen muss. 
Dieses Jahr ist es die Pressefreiheit. Es ist 
offensichtlich, dass eine breite Protestbe¬ 
wegung eingeschüchtert und kriminalisiert 
werden soll. 

Doch wir bleiben solidarisch mit allen, die 
für eine sozialere Gesellschaft streiten. 

Für den 31. Mai und 1. Juni dieses Jahres 
hat das Blockupy-Bündnis erneut europäi¬ 
sche Aktionstage in Frankfurt am Main an¬ 
gekündigt. 

Am 17. Februar findet dazu ein weiteres 
bundesweites Mobilisierungstreffen in 
Frankfurt am Main statt, www.blockupy- 
frankfurt.org 


Karikatur: Bernd Bücking 
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„Rote Matrosen vom Gersprenz-Strand an Fastnacht außer Rand und Band.“ Das 
war das diesjährige DKP-Motto beim Ueberauer Fastnachtszug (Hessen). 



Noch eine andere Region: Nicht so bunt, nicht so groß, aber politisch war auch 
der Karnevalsumzug in Gorleben, Wendland im Jahr 2010. 



Karnevals-„Nachlese“ 


D ie „fünfte Jahreszeit“die „tollen 
Tage“ kurz: Karneval ist vorbei. 
Schlimm für die einen, schön 
für den Rest. Bei Karneval gibt es kein 
„vielleicht“ Man liebt ihn oder macht 
sich nichts draus. Aber wo kommt er 
her? Was hat ihn jahrhundertelang am 
Leben erhalten? 

★ 

Karnevalähnliche Feste mit Rollen¬ 
tausch, Verkleidungen und Umzügen 
gab es schon bei den Römern. 

Das „christliche“ Mittelalter hatte für 
die Frommen wenig Unterhaltsames 
im Angebot. Im Erdenleben galt es, zu 
beten, zu arbeiten, den Oberen zu ge¬ 
horchen. Als Belohnung wurde ein bes¬ 
seres Leben im Jenseits versprochen. 
Was Wunder, dass die Normalmen¬ 
schen gerne jede Gelegenheit nutzten, 
zu feiern und die tägliche Plackerei zu 
vergessen. Für die Kirche war das Fast¬ 
nachtstreiben ein Ausdruck der „Ge¬ 
sellschaft des Teufels“, für das in der 
40-tägigen Fastenzeit vor Ostern wie¬ 
der ordentlich gebüßt werden musste. 
Im katholischen Köln änderte sich für 
die gemeinen Bürger auch nichts zum 
Besseren, als 1396 die Herrschaft der 
Patriziergeschlechter zu Ende ging 
und mit dem „Verbundbrief“ Hand¬ 
werker („Gaffeln“) und Kaufleute die 
politische Macht übernahmen. Auch 
die neue Oberschicht stand dem närri¬ 
schen Treiben der kleinen Leute skep¬ 
tisch gegenüber und erließ im Laufe 
der Jahrhunderts etliche Verbote, so 
1487 das von „Vermummen, Verstup- 
pen und Vermachen“. 1596 werden 
von der Polizei „Nachtgelage, über¬ 
mäßiges Fressen, Saufen und Tanzen“ 
und Schwertkämpfe untersagt, die bei 
Schmieden und Metzgern beliebt wa¬ 
ren. 1603 verbietet der Rat die „Mum¬ 
merei“ im Karneval. 

★ 

Mit der französischen Besetzung des 
Rheinlands 1794 wurde die Verbund¬ 
brief-Verfassung durch die französi¬ 
sche Zivilverfassung, den „Code Ci¬ 
vil“ ersetzt. Eine Zeit der Reformen, 
der Liberalisierung des geistigen und 
wirtschaftlichen Lebens begann, das 
Mittelalter war endgültig beendet. 
Der Karneval hatte allerdings (noch) 
nichts davon. Denn bereits 1795 verbo¬ 
ten die Besetzer den Karneval mit der 
Begründung: „Die Übelgesinnten, wel¬ 
che gleich dem Kameleon alle Farben 
annehmen, alle Gelegenheiten ergrei¬ 
fen, um die öffentliche Ruhe zu stören, 
werden gewiß nicht ermangeln, das was 
ihr Carneval nennt, zu nutzen um Un¬ 
ruhen anzustiften“. Erst 1805 wird das 
Verbot aufgehoben. 

Nach dem Wiener Kongress wird das 
Rheinland zum Königreich Preußen 
geschlagen. Die französische Verwal¬ 
tungsordnung und der „Code Civil“ 
bleiben dennoch bis 1848 bzw. 1899 


in Kraft. Die neuen Freiheiten wollen 
auch die Jecken nutzen. Aus den Rei¬ 
hen der in der Franzosenzeit gegründe¬ 
ten „Olyposchen Gesellschaft“ bildet 
sich 1822 ein „Festordnendes Komitee“, 
das 1823 den ersten Rosenmontagszug 
(einmal rund um den Neumarkt her¬ 
um) organisiert. 

Es war aber nicht die bloße Lust auf 
Karneval, die das „Festordnende Ko¬ 
mitee“ antrieb, dessen Mitglieder der 
politischen und wirtschaftlichen Ober¬ 
schicht angehörten. Bis 1821 hatte 
eine Vergnügungssteuer für Maskier¬ 
te die Kassen der städtischen Armen¬ 
verwaltung aufgebessert. Als diese ab¬ 
geschafft wurde, lief das Festkomitee 
Sturm dagegen und forderte von der 
preußischen Regierung eine Wieder¬ 
einführung der Steuer. Um der in den 
letzten Jahren eingetretenen „Mas¬ 
kiermüdigkeit“ gegenzusteuern, muss¬ 
ten neue Anreize geschaffen werden. 
So entstand die Idee, Faschingsumzü¬ 
ge mit feierlicher Inthronisierung ei¬ 
nes „Held Karneval“ zu organisieren. 
Seitdem ist Karneval für Köln ein ge¬ 
waltiger Wirtschaftsfaktor. Die großen 
Korpsgesellschaften werden zum Sam¬ 
melbecken für den Mittelstand und die 
innerstädtische Wirtschaft. Die öffentli¬ 
chen Aktivitäten wie Umzüge, Sitzun¬ 
gen und Bälle ziehen viele Touristen 
an. Unter anderem den „Dichterfürs¬ 
ten“ Johann Wolfgang von Goethe, der 
1825 „Dem Kölner Mummenschanz“ 
sogar ein Gedicht widmet, das heute 
den Fastnachtsbrunnen auf dem Gü- 
lichplatz ziert: „Löblich wird ein tolles 
Streben wenn es kurz ist und mit Sinn. 
Heiterkeit zum Erdenleben, sei dem 
flücht‘gen Rausch Gewinn“. 

★ 

1830 gibt es allerdings schon wieder 
Ärger. Der preußische König verbot 
den Karneval, weil er preußische Be¬ 
hörden und Militär beleidigt sieht. Ge¬ 
meint waren vermutlich auch die „Ro¬ 
ten Funken“, die in der Uniform der 
früheren Kölner Stadtsoldaten, die als 
eher schlappe und liederliche Truppe 
bekannt waren, die straff organisierte 
preußische Armee karikierten. 

Das Festkomitee löst sich kurzerhand 
auf, der Rosenmontagszug wird abge¬ 
sagt. An seiner Stelle wird am Karne¬ 
valsdienstag ein Hanswurst in Ketten 
durch die Stadt geführt. Im Juni hebt 
der König auf Drängen der rheinischen 
Städte das Verbot auf. 

Freiwillig ausfallen lässt das Festkomi¬ 
tee die Züge während des deutsch-fran¬ 
zösischen Krieges 1870/71 und ab 1914. 
Erst 1927 wird wieder ein Rosenmon¬ 
tagszug durchgeführt. 

★ 

Karneval in Köln war also immer ge¬ 
prägt von der politischen Realität. All¬ 
zu freche Proteste und Angriffe auf 
die Herrschenden wurden mit Verbo¬ 


ten geahndet. Der offizielle Karneval 
ließ und läßt sich durch Selbstzensur 
bändigen. 

Daneben gab und gibt es allerdings 
auch immer wieder neue Formen. In 
den „Veedelszügen“ von Köln, Düssel¬ 
dorf und anderen Städten gab es seit je¬ 
her zeitkritische Wagen und Gruppen, 
die teilweise auch von Kommunisten 
zumindest mitgestaltet wurden. In Köln 
funktionierten DKP-Gruppen ihren 
allwöchentlichen UZ-Verkauf in den 
siebziger Jahren zu einer Kostümver¬ 
anstaltung mit Kölsch und Musik um. 
Die „Stunksitzung“ ist ein Paradebei¬ 
spiel für Aufmüpfigkeit und Autori¬ 
tätsschelte, die allerdings auch schon 
oft wieder auf „eingefahrenen“ Glei¬ 
sen fährt und viel vom Biss der ersten 
Sessionen verloren hat. 

★ 

Leider eine Legende ist jedoch die oft 
gehörte Behauptung, dass in der Nazi¬ 
zeit der Kölner Karneval so etwas wie 
ein Hort des Widerstands gewesen sei. 
Es gab zwar vereinzelt Büttenredner 
wie Karl Küpper, der sich über die Na¬ 
zis Lustig machte und dafür Redever¬ 
bot erhielt und verhaftet wurde. 

Es gab aber auch „Schunkellieder“ mit 
antisemitischen Texten und antisemiti¬ 
sche Wagen im Rosenmontagszug, ge¬ 
gen die keiner protestierte. 

Auch die sogenannte „Narrenrevolte“ 
von 1935 gegen die Gleichschaltung 
und Einvernahme der Karnevalsver¬ 
eine durch die „Kraft durch Freude“- 
Institution wurde rasch beendet, als die 
Machthaber die Organisation des Fes¬ 
tes den Karnevalsvereinen - mit Aufla¬ 
gen, die willig akzeptiert wurden - ließ. 
Die konservative „Spaßpolitik“, die 
auch heute noch - oder wieder - viele 
Büttenreden prägt, wurde fortgesetzt. 

★ 

Was übrigens die oft geäußerte Kritik 
an der Kritiklosigkeit der „Kölner an 
sich“ gegenüber dem offiziellen Kar¬ 
neval und ihrer Stadt mitsamt ihren 
Missständen und Unzulänglichkeiten 
betrifft: Das muss wohl ähnliche Ursa¬ 
chen haben wie die Liebe von Kindern 
zu ihren unansehnlich gewordenen 
Teddys oder Puppen. Für „Kölsche us 
Kölle am Rhing“ gilt der Spruch (und 
die Mutter aller kölschen Hymnen) ei¬ 
nes Chronisten aus dem Jahr 1499, der 
auch im Rathaus steht: „Coellen eyn 
kroyn - boven allen steden schoyn“ 
(Köln, eine Krone - über allen Städten 
schön). Dem ist nichts hinzuzufügen. 

Helga Humbach 

Alle geschichtlichen Zitate stammen 
aus der „„Chronik zur Geschichte der 
Stadt Köln“ von Peter Fuchs (Hrsg.), 
Grevenn Verlag Köln 1991 
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Vom Aufbruch der Perestroika 
zum Untergang der Sowjetunion 

Zu Jegor Ligatschows Buch „Wer verriet die Sowjetunion?“ 


D ie Veröffentlichungen zur Perestroika und 
zur Konterrevolution in der UdSSR sind 
inzwischen kaum noch überschaubar. Mit 
dem Buch Ligatschows ist ein weiterer Titel hin¬ 
zu gekommen. Nur eine Publikation mehr, die 
kaum neue Erkenntnisse zu bringen vermag? Kei¬ 
neswegs! Das Buch hat gegenüber den meisten 
vorliegenden Arbeiten eine Reihe wesentlicher 
Vorzüge infolge derer auch Kenner der Materie 
durchaus Neues erwarten können: 

Vorzüge des Buches 

Erstens. Der Autor war im Vorfeld der Perestroika 
und während ihrer ersten Etappe einer der engs¬ 
ten Vertrauten Gorbatschows. Er kennt diejenigen 
Seiten Gorbatschows, die viele - darunter auch 
ihn selbst - zunächst in dessen Bann gezogen ha¬ 
ben, besser als jeder andere in der Führung der 
KPdSU. Das gleiche gilt aber auch für die sich im 
Laufe des Perestroika-Prozesses offenbarenden 
Schwächen und Charaktereigenschaften Gorbat¬ 
schows, die seine verhängnisvolle Rolle als Weg¬ 
bereiter der antisowjetischen Konterrevolution 
begünstigten. Dazu gehörte u.a. seine Eitelkeit, 
sein Streben nach dem „Glorienschein des aufge¬ 
klärten Monarchen“ (Ligatschow) und seine Sor¬ 
ge darum, wie seine Aussagen und Vorschläge in 
der Sowjetunion selbst und nicht zuletzt im Aus¬ 
land „ankommen“. 

Zweitens. Ligatschow hat in herausragendem 
Maße zur Ausarbeitung der Konzeption der so¬ 
zialistischen Perestroika und als „Zweiter“ in der 
KPdSU zu deren Umsetzung beigetragen. Er ist 
auch heute noch davon überzeugt, dass eine sol¬ 
che Perestroika unbedingt notwendig war. Im 
Zuge der Entartung der Perestroika zum Sprung¬ 
brett für die antisozialistische Konterrevolution - 
wofür er vor allem Jakowlew und Gorbatschow 
die Hauptverantwortung zuweist - ist er dann zu 
deren schärfsten Kritiker in der KPdSU-Führung 
geworden. 

Drittens. Der Autor kennt die KPdSU, die mehr 
als sieben Jahrzehnte die Geschicke des Landes 
entscheidend bestimmte, von der Basis über die 
Rayon- und Bezirksebene bis in den engsten 
Machtzirkel an der Spitze der Partei aus seiner 
eigenen Tätigkeit. Wer ein solches Parteileben hin¬ 
ter sich hat, der kennt seine Partei in ihren Stär¬ 
ken und Schwächen, ihre gewaltigen historischen 
Leistungen und ihre negativen Seiten wie Kar¬ 
rierismus, Vetternwirtschaft, Machtkämpfe und 
andere Entartungen. Zu den Stärken des Buches 
gehört, dass auch über die Schattenseiten offen 
gesprochen wird. 

Viertens. Nicht zuletzt unterscheidet sich der Au¬ 
tor von den meisten ehemaligen Spitzenfunkti¬ 
onären der KPdSU und des Sowjetstaates - da¬ 
runter auch von denen, die heute über die Zeit 
der Perestroika und den Untergang der UdSSR 
publizieren - dadurch, dass er organisierter Kom¬ 
munist geblieben ist und von diesem Standpunkt 
aus die Ereignisse beurteilt. Ligatschow ist stell¬ 


vertretender Vorsitzender und Sekretär des Rates 
der Union der Kommunistischen Parteien-KPd- 
SU, Mitglied des ZK der Kommunistischen Partei 
der Russischen Föderation (KPRF) und der Mos¬ 
kauer Abteilung der KPRF. Dies hält ihn übrigens 
nicht davon ab auch in der KPRF kritisch Stellung 
zu beziehen, wenn er in seiner Partei bestimmte 
Entwicklungen für problematisch hält. 

Fünftens. Als Vorzug des Buches soll schließlich 
noch darauf hingewiesen werden, dass es allge- 
meinverständlich geschrieben ist, Fremdwörterbü¬ 
cher oder Glossare werden nicht benötgt. Zudem 
werden den deutschen Leserinnen und Lesern 
weniger geläuüge russische Ereignisse und Da¬ 
ten in Anmerkungen erläutert. Hilfreich ist auch 
eine Kurzchronik der Ereignisse der Perestroika 
im Anhang. 

Der Zeitraum, den die Publikation erfasst, reicht 
von 1983 als Ligatschow von Tomsk 
nach Moskau versetzt und zum 
Leiter der Organisationsabteilung 
des ZK der KPdSU berufen wur¬ 
de, bis zur Niederlage der Peres¬ 
troika und zur Zerschlagung der 
Sowjetunion. Inhaltlich geht es 
in den ersten Kapiteln um den 
Übergang aus der Breschnew- 
Ära zu der kurzen, aber den 
Geist des Aufbruchs und der 
Umgestaltung atmenden Zeit 
unter der Führung Andro- 
pows und weiter um die eben¬ 
falls nur kurze Zeit mit dem 
gebrechlichen Generalsekre¬ 
tär Tschernenkow bis zum Machtan¬ 
tritt Gorbatschows. Im Zentrum des Buches ste¬ 
hen dann aber die dramatischen Entwicklungen 
der Perestroika. 

Vom Umbau zum Abriss 

Hier werden die ersten erfolgreichen Jahre des 
Umbaus mit ihren Fortschritten in der Wirtschaft 
sowie bei der Entwicklung der sozialistischen De¬ 
mokratie behandelt. Im Weiteren nahmen dann 
die Probleme immer mehr zu. Unter der Fahne 
des Kampfes gegen die „Konservativen“- so wur¬ 
den die am Kurs einer sozialistischen Perestroika 
festhaltenden Kräfte abgestempelt - erhob die 
Konterrevolution mehr und mehr das Haupt. 
Eine besonders verhängnisvolle Rolle spielten 
dabei die Massenmedien, für die der von Gor¬ 
batschow zum Politbüromitglied gekürte Ja¬ 
kowlew die Verantwortung hatte. Die Losungen 
der Perestroika wurden mehr und mehr ausge¬ 
höhlt, ihres sozialistischen Inhalts beraubt und in 
ihr Gegenteil verkehrt. Behandelt wird dies am 
Beispiel der ursprünglich richtigen Losung von 
den verschiedenen Realisierungsformen des so¬ 
zialistischen Eigentums sowie der Losung von 
den allgemeinmenschlichen Werten. „Glasnost“ 
wurde zum Vehikel, mit dem die schmutzigsten 
Verleumdungen gegen die den Sozialismus ver¬ 


teidigenden Kräfte verbreitet wurden. Proteste 
dagegen wurden jedoch von den „Kämpfern für 
die Offenheit“ in den Medien rigoros unterbun¬ 
den. Ligatschow beschreibt diese Entwicklung an 
zahlreichen Beispielen, darunter an den Machen¬ 
schaften gegen ihn selbst, am Beispiel der Kam¬ 
pagne gegen den Chefredakteur des theoretischen 
Parteiorgans „Kommunist“, Richard Kosolapow, 
oder des Umgangs mit dem Leserbrief der Le- 
ningrader Hochschullehrerin Nina Andrejewna. 
Gorbatschow schwieg zu alledem, warnende Brie¬ 
fe von besorgten Parteimitgliedern landeten im 
Papierkorb. 

Die gleiche, alle Warnungen in den Wind schla¬ 
gende Position nahm der Generalsekretär, der 
inzwischen ganz unter dem Einfluss Jakowlews 
stand, auch im Zusammenhang mit dem immer 
mehr um sich greifenden Nationalismus und Sepa¬ 
ratismus ein, die den Bestand der Union akut ge¬ 
fährdeten. Schließlich wurden die 
an sozialisti¬ 



schen Positionen festhal¬ 
tenden Kommunisten aus dem ZK und dem 
Politbüro entfernt, Jakowlew und seine Leute 
übernahmen an der Seite Gorbatschows faktisch 
das Kommando. 

Als Resümee aus den hier nur exemplarisch an¬ 
geführten Analysen kommt der Autor zu dem 
Schluss, dass die Perestroika trotz ihrer anfäng¬ 
lichen Leistungen eine Niederlage erlitt: „Sie 
verlor ihre demokratische Ausrichtung und fand 
ihr Ende in einem konterrevolutionären Staats¬ 
streich, der Zerstörung der Sowjetmacht und der 
Zerstückelung der Sowjetunion. (...) Die Peres¬ 
troika erfuhr diese Niederlage, weil die Grundfes¬ 
ten der sozialistischen Ordnung zerstört wurden: 
das gesellschaftliche Eigentum und die Planwirt¬ 
schaft.“ (S. 272/273) 


Die Verantwortlichen für 
die Konterrevolution 

Ligatschow benennt die Verantwortlichen für 
die Niederlage: Karrieristen, Separatisten und 
politische Wendehälse in der Führung der Par¬ 
tei und des Staates sowie der Unionsrepubliken. 
(S. 291/292) 


Und er nennt auch den Hauptverantwortlichen: 
„Ich werde immer wieder gefragt: Wer aber war 
denn der Hauptakteur bei der Zerrüttung der So¬ 
wjetunion? Wer trägt die Schuld an all dem Übel, 
das mit schrecklicher Gewalt über das Volk her¬ 
eingebrochen ist? Diese Frage ist nicht leicht zu 
beantworten. Doch mit der Zeit hat sich die Ant¬ 
wort heraus kristallisiert: Gorbatschow. In mei¬ 
nem Buch habe ich versucht, anhand wesentlicher 
Episoden aus meinem persönlichen Erleben und 
anhand von Schlussfolgerungen zu begründen, 
warum ich Gorbatschows Rolle eben so sehe.“ 
(S. 292) 

Wenn der Autor daran anschließend allerdings 
den Ausspruch des von Gorbatschow enttäusch¬ 
ten langjährigen sowjetischen Außenministers 
Andrej Gromyko aus dem Jahr 1989 zitiert: „Die 
Generalsmütze passt nicht für den Mischka“ und 
es dabei bewenden lässt, so ist dies nur ein Teil 
des Problems. In der Tat stellte sich heraus, dass 
die Fähigkeiten Gorbatschows weit von den An¬ 
forderungen entfernt waren, die an den ersten 
Mann der damals mächtigsten 
kommunistischen Partei und 
Führer der Supermacht Sowje¬ 
tunion gestellt werden mussten. 
Aber Gorbatschow war nicht nur 
schwach und unfähig. Er verfolg¬ 
te offenbar auch andere Absichten 
mit der Perestroika als Ligatschow, 
Gromyko, Zigtausende ehrliche 
Kommunisten und einfache Men¬ 
schen in der Sowjetunion. 
Schließlich gestand Gorbatschow 
1993 in einem Spiegel-Interview 
selbst ein: „Gorbatschow musste das 
Schiff der Perestroika durch die Klip¬ 
pen steuern. Dabei konnte man noch 
nicht Dinge ankündigen, für die das Volk noch 
nicht reif war. Man hätte mich für verrückt erklärt, 
das Volk wäre zerrissen worden, es hätte zum Bür¬ 
gerkrieg kommen können. Man musste Geduld 
zeigen, bis die Parteibürokratie so entmachtet war, 
dass sie das Rad der Geschichte nicht mehr zu¬ 
rückdrehen konnte.“ Seinen wirklichen politischen 
Standort beschreibend sagte er weiter: „Wenn Sie 
meine Aussagen nehmen, dann wird Ihnen klar, 
dass meine politischen Sympathien der Sozialde¬ 
mokratie gehören.“ 

Abgeschlossen wird die Publikation Ligatschows 
mit einem kurzen Epilog über die verheerenden 
Folgen der Konterrevolution und der Wieder¬ 
herstellung des Kapitalismus in Russland für das 
Land und die große Mehrheit seiner Menschen 
sowie knappen Anmerkungen über die Notwen¬ 
digkeit eines neuen Aufbruchs zum Sozialismus in 
Russland und den Weg dahin. 

Willi Gerns 

Jegor Ligatschow: Wer verriet die Sowjetunion? 
Verlag Das Neue Berlin 2012,320 Seiten,16,95 Euro, 
(russischen Originalausgabe: Moskau 2010) 


Spurensuche 80 Jahre nach der 
Machtübertragung an die Nazis 

Fotogalerie zu Verbrechen der deutschen Wirtschaft 1933-1945 eröffnet 


Im 80. Jahr nach 1933 setzt die Vereinigung der 
Verfolgten des Naziregimes/Bund der Antifa¬ 
schisten ihre Spurensuche „Verbrechen der Wirt¬ 
schaft 1933-1945“ mit einer neuen Initiative für 
die Kenntlichmachung von Tatorten der Ver¬ 
brechen der ökonomischen Eliten fort. Wurden 
bisher nur in NRW Tatorte gekennzeichnet und 
recherchiert und dann in einem Buch sowie auf 
einer Website dokumentiert, so geht es nunmehr 
darum, eine bundesweite Fotosammlung zum The¬ 
ma anzufertigen. 

Die Vereinigung von antifaschistischen Fotogra¬ 
fen „r-mediabase“ dokumentiert ab sofort in ei¬ 
nem Dauerprojekt mit der VVN-BdA Fotografi¬ 
en zum Thema „Verbrechen der Wirtschaft in der 
Zeit von 1933 bis 1945“. Dieses Projekt fand schon 
beachtlichen Zuspruch. Es werden aber weitere 
Unterstützer gesucht. 

Mit den Stolpersteinen des Künstlers Gunter 
Demnig werden bekanntlich die Opfer geehrt. 
Es sollten - so meinen die Initiatoren der Spu¬ 
rensuche - aber auch Täter und Tatorte öffentlich 
bekannt werden. Rund 30 dieser Tatorte hat die 
VVN-BdA NRW 2012 in einer Zwischenbilanz 
in dem Buch „Von Arisierung bis Zwangsarbeit - 
Verbrechen der Wirtschaft“ dokumentiert. Denn 
auch heute noch werden die damaligen Täter aus 
dem Kreis ökonomischer Eliten öffentlich geehrt, 
wo eine schonungslose öffentliche Auseinander¬ 
setzung mit ihnen nötig wäre. Mit einer virtuellen 
Gedenk- und Aufklärungsgalerie sollen Lehren 


aus der Geschichte im örtlichen und regionalen 
Umfeld gezogen werden. 

Politisch engagierte Menschen und Fotoaktivisten 
sind aufgefordert, sich zu beteiligen. Beispielswei¬ 
se mit dem Ablichten von Tafeln von Straßenschil¬ 
dern, Plätzen und Orten der Zwangsarbeit, von 
Betrieben mit NS-Sklavenarbeit, von Deportation 
oder Arisierung. Es sollen die Opfer, aber auch die 
Täter nicht vergessen sein. So entstehen Mahnta¬ 
feln ganz neuer Art. 

Interessenten wenden sich bitte an: post@r-medi- 
abase.eu und erhalten dann Informationen über 
den weiteren Ablauf. Die Exponate in diesem Fo¬ 
toprojekt des Medienportals www.r-mediabase.eu 
sind dort unter der Rubrik „Politik und Gesell¬ 
schaft“, „Verbrechen der Wirtschaft 1933-1945“ 
zu ünden. U.S. 


Beispiel für einen Beitrag zur 
Fotogalerie (Bild und Bildtext): 

Mit den bisherigen Trikots des BVB Borussia 
Dortmund stimmt etwas nicht. Warum? Die Be¬ 
zeichnung „Evonik“ ist unvollständig und irre¬ 
führend. Ursprünglich hieß der Chemiekonzern 
Evonik-Degussa. Aber die Fußballwerbung nennt 
nur Evonik. Warum? Evonik ist der Zusammen¬ 
schluß des Steinkohlebergbaus mit großen Che¬ 
miebetrieben, darunter IG-Farben-Nachfolgern, 
der Degussa und ihrer Unterürma Degesch. Die 
IG Farben wurden in den Nürnberger Kriegsver¬ 



brecherprozessen verurteilt wegen ihrer Sklaven¬ 
ausbeutung während der NS-Herrschaft und ihrer 
Teilnahme am Holocaust. Auch Degesch und De¬ 
gussa sind Massenmordkonzerne gewesen. Degus¬ 
sa vermarktete das Zahngold der Getöteten und 
ihre Tochterürma Degesch lieferte das Cyklon B, 
mit dem Millionen Menschen vergast wurden. Es 
wurde daher das BVB-Trikot ergänzt - ehrlich ge¬ 
macht. (Fotozitat aus Ruhrnachrichten , Montage: 
Helmut Sander) 


Neue Publikation 

Keppler half Hitler an die Macht - 
Das deutsche Großkapital, der „Kepp- 
ler-Kreis“ und die NSDAP: 

Eine unentbehrliche Vorgeschichte 
des 30. Januar 1933 

Nachdem vor einem Jahr das Buch „Von Ari¬ 
sierung bis Zwangsarbeit-Verbrechen der 
Wirtschaft an Rhein und Ruhr 1933-1945“ 
von der VVN-BdA NRW herausgegeben 
wurde, erfolgt nun mit einer neuen Ver¬ 
öffentlichung über den Keppler-Kreis ein 
Schritt in die Aufarbeitung der Verbrechen 
der ökonomischen Eliten der NS-Zeit hin in 
den gesamten deutschen Raum. 

Dr. Reiner Zilkenat (Berlin) stellte in seiner 
im Juli 2012 entstandenen Arbeit den Kepp¬ 
ler-Kreis in den Mittelpunkt seiner Betrach¬ 
tungen, die er für die Fortsetzung Spuren- 
suche„Verbrechen der Wirtschaft an Rhein 
und Ruhr“ zur Verfügung stellte. 

Die Schrift kann bezogen werden bei 

VVN-BdAGathe 55 42107 Wuppertal nrw@ 

vvn-bda.de 

www.nrw.vvn-bda.de 

Bitte 3,50 Euro mit gut lesbarer Anschrift 

senden an Postbank Essen, Konto 28212- 

435, BLZ 360100 43. 
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Ein starkes Stück internationale Solidarität für 

Party und unterwegs... 

Zur Doppel-CD „Lucha Amada - musika rebelde“ 


Lucha Amada ist ein DJ- und Konzert¬ 
veranstaltungskollektiv (Berlin, Köln, 
Bonn), das seit 10 Jahren für politische 
Einmischung sowie rebellische Sounds 
und grenzenlose Beats steht. 
„Latinskaraggadubreggaehiphop“ - 
mit dieser Wortneuschöpfung beschrie¬ 
ben Holger und Rafael von Lucha 
Amada („geliebter Kampf“) vor zehn 
Jahren die Musik, die auf ihren Platten¬ 
tellern landete. Sie kommt aus Mexiko, 
Argentinien, Spanien, dem Baskenland, 
dem Balkan, Italien, Frankreich, und 
sie hat einen gemeinsamen Nenner: 
Sie ist politisch engagiert und interna¬ 
tionalistisch. 

Um die Jahrtausendwende herum ent¬ 
steht für die unzähligen Bands, die rund 
um den Erdball wie Pilze aus dem Bo¬ 
den schießen, das Genre „Mestizo“. 
Dieser spanische Begriff für Mischling 
beschreibt einen Latino mit europäi¬ 
schen Wurzeln. Pioniere der neuartigen 
Musikrichtung waren in den achtziger 
Jahren Mano Negra, die damalige Band 
von Manu Chao. 


Als die Mestizo-Welle auch in Deutsch¬ 
land ganz hoch schwappte, holte das 
DJ- und Konzertveranstaltungskollek¬ 
tiv lucha amada zahlreiche Bands des 
Genres nach Köln, darunter die ganz 
großen Acts wie Panteön Rococö und 
Tijuana No! aus Mexiko, La Vela Pu- 
erca aus Uruguay, Karamelo Santo aus 
Argentinien. - Aber auch baskische, 
spanische und in den letzten Jahren zu¬ 
nehmend französische Bands spielten 
für lucha amada auf. Die letzte Neu¬ 
entdeckung aus Übersee waren die 
großartigen Kumbia Queers aus Ar¬ 
gentinien. 

Die musikalischen Nachkommen von 
Manu Chao - Panteön Rococö, Fer¬ 
min Muguruza, Cheb Balowski, Che 
Sudaka, Los de Abajo - sind auf dem 
Doppelalbum alle vertreten und ha¬ 
ben für den Soundtrack der globali¬ 
sierungskritischen Bewegung und ih¬ 
rer Gipfel-Demonstrationen gesorgt: 
in Seattle, Genua, Davos oder in Por¬ 
to Alegre in Brasilien: Überall dröhnte 
aus den Lautsprecherwagen der Mesti- 


zo-Sound, und die internationale Szene 
aus attac-Anhängern, Umweltaktivis¬ 
ten und Autonomen tanzte dazu. 

Der nun erschienene Sampler „Musi¬ 
ka Rebelde“ ist eine liebevolle Hom¬ 
mage an diese Mestizo-Szene, an das 
politische Engagement der globalisie¬ 
rungskritischen Bewegung. Denn die 
Musik war für das DJ-Kollektiv nie¬ 
mals Selbstzweck, sondern verfolgt ein 
Ziel: Der Erlös der Soli-Partys und aus 
den verkauften CDs fließt in die Un¬ 
terstützung von zwei sozialen Projek¬ 
ten. „Agua para todos“ ist ein Trink¬ 
wasserprojekt in Chiapas, Mexiko, und 
Afrique-Europe-Interact ein antiras¬ 
sistisches Netzwerk aus verschiedenen 
Basisorganisationen in Europa und Af¬ 
rika. In den Begleittexten des Albums, 
das wie ein Buch gestaltet ist, befinden 
sich dazu ausführliche Informationen. 
Insgesamt kommen stolze 41 Songs vol¬ 
ler Kampfgeist und Rebellion zusam¬ 
men. Alle Mitwirkenden haben ihre 
Musik gratis zur Verfügung gestellt 
und das beweist, dass die Lucha Ama- 


da-Macher exzellente Netzwerker sind 
und große Glaubwürdigkeit bei den 
Musikern genießen. Werner Lutz 

W ” tg 

LÜCha amAda 


musika rebelde 



Die Doppel-CD „Lucha Amada - musika re¬ 
belde“ kann bestellt werden im Neue Impulse 
Verlag oder direkt bei www.jump-up.de für 15 
Euro zzgl. Versandkosten. 


Konsequent pervers 

„Ehrenhain“ in Potsdam - ein Beitrag zur Cedenkkultur 


D as Gebot „Du sollst nicht töten“ 
(1. Mose 9,5-6) ist bereits im Al¬ 
ten Testament mehrmals formu¬ 
liert, in den Büchern Mose und in den 
Psalmen. Im Neuen Testament gehört 
es als Jesus-Wort zum theologischen 
Kern: „Wer das Schwert nimmt, der soll 
durch?das Schwert umkommen.“ (Mat¬ 
thäus 26,52 und zahlreiche weitere NT- 
Fundstellen: in der Apostelgeschichte, 
bei Jakobus, in der Offenbarung). Wie 
christliche Militär-“Seelsorger“ ihren 
Beruf ausüben können, ohne ihrer 
uniformierten Gemeinde das mensch¬ 
lichste aller biblischen Gebote perma¬ 
nent vorzuhalten, bleibt ihr pfäffisches 
Geheimnis. Ihre Hohen Priester, der 
evangelische Militärbischof Martin 
Dutzmann und sein katholischer Kol¬ 
lege Franz-Josef Overbeck, haben der 
christlichen Perversion jüngst die Kro¬ 
ne aufgesetzt. Sie schlugen dem Bun¬ 
deskriegsminister Thomas de Maiziere 
(CDU) vor, in Potsdam einen Ehren¬ 
hain für die in Afghanistan ums Leben 
gekommenen Bundeswehrsoldaten zu 
errichten. 

Nach dem Abzug der Bundeswehr vom 
Hindukusch im nächsten Jahr sollen die 
Denkmäler im zentralen „Camp Mar- 
mal“ in Masar-i-Scharif, im Feldlager 
Kundus sowie im Außenposten „Ob¬ 
servation Point North“ bei Baghlan ab¬ 
gebaut werden. Ein viertes Ehrenmal 
aus dem einstigen Lager Faisabad, das 
die Bundeswehr im Oktober geräumt 
hat, ist bereits in einen Container ver¬ 
packt, bestätigte das Einsatzführungs¬ 
kommando in Potsdam. Da soll nun 
würdigerer Umgang her. „Potsdam 
ist der zentrale Ort, von dem aus alle 
Auslandsmissionen der Bundeswehr 
gesteuert werden“, begründete Ober¬ 
christ Dutzmann laut der Tageszei¬ 
tung „Märkische Allgemeine“ seinen 
geschichtsvergessenen Vorschlag. Das 
Kriegsministerium prüft den zur Zeit. 
Wir haben - Karl Theodor zu Gutten- 
bergs Erbe - eine Berufsarmee. Zum 
Berufsbild des Söldners gehört, zu tö¬ 
ten und zu vermeiden, selbst getötet 
zu werden. In Afghanistan haben, seit 
Gerhard Schröder sich zum Kompli¬ 
zen des US-Massenmörders George W. 
Bush machte, 52 BW-ler diesem Berufs¬ 
bild nicht voll entsprochen. Sie kehrten 
in Leichensäcken vom Hindukusch zu¬ 
rück. Laut ministerieller Statistik star¬ 
ben 34 von ihnen „durch Fremdein¬ 
wirkung“ und 18 aufgrund „sonstiger 
Umstände“, z.B. bei Hubschrauberab¬ 
stürzen, beim unsachgemäßen Umgang 
mit Waffen sowie - in drei Fällen - von 
eigener Hand. 

Diese Toten zu beweinen ist den hinter- 
bliebenen Angehörigen Vorbehalten. 
Das förmliche Trauern hingegen gehört 


zu den selbst auferlegten repräsenta¬ 
tiven Aufgaben unserer parlamentari¬ 
schen Heuchler. Deren propagandisti¬ 
schen Zwecken und emotionalem Be¬ 
dürfnis nach öffentlicher Exculpation 
sollen die Tafeln mit den Namen und 
Daten der „Gefallenen“ sowie das da¬ 
vor jeweils organisierte Zeremoniell 
dienen. 

Diese Politiker sind zu verachten. Die 
Hinterbliebenen sind zu bedauern. 
Mitleid mit ihren Toten jedoch kann 
ich nicht empfinden. Es verbittert nur, 
dass unsere Berufsarmee zunehmend 


Geschmacksmuster für Heldengedenken 

und zynischerweise aus sonst beruflich 
weitgehend chancenlosen jungen Leu¬ 
ten gebildet wird, darunter überpro¬ 
portional viele aus den wirtschaftlich 
benachteiligten östlichen Bundeslän¬ 
dern. Im Auslandseinsatz und für hohe 
Soldzulagen werden sie zu abhängigen 
Killermaschinen verkrüppelt - letzten 
Endes ebenfalls Opfer deutschen impe¬ 
rialistischen Wahns. Warum wohl haben 
sich seit 1998, praktisch dem Beginn 
der Auslands-Kampfeinsätze - Ger¬ 
hard Schröders und Joseph Fischers 
Erbe! - 20 deutsche Soldaten selbst 
das Leben genommen? 

Kommt ein Berufssoldat im Dienst zu 
Tode, so handelt es sich objektiv um ei¬ 
nen Arbeitsunfall. Unter diesem Stich¬ 
wort verzeichnet das Statistische Bun¬ 
desamt in Wiesbaden im ersten Halb¬ 


jahr 2012 - neuere Daten liegen noch 
nicht vor - bundesweit 226 „zivile“ Tote. 
Das sind 25 mehr als im Vergleichszeit¬ 
raum 2011, eine Steigerung von mehr 
als zwölf Prozent. Laut Deutsche Ge¬ 
setzliche Unfallversicherung (DGUV) 
kamen anno 2011 weitere 389 tödliche 
Unfälle auf dem Weg zur Arbeit und 
nach Hause hinzu. Auch die Bundes¬ 
anstalt für Arbeitsschutz und Arbeits¬ 
medizin (BAuA) bestätigt den Trend zu 
mehr tödlichen Arbeitsunfällen in der 
zivilen Arbeitswelt. Ergänzung: In dem 
offiziellen Zahlenwerk sind die 2.509 


im Jahr 2011 an Berufskrankheiten Ge¬ 
storbenen (laut Berufsgenossenschaf¬ 
ten) noch gar nicht enthalten. 

Für all diese wahren Helden, zehntau¬ 
sende seit 1945, gefallen auf dem Feld 
der Erwerbsarbeit und nicht auf dem 
der „Ehre“, gestorben im Existenz¬ 
kampf für sich und ihre Familien, gibt 
es nicht ein einziges Denkmal in der 
Bundesrepublik. Nirgendwo hängen 
Tafeln mit ihren Namen, vor denen öf¬ 
fentlich oder privat getrauert werden 
könnte. Aber für die 52 Söldner des 
internationalen Imperialismus, die 
in zwölf Kriegsjahren in Afghanistan 
starben, gibt es gleich vier Ehrenmale. 
Nicht mitgezählt den monströsen Me¬ 
morialklotz für allfälligen staatstragen¬ 
den Mummenschanz am Bendlerblock 
in Berlin. 


Die Totentafeln aus Afghanistan sollen 
nun in einem zentralen Ehrenhain in 
Potsdam vereint werden. Der Gedan¬ 
ke passt in eine Zeit, da der Bundes¬ 
präsident den imperialistischen Krieg 
als Freiheitsverteidigung verherrlicht 
(„Verlogenheit ist deutsche Staatsrä¬ 
son“ Ossietzky 2/2013) und unserer 
Soldateska schmeichelt, und in der ein 
Ex-Kanzler und die Kanzlerin objek¬ 
tiv Verfassungsbruch übten und üben. 
Sie sind Sinnstifter und Vorleute einer 
kriegsgeilen überparteilichen Volks¬ 
vertreterfraktion, in der Thomas de 
Maiziere, Norbert Lammert, Franz-Jo¬ 
sef Jung, Guido Westerwelle, Elke Hoff, 
Rainer Arnold, Frank-Walter Stein¬ 
meier, Jürgen Trittin, Katrin Göring- 
Eckardt & Co herausragen; nebenher 
trottet der Grüne Christian Ströbele, 
drapiert sich albern mit rotem Schal, 
schwenkt den Olivenzweig und klemmt 
den Schwanz ein, sobald es im Reichs¬ 
tag zum bellizistischen Schwur kommt. 
„Durch die deutsche Politik zieht eine 
breite Blutspur“, zürnte kürzlich Os¬ 
kar Lafontaine. Werde konkret, „Lafo“: 
Die breite Blutspur zieht sich ins Par¬ 
lament. In die Regierung. In Deutsch¬ 
lands Waffenschmieden. Und in die Re¬ 
daktionen der Leitmedien. Dort sitzen 
sie, die moralischen Versager. 

Das einzig Vorteilhafte am Konzept 
des Potsdamer Ehrenmals: Es spart 
Reisekosten für Flüge der Schönred¬ 
ner zu weiteren Heuchel-Terminen am 
Hindukusch. Und es charakterisiert 
punktgenau unsere Knallchargen ohne 
Unrechtsbewusstsein in Berlin, die in 
Potsdam nun auch noch eine Son¬ 
dergerichtsbarkeit einrichten wollen, 
ausschließlich zuständig für deutsche 
Soldaten, die sich im Ausland strafbar 
machten. Sind zivile Richter zu blöde, 
um ausreichende Urteilskraft für sol¬ 
datische Verbrechen und uniformierte 
Verbrecher zu entwickeln? Nicht aus¬ 
reichend motiviert für die gewünschte 
juristische Kumpanei mit dem Militär? 
Pervers, das Ganze. Aber konsequent. 
Werte regierende Friedensverräter, 
ich hätte da einen Gegenvorschlag zur 
Potsdamer Ehrenhain-Nummer. Lasst 
doch ein aufblasbares Kriegerdenkmal 
hersteilen, preiswert und transportabel. 
Das könntet ihr ortsunabhängig ver¬ 
wenden, denn ständiger BW-Einsatz im 
Ausland ist ja mittlerweile die grund¬ 
gesetzwidrige Doktrin. Auch bei sons¬ 
tigem militaristischen Täterä unseliger 
Herkunft wie den ekelhaften Truppen¬ 
vereidigungsfeiern, Zapfenstreichen 
und derlei Brimborium könnte es euch 
von Nutzen sein. Volker Bräutigam 

Unser Autor schreibt regelmäßig für die Zeit¬ 
schrift „Ossietzky“ 



Feminismus im 
Niemandsland 

Ein aktuelles Debattenbuch 

Feministin? Für viele Frauen, gerade 
wenn sie jünger, selbstbewusst und 
eigenständig sind, ist das keine posi¬ 
tive Selbstbezeichnung, sondern ein 
Schimpfwort. Dass die Frauenbewe¬ 
gung in Deutschland heute so unbe¬ 
deutend, verbohrt und wenig innovativ 
erscheint, wird vor allem Alice Schwar¬ 
zer zugeschrieben. Der alles erdrü¬ 
ckenden „Übermutter“ des deutschen 
Feminismus hat jetzt die Konstanzer 
Historikerin und Journalistin Miriam 
Gebhardt ein unfreundliches Ge¬ 
schenk zum 70. Geburtstag gemacht, 
eine kritische Bestandsaufnahme des 
Schwarzerschen Gleichheits- und Ge¬ 
sinnungsfeminismus, der sich in Theo¬ 
riebildung und Themen immer noch in 
den siebziger Jahren des 20. Jahrhun¬ 
derts bewegt. 

Gebhardt ist nicht die Erste, die sich 
an Schwarzer abarbeitet. Sie tut es 
kleinteilig und scharfsinnig, aber ohne 
Häme und Polemik. Biografische 
Selbststilisierungen Schwarzers ent¬ 
larvt Gebhardt ebenso wie Geschichts¬ 
klitterungen: Die berühmte Selbstbe- 
zichtungskampagne „Ich habe abge¬ 
trieben“ sei zwar von der Journalistin 
Schwarzer im Jahr 1971 in der Zeit¬ 
schrift „Stern“ genial initiiert worden, 
das Abtreibungsthema sei bei Femi- 
nistinnen aber schon vorher präsent 
gewesen und Schwarzer habe somit 
auch nicht die neue Frauenbewegung 
erfunden. 

Ihren universalistischen Gleichheitsfe¬ 
minismus hat Schwarzer laut Gebhardt 
von Simone de Beauvoir übernom¬ 
men. Er geht davon aus, dass Frauen 
sich von der Herrschaft des Mannes 
nur durch autonomes Handeln, vor 
allem eigene Berufstätigkeit, befreien 
könnten. Frauen erscheinen als perma¬ 
nente Opfer des allumfassenden Patri¬ 
archats, das seine Gewaltverhältnisse 
durch Zwangsheterosexualitiät, Haus¬ 
frauenehe, Pornografie und Prostituti¬ 
on fortschreibe. 

Es ist gut, dass Gebhardt in der Nach¬ 
zeichnung des seit 40 Jahren „im Nie¬ 
mandsland“ verharrenden Feminis¬ 
mus der Alice Schwarzer nicht stehen 
bleibt. Was das Buch spannend macht, 
ist zum einen der fundierte historische 
Bezug: Gebhardt stellt ausführlich die 
Geschichte der Frauenbewegungen 
seit dem 19. Jahrhundert, ihre Hetero¬ 
genität, Internationalität und Innova¬ 
tionskraft und ihre Einbettung in die 
allgemeine Entwicklung der Moderne 
dar. 

Zum anderen ist das Buch auch ein ak¬ 
tuelles Debattenbuch: Das Gut-Böse- 
Schema, das Männer zu Tätern und 
Frauen zu Opfern mache, sei nicht mehr 
zeitgemäß. Die individuellen Lebens¬ 
entwürfe von Frauen (und Männern) 
seien so heterogen und ambivalent, dass 
es nicht die eine feministische Lösung 
für alle gebe. Statt eines heroischen 
Feminismus Schwarzerscher Prägung, 
der alle in ein Gleichheitskorsett zwin¬ 
ge, plädiert Gebhardt für einen moder¬ 
nen Feminismus, der widersprüchliche 
Wünsche - z.B. nach Autonomie und 
Bindung - aushalte. Frauke Klinge/artur 

Miriam Gebhardt: Alice im Niemandsland. 
Wie die deutsche Frauenbewegung die Frau¬ 
en verlor, Deutsche Verlags-Anstalt, München 
2012, 349 S., 19,99 Euro 


Kulturforum 
der DKP 

Eine CD mit allen vorliegenden Doku¬ 
menten (Eingangsreferate, fast alle 
Workshop-Berichte) und Fotos des 
Kulturforums 2012 in Hannover kann 
bestellt werden. 

Unkostenbeitrag: 3,50 Euro (inkl. Ver¬ 
sand). 

Bestellungen an Werner Lutz, 

E-Mail: einheiztext@t-online.de, 
oder UZ-Redaktion/Kultur, 
Hoffnungstraße 18,45172 Essen; 
E-Mail: manfred.idler@unsere-zeit.de 
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Washingtons Bastion im Nahen Osten 

Die US-Armee ist offiziell aus dem Irak abgezogen, doch die USA bleiben präsent • Von Hellmut Kapfenberger 



N achrichten aus Irak sind recht 
spärlich geworden, sieht man 
von den Terroranschlägen im 
Lande und den seit dem Sturz Saddam 
Husseins anhaltenden innenpolitischen 
Machtkämpfen ab. Von den USA und 
ihren Verbündeten gewollt und nach 
Kräften propagandistisch befördert, 
ist die internationale Aufmerksamkeit 
in der Region neben Iran nun ganz 
und gar auf Syrien fokussiert. Sorg¬ 
fältig geschwiegen wird dazu, wie sich 
Washington im Land an Euphrat und 
Tigris festgesetzt hat. Deutliche Paral¬ 
lelen zu Vergangenem in einer anderen, 
strategisch nicht weniger bedeutenden 
Region sind unverkennbar. Es erin¬ 
nert daran, was die USA unter Bruch 
des Vietnam-Friedensabkommens von 
Januar 1973 getan hatten, um in Süd¬ 
vietnam massiv politisch und kaschiert 
militärisch präsent bleiben zu können, 
bevor ihrem Treiben 1975 energisch ein 
Ende bereitet wurde. 

Die militärische Präsenz der USA in 
Irak galt Ende 2011 offiziell als be¬ 
endet. Nachdem sich am 19. August 
2010 die letzte Kampfbrigade auf den 
Marsch Richtung Grenze begeben 
hatte, war am 1. Dezember 2011 das 
Camp Victory, der bei Bagdad gelege¬ 
ne weitaus größte der einst rund 500 
USA-Militärstützpunkte im Land, mit 
einer Besatzung bis zu 46 000 Soldaten 
auch Hauptquartier der United States 
Forces in Iraq (USFI), an die irakische 
Seite übergeben worden. Als letzter 
formeller Schlussakt der Operation 
Iraqi Freedom (Operation irakische 
Freiheit) erfolgte dann am 16. Dezem¬ 
ber die Übergabe des etwa 300 Kilo¬ 
meter südlich von Bagdad gelegenen 
Camps Adder an die irakischen Be¬ 
hörden. Zwei Tage zuvor hatte Präsi¬ 
dent Barack Obama bei einer Zere¬ 
monie auf der Militärbasis Fort Bragg 
(North Carolina) zur Begrüßung heim¬ 
gekehrter Irak-Krieger vor angetrete¬ 
nen Mannschaften und aufgefahrener 
schwerer Technik verkündet: „Wir be¬ 
enden einen Krieg nicht mit einer fina¬ 
len Schlacht, sondern mit einem finalen 
Marsch nach Hause.“ Wirklich? 

In einer aus dem Oval Office des Wei¬ 
ßen Hauses übertragenen Fernsehan¬ 
sprache hatte er am 31. August 2010 


der Besatzungstruppen, nicht nur in der 
Folterhölle Abu Ghraib, und unver¬ 
hohlen feindseliger Einstellung großer 
Teile der Bevölkerung zu den fremden 
Truppen hatte das Kabinett in Bagdad 
keine andere Wahl, als Ende 2011 den 
Truppenabzug zu „provozieren“. 

Es kann aber kein Zweifel daran be¬ 


von Anfang an eine Reduzierung der 
beträchtlichen Anzahl von CI A-Leuten 
in Bagdad und dem ganzen Land aus¬ 
geschlossen worden. 

Wie willkommen den Irakern diese Art 
US-amerikanischer Präsenz ist, dürfte 
sich an der Feststellung von aljazeera. 
net von Mitte Dezember 2011 ablesen 


Zu erwähnen bleiben die bisher 22 Pro- 
vincial Reconstruction Teams (PRT - 
Provinz-Wiederaufbauteams), in de¬ 
nen 600 Zivilisten und 400 Militäran¬ 
gehörige am Werk waren. Zwar wurde 
die Zahl dieser Teams nun auf 16 re¬ 
duziert und ihre Benennung geändert, 
doch trug man dafür Sorge, dass - wie 


Auch hier gilt: Privat vor Staat. Mitarbeiter von Sicherheitsfirmen ersetzen abgezogene US-Soldaten. 


Botschafter James Jeffrey ließ am i. April 2on Reporter 
in Bagdad von dem Vorhaben wissen, nach dem Abzug 
der USA-Truppen den Mitarbeiterstab der Botschaft „von 
gegenwärtig 8000 plus Dienstpersonal im Jahr 2012 
ungefähr zu verdoppeln“. Inzwischen wird die Zahl der 
Mitarbeiter mit etwa 77 000 angegeben. 


wissen lassen, die zu jenem Zeitpunkt 
noch auf irakischem Boden stehenden 
„weniger als 50 000“ USA-Militäran¬ 
gehörigen würden „mit einem neuen 
Auftrag als Berater der irakischen Si¬ 
cherheitskräfte, zur Unterstützung ira¬ 
kischer Truppen bei gezielten Gegen- 
terrorismus-Einsätzen und zum Schutz 
von USA-Zivilisten in Irak verbleiben“. 
In einem Papier des Büros von Obamas 
Pressesekretär „Fakten und Zahlen 
über den Truppenabzug in Irak“ war 
am 2. August jenes Jahres im Hinblick 
auf dieses Militärkontingent die Rede 
von einer „Übergangsmission“ Opera¬ 
tion New Dawn (Operation neue Mor¬ 
gendämmerung) gewesen. Glauben 
machen wollte man allen Ernstes, die 
Truppenreduzierung „bedeutet einen 
Wechsel im Wesen unserer Verpflich¬ 
tung von einer militärisch geführten 
hin zu einer zivil geführten“. 

Den so in Irak zurückgelassenen US- 
amerikanischen Militärangehörigen 
mit zivilem Anstrich blieb allerdings 
das Erlebnis einer neuen Morgendäm¬ 
merung verwehrt. Ihr Verbleib schei¬ 
terte trotz Drucks der „Schutzmacht“ 
an Undankbarkeit der ansonsten 
durchaus willigen irakischen Regie¬ 
rung. Sie verweigerte die von Obamas 
Administration kategorisch verlangte 
Immunität der amerikanischen Solda¬ 
ten bei offenbar zu erwartenden Straf¬ 
taten. Eingedenk der Scheußlichkeiten 


stehen, dass dies nicht etwa ein Ende 
massiver USA-Präsenz bedeutet, neben 
ziviler auch kaschierter militärischer. 
Dafür bürgt, was offiziell „Botschaft 
der Vereinigten Staaten von Amerika“ 
heißt, in Wirklichkeit aber mit einer 
normalen diplomatischen Vertretung 
so wenig zu tun hat wie eine Fregatte 
mit einem Schlachtschiff. Der Anfang 
Januar 2009 vollendete Komplex von 
27 mehrstöckigen Gebäuden verbirgt 
sich hinter meterhohen Mauern in der 
hermetisch abgeriegelten und von Sol¬ 
daten scharf bewachten sogenannten 
„Grünen Zone“ Bagdads am Ufer des 
Tigris. Er entspricht in seiner Ausdeh¬ 
nung 80 Fußballfeldern, der Größe des 
Vatikan-Staates oder dem Doppelten 
des Areals des Weißen Hauses in Wa¬ 
shington und wird als die mit weitem 
Abstand größte (und teuerste) ameri¬ 
kanische Botschaft weltweit bezeich¬ 
net. 

„Nur ein sehr kleiner Teil“, so der Bot¬ 
schafter, was immer das heißen mag, 
werde dem Militär angehören. Im 
Kongress in Washington artikulierte 
Sorge, dass ohne Truppenpräsenz die 
Sicherheit dieser Vertretung nicht ge¬ 
währleistet sein werde, waren Jeffrey 
und USFI-Befehlshaber Generalleut¬ 
nant Lloyd Austin dort mit dem Hin¬ 
weis entgegengetreten, dafür werde 
eine etwa 5 500 Mann starke „priva¬ 
te security force“ sorgen. Überdies war 


lassen: „Diplomaten hier unterliegen 
strikten Beschränkungen; jede Bewe¬ 
gung außerhalb der stark befestigten 
,Grünen Zone 4 erfordert einen bewaff¬ 
neten Konvoi. Viele werden während 
ihrer einjährigen Einsätze die Bot¬ 
schaft nur ein paar mal verlassen. Dies 
deshalb, weil die Mehrheit der Mitar¬ 
beiter der Botschaft keine Mitarbeiter 
des State Department sind.“ Wie auf¬ 
schlussreich! Ende Juli 2011 hatte „Der 
Tagesspiegel online“ kundgetan: „Die 
festungsartige Botschaft in Bagdad, so 
scheint es, ist für alle Fälle gerüstet. Es 
gibt eine eigene Luftversorgung gegen 
chemische Angriffe, einen Stromgene¬ 
rator, eine autarke Wasserversorgung, 
ein unabhängiges Kommunikations¬ 
netz und ein strategisches Center, in 
dem Militäroperationen koordiniert 
werden können.“ So darf man diese 
„diplomatische Vertretung“ als das be¬ 
zeichnen, was sie in Wirklichkeit ist: 
eine Kommandozentrale, deren Blick 
über Iraks Grenzen hinausreichen soll. 
Im Botschaftskomplex untergebracht 
und formell dem Botschafter unter¬ 
stellt, agiert das erwähnte „strategische 
Center“, ein zentrales militärisches Of¬ 
fice of Security Cooperation (Büro für 
Sicherheitszusammenarbeit) mit einem 
Personalbestand bis zu 200 Mann. Ne¬ 
ben dem zentralen Befehlszentrum 
in Bagdads „Grüner Zone 44 unterhal¬ 
ten die USA, so Der Tagesspiegel , nun 
„drei Flugplätze, drei Trainingszentren 
für Polizisten, zwei Konsulate in Basra 
und Irbil, zwei weitere Botschaftsbüros 
in Kirkuk und Mossul und fünf Zentren 
für Sicherheitskooperation mit den ira¬ 
kischen Behörden“. Die sorgsam abge¬ 
schirmten „Konsulate“ in Basra, im Sü¬ 
den nahe der Grenze zu Iran, und in 
Irbil im Landesnorden verfügen beide 
über jeweils 120 Mitarbeiter. 


Stellvertreter Ford ausgeplaudert hat¬ 
te - „ein robustes diplomatisches Enga¬ 
gement“ und „diplomatische Präsenz in 
strategisch lebenswichtigen Provinzen“ 
erhalten geblieben sind. 

Irak, im Westen von Syrien, im Osten 
von Iran flankiert, nimmt so im Pulver¬ 
fass Naher Osten eine Schlüsselpositi¬ 
on ein. Beide Nachbarn hat Washing¬ 
ton nicht nur als blanke Drohung im 
Visier. Es ist nicht schwer zu erraten, 
warum man alles tut, um in größtmögli¬ 
chem Umfang und egal wie getarnt vor 
Ort bleiben zu können. Zunächst be¬ 
lässt man es noch bei verbalem Feldzug 
und einem der Weltöffentlichkeit weit¬ 
gehend verborgen gebliebenen „unblu¬ 
tigen“ Cyber-Krieg gegen Iran ebenso 
wie bei direkter Unterstützung der so¬ 


genannten Opposition in Syrien. An¬ 
fang Juni 2012 wusste die „New York 
Times“, gestützt auf Angaben aus USA- 
Regierungskreisen, von einer Geheim¬ 
operation „Olympic Games“ zu berich¬ 
ten, einer „ganzen Welle von Cyberat¬ 
tacken gegen Iran“, darunter dem Mitte 
2010 ruchbar gewordenen Angriff im¬ 
mer neuer Versionen des Computervi¬ 
rus Stuxnet auf die iranischen Atom¬ 
anlagen. Spätestens seit Mitte vorigen 
Jahres ist bekannt, dass mit dem Segen 
der USA von Saudi-Arabien und Ka¬ 
tar finanziertes Kriegsgerät über die 
Türkei in das Nachbarland geschmug¬ 
gelt wird. Am 21. Juni ließ die „New 
York Times“ wissen, die türkische Ar¬ 
mee werde von Agenten des USA-Ge- 
heimdienstes CIA „beraten, welche 
Gruppen Waffen zum Kampf gegen 
die Regierung erhalten sollen“. Pan¬ 
zerabwehrwaffen, Maschinengewehre 
und Munition würden „über ein un¬ 
durchsichtiges Vermittlernetz über die 
türkische Grenze ins Land geschleust“. 
Seitdem sind für den Kampf zum Sturz 
Assads Unmengen auch schwererer 
Waffen in die Hände tausender Söld¬ 
ner gelangt. 

Doch dabei will man es nicht belassen. 
„Die USA wappnen sich für Militärein¬ 
sätze im Nahen Osten“, wurde Ende Ja¬ 
nuar 2012 im Internet ein Bericht der 
„Washington Post“ kommentiert. Das 
Blatt informierte: Im Persischen Golf, 
also vor Irans Haustür, werde von den 
USA-Streitkräften „mit großer Eile 44 
eine „schwimmende Operationsplatt¬ 
form“ vorbereitet, von der aus Spezi¬ 
aleinheiten zu „Einsätzen in Iran oder 
anderen arabischen Krisenregionen“ 
starten sollen. Ein altes Kriegsschiff 
werde zu solcher Plattform umgebaut. 
Es sollte noch im vergangenen Sommer 
in den Nahen Osten gebracht werden. 
Die Plattform werde Hochgeschwin¬ 
digkeitsbooten und Helikoptern als 
Stützpunkt dienen, hieß es. Nicht zu 
vergessen ist die Präsenz der 5. USA- 
Flotte in Bahrain. Die Inselwelt des 
kleinen Emirats an der Westküste des 
Persischen Golfes ist seit langem ihre 
Basis. 

Inzwischen wird unverhohlen mit Krieg 
gedroht. Wusste doch „Die Welt“ Ende 
Dezember zu berichten, Washington 
plädiere im Verein mit London und 
Ankara dafür, mit „vorsichtiger Pla¬ 
nung“ einer direkten militärischen In¬ 
tervention in Syrien zu beginnen. Ist es 
angesichts dessen abwegig, in der Ge¬ 
schichte zu blättern und beispielsweise 
an Vietnam zu erinnern? Waren doch 
der Irak-Überfall und dann ebenso das 
Afghanistan-Abenteuer in den vergan¬ 
genen Jahren selbst Stimmen aus dem 
bürgerlichen Lager und sogar besorgten 
politischen Verantwortungsträgern in 
den Vereinigten Staaten immer wieder 
Anlass, aus unterschiedlichen Gründen 
auf das Verhängnis Vietnam zu verwei¬ 
sen. Was hat sich verändert? Und hat 
sich wirklich etwas verändert? Ist die 
Rolle des selbsternannten Weltgendar¬ 
men etwa unter dem Friedensnobel¬ 
preisträger Barack Obama ausgespielt? 




.K 


Die US-Botschaft in Bagdad, eine Zwingburg des Imperialismus von der Größe 
des Vatikans 
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Tarifkämpfe sind auch Klassenkämpfe 

Tarifpolitik zwischen Rechenexempel und politischem Kampf 


V olker Metzroth führte in sei¬ 
nem Einleitungsreferat auf der 
Tagung des Arbeitskreises „Be¬ 
trieb und Gewerkschaft“ des DKP-Par- 
teivorstandes am 2. und 3. Februar mit 
dem Thema „Tarifpolitik zwischen Re¬ 
chenexempel und politischem Kampf“ 
aus, dass die Tarifpolitik ein zentraler 
Bestandteil gewerkschaftlicher Ar¬ 
beit ist. Tarifkämpfe sind auch Klas¬ 


senkämpfe, unabhängig davon, ob die 
Beteiligten das so wahrnehmen oder 
nicht. Festzustellen sei, dass das heu¬ 
tige Tarifvertragsrecht trotz all seiner 
Schwächen und Probleme eine Errun¬ 
genschaft der Novemberrevolution ist 
und auch deshalb gegen alle Angriffe 
seitens der Bourgeoisie zu verteidigen 
ist. Dabei hat es, so Volker Metzroth, 
„wie jeder Reformfortschritt, zwei Sei¬ 
ten: es schafft bessere Ausgangsvoraus¬ 
setzungen zur Durchsetzung der öko¬ 
nomischen Forderungen und Bedürf¬ 
nisse der Arbeiterklasse, befördert aber 
auch Illusionen über die Reformier- 
barkeit des Kapitalismus und hemmt 
durch die Verrechtlichung der Bezie¬ 
hungen zwischen Kapital und Arbeit 
sowohl spontane gewerkschaftliche 
als auch manche fortschrittsorientier¬ 
te politische Kämpfe.“ Im Weiteren gab 
Volker Metzroth einen kurzen histori¬ 
schen Überblick über die Entwicklung 
der Tarifpolitik, ging auf die aktuellen 
Grenzen und Möglichkeiten des Tarif¬ 
vertragsgesetzes ein, die wichtigsten 
Bereiche die darin geregelt werden, 
sowie auf die damit in der Regel ein¬ 
hergehenden rechtlichen Spezifika in 
Arbeitskämpfen. „Viele Schutzrech¬ 
te gelten im Streik nicht mehr und le¬ 
ben auch nicht automatisch wieder auf. 
Deshalb steht am Ende eines erfolgrei¬ 
chen Kampfes eine sogenannte „Maß¬ 
regelungsklausel“ die in der Regel ar- 
beits- und zivilrechtliche Maßnahmen 
gegen Streikbeteiligte ausschließt. Ein 


verlorener Streik ohne diese Klausel 
könnte für viele Beteiligte existenzver¬ 
nichtend werden. Deshalb ist die Frage 
„Streik oder nicht?“ nicht nur von ei¬ 
nem jeweils kämpferischen oder sozi¬ 
alpartnerschaftlichen Standpunkt aus 
zu beantworten und manches Zögern 
nicht unbedingt nur der blanke Oppor¬ 
tunismus 4 ,‘ betonte er. 

Das Tarifvertragsrecht untersagt Ein¬ 


griffe in den Kernbereich kapitalisti¬ 
schen Wirtschaftens. Die Eigentumsfra¬ 
ge wird nicht ernsthaft berührt. Kern¬ 
bereich gewerkschaftlicher Politik sind 
die Lohntarifverhandlungen, die von 
ihm einer kritischen Analyse unter¬ 
zogen wurden. „Hier setze ich voraus, 
dass grundlegende Zusammenhänge, 
wie sie Marx und Engels im Rahmen 
ihrer polit-ökonomischen Forschungen 
aufdeckten und u.a. in ,Lohn. Preis und 
Profit 4 in Kurzform und wissenschaft¬ 
lich sehr ausführlich im ,Kapital 4 dar¬ 
stellten, bekannt sind.“ Parolen vom 
„Gerechten Lohn“, so Volker Metzroth, 
„sind natürlich wissenschaftlich falsch, 
auch wenn sie in konkreten Auseinan¬ 
dersetzungen durchaus mobilisierend 
sein können 44 Die Grundlage aller For¬ 
derungsfindung sollte aber die Frage 
sein: „was brauchen die Arbeitenden 
und ihre Familien, die Schöpfer fast al¬ 
len gesellschaftlichen Reichtums, um 
,gut leben 4 zu können? Wobei ,gut le¬ 
ben 4 zunächst einmal heißt die existen¬ 
tiellen Bedürfnisse befriedigen zu kön¬ 
nen, aber auch am gesellschaftlichen, 
kulturellen Leben teilnehmen zu kön¬ 
nen und auch bei Alter und Krankheit 
gesichert zu sein.“ 

Die schwierigsten Probleme, vor denen 
heute die Gewerkschaften stehen, so 
betonte Volker Metzroth, sind die zu¬ 
nehmende Verbetrieblichung der Ta¬ 
rifpolitik, die Zunahme von Öffnungs¬ 
klauseln - die früher eine Ausnahme, 
heute jedoch fast die Regel sind -, die 


Zerlöcherung des Flächentarifvertra¬ 
ges und die Abnahme der allgemeinen 
Verbindlichkeit von Tarifverträgen. 
Der immer mehr entgrenzte Verkehr 
von Kapital, Waren und Dienstleistun¬ 
gen, auch der Ware Arbeitskraft in der 
EU hat zu weiteren Problemen geführt, 
denen die Gewerkschaften grenzüber- 
greifend begegnen müssen. Positive 
Beispiele sind hier die Kämpfe gegen 


die Bolkesteinrichtline oder der euro¬ 
paweite erfolgreiche Kampf der Hafen¬ 
arbeiter gegen Port-Package I bis III. 
Aktuell kommen in der EU massive 
Angriffe auf erkämpfte Tarifrechte hin¬ 
zu. So weist der DGB darauf hin, dass 
die EU-Kommission längst schon deut¬ 
sches Tarifrecht im Visier hat. In dem 
Entwurf einer EU-Richtlinie wird ein 
Fort von den Flächen- hin zu Hausta¬ 
rifverträgen verlangt. Mit einem „Me¬ 
chanismus gegen makroökonomische 
Ungleichgewichte“ sollen drittelparitä¬ 
tisch auf EU-Ebene Lohnobergrenzen 
festgelegt werden, deren Überschreiten 
zu Strafzahlungen der jeweiligen Staa¬ 
ten führen soll. Für die Gewerkschaf¬ 
ten wie auch für die DKP und andere 
linke Parteien, so betonte Volker Metz¬ 
roth, wird auch hier die Ebene der EU 
zu einem weiteren immer wichtigerem 
Kampffeld. 

Des Weiteren verwies er auf die ver¬ 
heerende Wirkung von Hartz II und IV 
auf die Lohn- und Tarifverhandlungen, 
die abgeschlossenen Tarifverträge im 
Leiharbeitsgewerbe mit den Verbän¬ 
den der modernen Menschenhändler 
mit teils erbärmlichen Bedingungen 
und die Herausbildung von kleinen 
Spaltergewerkschaften, was die DGB- 
Gewerkschaften vor weitere Probleme 
stellt. 

In diesem Zusammenhang sei es aber 
nicht unsere Aufgabe, als Partei die 
bessere Gewerkschaft sein zu wollen 
oder uns als Zensor gewerkschaftli¬ 


cher Forderungen und deren Durch¬ 
setzung zu gebärden. Schon gar nicht 
sie als Hort des Opportunismus und 
Arbeiterverrats zu beschimpfen oder 
Ähnliches. „Das haben andere zur Ge¬ 
nüge getan ohne irgendeine fortschritt¬ 
liche Bewegung damit zu befördern, 
sich selbst aber in die Bedeutungslo¬ 
sigkeit.“ Aufgabe der Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten ist es, als aktive 
Gewerkschaftsmitglieder und gewähl¬ 
te betriebliche und gewerkschaftliche 
Funktionäre durch kontinuierliche Mit¬ 
arbeit die Gewerkschaften zu stärken. 
„ Wir beschaffen uns das theoretische 
Rüstzeug und organisieren den Erfah¬ 
rungsaustausch, um konstruktiv disku¬ 
tieren und auch kritisieren zu können, 
um Kolleginnen und Kollegen zu moti¬ 
vieren, ihre Sache solidarisch mit ande¬ 
ren mehr in die eigenen Hände zu neh¬ 
men. Wir vermitteln auch die Erfah¬ 
rung anderer, die erfolgreich kämpften, 
und organisieren Solidarität mit denen, 
die gerade im Kampf stehen. (...) Wir 
knüpfen dabei an die konkreten aktu¬ 
ellen Erfahrungen gerade der aktiven 
Gewerkschafter an und befördern die 
Erkenntnis, dass letztendlich nur die 
Überwindung der kapitalistischen Be¬ 
sitz- und Machtverhältnisse den Arbei¬ 
tenden das sichert, was sie sich erarbei¬ 
tet und erkämpft haben. 

Eine erfolgreiche Tarifpolitik der Ge¬ 
werkschaften wird letztendlich auch 
davon abhängen, ob es ihnen gelingt, 
sich von gewohnter Stellvertreterpoli¬ 
tik zu lösen, die Gewerkschaften wie¬ 
der mehr zur Selbstorganisation der 
abhängig Beschäftigten zu machen, die 
beginnend im Betrieb Kraft entwickeln 
und diese einsetzen zur Durchsetzung 
der Interessen der Arbeiterklasse ge¬ 
gen das Kapital.“ 

In der anschließenden interessan¬ 
ten Diskussion ging es um folgende 
Schwerpunktthemen: So betonte eine 
Genossin, dass die Konsequenzen der 
Ausgliederungen von Belegschaften, 
die Teilung von Kern- und Randbe¬ 
legschaften und ihre Folgen für die Ta¬ 
rifpolitik genauer analysiert werden 
muss. Notwendig ist, wie der Kampf 
um die Arbeitszeitverkürzung gezeigt 
hat, eine realistische Einschätzung es 
Kräfteverhältnisses zu haben. Denn Ta¬ 
rifpolitik ist immer auch eine Macht¬ 
frage. Zu beobachten ist, das auch die 
öffentlichen Arbeitgeber immer öfter 
ganz offen und bewusst Tarifvereinba¬ 
rungen brechen. Vor dem Hintergrund 
der kommenden weiteren gravierenden 
Einschnitte in das Sozialsystem, sei es 
immer wichtiger, eine stärkere Zusam¬ 
menarbeit und Solidarität unter den 
Einzelgewerkschaften zu erreichen. 
Am Beispiel des Baugewerbes zeigte 


ein Genosse auf, wie es gelingen konnte 
junge Kolleginnen zu aktivieren, wenn 
ihre Forderungen in der Tarifkommissi¬ 
on aufgegriffen werden. Dadurch wur¬ 
de auch eine bessere Durchsetzungs¬ 
fähigkeit des gesamten Forderungs¬ 
paketes erreicht. Mehrere Teilnehmer 
verwiesen darauf, dass es in vielen Be¬ 
trieben mittlerweile schwierig ist die 
Kollegen zu mobilisieren; dass es daher 
weniger um die Frage geht, hier die ak¬ 
tiven Belegschaften und dort die brem¬ 
senden Gewerkschaftsführungen, son¬ 
dern wie befähigen wir die Kollegin¬ 
nen ihre Interessen selbst in die Hand 
zu nehmen, wie durchbrechen wir die 
auch von den Medien geschürte Angst 
um den Arbeitsplatzverlust, der jede 
Mobilisierung lähmt und die in vielen 
Bereichen vorherrschende Resignation 
angeblich nichts bewegen zu können. 
Notwendig sei es daher auch gegen die 
extreme Zunahme der Arbeitsverdich¬ 
tung und das dramatische Anwachsen 
von psychischen Erkrankungen in den 
Betrieben zu kämpfen. Der Stress-Re¬ 
port 2012 der Bundesanstalt für Ar¬ 
beitsschutz, so eine Genossin, zeigt die 
Wichtigkeit der Arbeitszeitdebatte und 
der Forderung der DKP zur 30-Stun- 
den-Woche. 

Zum Ende der Arbeitstagung gaben 
Genossinnen und Genossen einen 
Überblick über die anstehende Tarif¬ 
runde in der privaten Versicherungs¬ 
wirtschaft und der Tarifrunde in der 
Metall- und Elektroindustrie. Über 
die gestellten Forderungen der Ge¬ 
werkschaften, die Strategien der Un¬ 
ternehmerseite, dem vorhandenen 
Kräfteverhältnis und der speziellen 
betrieblichen und gewerkschaftlichen 
Situation in diesen Branchen und den 
Konsequenzen für die Tarifkämpfe gab 
es eine rege Diskussion. Ebenso über 
die Möglichkeiten und Notwendigkeit 
des Eingreifens seitens der DKP-Glie- 
derungen nicht nur in den anstehenden 
Tarifrunden, sondern auch bei den ge¬ 
planten Aktivitäten der sozialen Bewe¬ 
gungen in den nächsten Monaten. 
Eine interessante Tagung, die den Er¬ 
kenntnis- und Erfahrungsschatz vieler 
Genossinnen und Genossen auf dem 
Gebiet der Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftsarbeit deutlich machte. Dieses 
Wissen zum Allgemeingut der Partei 
zu machen und damit neue Impulse für 
eine aktivere Betriebs- und Gewerk¬ 
schaftsarbeit in den Gruppen, Kreisen 
und Bezirken der DKP zu setzen, ist 
eine Aufgabe der Gesamtpartei um 
ihre Handlungs- und Aktionsfähigkeit 
zu verbessern. Wolfgang Teuber 

Aufwww.kommunisten.de können die Refera¬ 
te nachgelesen und heruntergeladen werden. 
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Heidi Hummler 

Zum 80. Geburtstag 
Dir, liebe Heidi, innigst alles Liebe und Gute 
und Dank für mehr als 60 Jahre gemeinsames 
„Er-Leben“ 

Dein Heinz 


Als Kriegskind lernte sie Kriege hassen. 

In der FDJ engagierte sie sich für ein besseres Deutschland. 

Als junge Frau wollte sie eine bessere Zukunft für ihre Kinder. 
Als Gewerkschafter in stritt sie für soziale Gerechtigkeit. 

Als Kommunistin erkannte sie ihre Klassenlage und die Notwen¬ 
digkeit, diese zu ändern. 

Als Oma schrieb sie ein empfehlenswertes Buch „Er-Lebens- 
ver-Lauf- gegen den Mainstream“ für ihre Enkel und uns alle. 
Als Mensch ist sie ein Vorbild für viele. 

Wir gratulieren unserer Genossin 

Heidi Hummler 

ganz herzlich zum Geburtstag. Sie wird am 
18. Februar 80 Jahre alt. 

Liebe Heidi, kaum zu glauben! Wir danken Dir für Deine Wi- 
derständigkeit, dass Du unbequem bist und mit uns weiter 
ringst um den richtigen Weg! 

DKP Kreisvorstand Stuttgart 
DKP Bezirksvorstand Baden-Württemberg 


MARXISTISCHE 

BUTTER 

www.marxistische-blaetter.de 




■ 


Marxismus 
für die 
A-Klasse 


Die Marxistischen Blätter gibt es seit 1963. Ihre Kernaufga¬ 
be damals wie heute: Arbeiterbewegung und Marxismus 
zusammenzubringen. Also: Marxismus für die A-Klasse, da¬ 
mit vor allem die Arbeiterklasse ihrer Lage auf den Grund 
kommt und nachhaltiger für ihre eigenen Tages- und Zu¬ 
kunftsinteressen kämpfen kann. Diese Aufgabe ist ange¬ 
sichts der tiefen Krise des Kapitalismus aktueller denn je. 


★ Darum unser Jubiläumsangebot im Jahr 2013 ★ 


Wer die Marxistischen Blatter für mindestens zwölf Ausgaben 
abonniert, bekommt die ersten 6 Ausgaben mit 50 % Rabatt. 
(Das Normal-Abo kostet im ersten Jahr 24,- Euro bzw. das er¬ 
mäßigte Abo 16,- Euro und erst im zweiten Jahr 48,- bzw. 32,- 
Euro. Man spart also insgesamt 24,- bzw. 16,- Euro) 

Neue Impulse Verlag Hoffnungstraße 18 

r ° 45127 Essen 

info@neue-impulse-verlag.de Tel.: 0201-24 86 482 


□ Ja, ich möchte ein befristetes Testabonnement 
(3 Ausgaben für 15,- €) 

□ Ja, ich abonniere ... 

□ Ja, ich verschenke ... 

... die Zeitschrift Marxistische Blätter für mindestens 12 Ausgaben 
(2 Jahre)' mit 50 % Jubiläumsrabatt für die ersten 6 Ausgaben... 

□ zum Normalpreis von 48,- € 

□ zum ermäßigten Preis von 32,- € 

Lieferanschrift 


Name, Vorname 


Straße, Hausnummer 


PLZ, Ort 


Alter 

Telefon 


E-Mail 


Datum. Unterschrift 

* Das Abo verlängert sich um weitere 6 Ausgaben, wenn es nicht bis 6 Wochen vor Ende 
des Bezugszeitraumes schriftlich beim Neue Impulse Verlag, Hoffnungstraße 18, 45127 
Essen gekündigt wird. 


Vor dem Parteitag 

★ Welche politisch-inhaltlichen Entscheidungen stehen an? 

★ Soll das Statut geändert werden? 

★ Welche Änderungen wird es an der Spitze der Partei 
geben? 

Wir diskutieren mit Genossen Hans-Peter Brenner aus Bonn, 
Mitglied des Parteivorstands. 

Am Freitag, den 22. Februar um 19 Uhr im DKP Büro Han¬ 
nover, Volgersweg 6a 

DKP Kreisvorstand Hannover 


Neue Publikation 
zu Verbrechen der 

DEUTSCHEN WIRTSCHAFT 

1933 WN-BdA 

Keppler half Hitler an die Macht - Das deutsche Großkapi¬ 
tal, der „Keppler-Kreis“ und die NSDAP: Eine unentbehrliche 
Vorgeschichte des 30. Januar 1933. 

Nachdem vor einem Jahr das Buch „Von Arisierung bis 
Zwangsarbeit - Verbrechen der Wirtschaft an Rhein und 
Ruhr 1933-1945“ von der WN-BdA NRW herausgegeben 
wurde, erfolgt nun mit einer neuen Veröffentlichung über 
den Keppler-Kreis ein weiterer Schritt in die Aufarbeitung 
der Verbrechen der ökonomischen Eliten der NS-Zeit hinein 
in den gesamten deutschen Raum. 

Dr. Reiner Zilkenat (Berlin) stellte in seiner Arbeit den Kepp¬ 
ler-Kreis in den Mittelpunkt seiner Betrachtungen, die er für 
die Fortsetzung Spurensuche „Verbrechen der Wirtschaft an 
Rhein und Ruhr“ zur Verfügung stellte. 

Die Schrift kann bezogen werden bei WN-BdA Gathe 55 
42107 Wuppertal nrw@vvn-bda.de oder unter www.nrw. 
vvn-bda.de Bitte 3,50 Euro mit gut lesbarer Anschrift über¬ 
weisen an Postbank Essen, Konto 282 12-435, BLZ 360 
100 43. Unter gleicher Adresse ist auch „Von Arisierung bis 
Zwangsarbeit“ (16,90 Euro) erhältlich. 


Wo Ferien noch Ferien sind 



Im Dreiländereck A/SL0/H auf Künstlerhof am Dorfrand in der Steiermark. 
Rundum Natur pur, Auwälder, Weinberge, Radlerparadies. 

Viel Sonne, viel Ruhe, 4000qm Liegewiese, 10 000 Bücher. 

2 Thermen 4 km. Zauberhaftes historisches Städtchen Radkersburg 3 km. 

3 sep. Komf.-FeWo (93 qm, 93 qm, 63 qm). 2-5 Personen, nicht teuer. 
Kontakt: 


Tel. 0043 - 3476-3522 (ab 14 Uhr) 
www.hollerhof-dedenitz.de 


Traumblick, Traumstrand,Traumurlaub... 

abseits von Touristenstrom in unserem Ferienhaus in Griechenland, das wir 
gerne günstig Genossinnen und Freundinnen überlassen, 
für 2-6 Personen, 2 Schlafzimmer, Wohnzimmer, Küche, Bad, Terrasse, Gar¬ 
ten, (ergänzbar durch ein weiteres Schlafzimmer und Bad), alles mit Blick 
aufs Meer, Waschmaschine, Internet, Fahrräder... 

Näheres unter http://villairini.wordpress.com/oder bei 
dieter@friedensnetz.de oder 0711 551 410. 


„Die Welt begreifen - organisiert handeln“ 

ist der Titel einer Buchneuerscheinung, mit der das Symposi¬ 
um „Die Einheit von Politik und Philosophie im Kampf für den 
Kommunismus“ anlässlich des 85. Geburtstags von Hans Heinz 
Holz dokumentiert wird. 

Autoren: P. Köbele, H.-P. Brenner, W. Triller, A. J. Noll, D. Losurdo, F.-M. 
Balzer, A. Schölzel, A. Cubukcu, I. Monal, K. Steiniger. 

140 S., 7,99 Euro. Zu beziehen über DKP Berlin bei H.-G. Szalkiewicz, 
Groscurthstr. 8,13125 Berlin, Mail: szalkie@gmx.de 


Reimes 


* * * Superior 


1839 


Inhaber: 

Hans-Georg Müller 


57392 Schmallenberg- 
Graf sc ha fl 
Hoch sauerland 


TeL: 02972-9780-0 
Fax.: 02972-97B0Ü7 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us prospekt 
anf ordern 


r 


In unmittelbarer Nähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof . Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke Alle Zimmer haben Bad, Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotel bereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
rauchern mm er und Kamin, Kinderspielraum, Salalbüffet, 
Frühstiicksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Übernachtung/Frühstück 30,- bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 €p.P„ • VP. 22,- £ p.P. 

Kostenlos Bus-und Bahrfahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45418 - bzw. 
02151/315838 

E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 
Sa./So. 16./17. Februar 2013 

30. Januar 1933: 

80. Jahrestag der Machtübertragung an 
die deutschen Faschisten 

Darüber wollen wir mit Günter Judick reden. 

„Über geschichtliche Ereignisse beklagt man sich nicht, man bemüht sich 
im Gegenteil, ihre Ursachen zu verstehen und damit auch ihre Folgen, die 
noch lange nicht erschöpft sind.“ (Friedrich Engels MEW 21 Seite 201) 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, 
wenn es sich um Absagen handelt. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 

Beginn Samstag 10.30 Uhr. Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 
Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirks¬ 
vorstand abklären. 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau preiswerte Feri¬ 
enwohnung für 5 Personen (2 Zimmer, Wohnküche - Herd, Kühl¬ 
schrank, Bad, Dusche,WC). Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 



Damit niemals geschehe, was gestern geschah! 


Urlaub unter Freunden 

in der antifaschistischen Erholungs¬ 
und Begegnungsstätte in der Nordheide. 

Informationen und Buchung unter: 
www.heideruh.de 8 04181 - 8726 



Weingut Eicher 

Rheinterassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 


Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500 g für 5 Euro, 

250 g für 3 Euro + Porto 
ab 12 Gläser (1 Karton) 
portofrei. 

Wir liefern auch 
handgefertigte 
Bienen Wachskerzen. 
Anfrage bei: 

Imkerei Trauth, 
02241/973111 
camatra@web. de 


Toskana, nah am Meer 

biöbcf.de | 


Ökohof im Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 
Haus o<fer Häuschen; 
Kindeipa'adics, 


Cöte cTAzur 

Ferienhaus 
mit Meerblick 
4 Personen 
elke.mehner@gmx.de 
Tel. 02151 22292 



Entschleunigung: 


Ruhe & Natur satt im Müritz-NauunaL 
[>nrk, 2 Ft Wo je 2-3 Pers. ganzjährig in 
Kraiycbiirg-t irui/ in. Havel & Havclsccn, 
ilitd. Info; www.mnogga.de oder 
0331/8707% fAB) 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Im Frühling in den Süden ... 
www.ferienhaus-suedheide. de 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T 0 SCANA-SEGGIAN 0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


mail@gasthof-heimes.de • www.gasthof-heimes.de 
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Das System ist der Fehler 

Betr.: Hartz IV vor den 
Sozialgerichten 

Regionale Medien in Nordrhein-West¬ 
falen berichten aktuell, dass in diesem 
Bundesland acht Sozialgerichte im ver¬ 
gangenen Jahr 84.502 Streitverfahren 
zu behandeln hatten. Davon sei es in 
jedem dritten Fall um Hartz IV gegan¬ 
gen. Bei den diesbezüglichen Beru¬ 
fungsverfahren beim zuständigen Lan¬ 
dessozialgericht in Essen habe sich die 
Zahl der Verfahren im Berichtszeit¬ 
raum sogar noch um 1,84 % auf 7.263 
erhöht. Der Prozentsatz der erfolgrei¬ 
chen Hartz-IV-Klagen wird mit 43 % 
angegeben. (Quelle für alle Daten: 
NRZ, 02.02.2013) 

Dies alles heißt allerdings im Umkehr¬ 
schluss nichts anderes, als dass genau 
acht (8!) Jahre nach Einführung dieser 
unsäglichen, nach einem verurteilten 
Straftäter benannten Gesetze fast jeder 
2. Bescheid fehlerhaft ist. Dabei ist die 
Dunkelziffer derjenigen, die aus unter¬ 
schiedlichen Gründen keinen Wider¬ 
spruch einlegen, noch gar nicht einbe¬ 
rechnet. Was für ein Offenbarungseid! 
Es bleibt dabei: Das sind keine „Fehler 
im System“, sondern das System selbst 
ist der Fehler. Hartz IV muss weg. 

Heinz-W. Hammer ; Essen 

Islamisten sind keine 
Verbündeten 

Betreff: „Wie züchtet man sich seine 
Gegner?“, UZ vom 1.2.2013, S. 4 

Der Kommentar von Aloyse Bischoff 
greift meiner Meinung nach zu kurz. 
Die Fakten stimmen: Die Bewaffnung 
der Islamisten geschah durch den Wes¬ 
ten, aber es ist durchaus nicht so, dass 
der Westen jetzt „gezwungenerma¬ 
ßen“ gegen die ehemaligen Verbünde¬ 
ten kämpfen muss. Das Interesse der 
imperialistischen Staaten ist es, Krie¬ 
ge zu führen, und daher ist die Be¬ 
waffnung von zukünftigen Gegnern 
kein Betriebsunfall, sondern eine Art 
sich selbst reproduzierende Kriegsur- 
sachen-Maschine, die - einmal losge¬ 
lassen - die Brandherde vervielfältigt 
und die militärischen Einsätze weltweit 
rechtfertigt, die ja gewollt sind: Desta¬ 
bilisierung ist notwendig, um Profite zu 
realisieren und Einfluss zu gewinnen! 
Die Islamischen Gotteskrieger waren, 
sind und bleiben objektiv Verbündete 
des Imperialismus, sie sind nicht seine 
Gegner. Daher auch keine möglichen 
Verbündeten im Kampf um Frieden 
und Gerechtigkeit - das ist die Kon¬ 
sequenz, die wir Kommunisten daraus 
ziehen müssen! 

Jane Zahn, Heidelberg 

Gemeinsam gegen 
Bundeswehr in Schulen 

Betr.: „Keine Kriegspropaganda 
an Schulen in Gießen“, UZ vom 
18.1.2013, S. 13 

Dieser Artikel von Michael Beltz erin¬ 
nert mich an meine kämpferische Zeit 
als Elternvertreterin für unsere und 


alle Kinder an einer Gesamtschule in 
Hamburg. 

Nach einiger Überzeugungsarbeit 
konnten wir gemeinsam - Eltern, Ge¬ 
nossen aus der Lehrerschaft sowie 
Schulleitung eine angekündigte Prä¬ 
senz von Soldaten und Offizieren der 
Bundeswehr an unserer Schule erfolg¬ 
reich verhindern. 

Dieses politische Engagement über 
viele Jahr machte uns stark, auch an¬ 
dere dringende Probleme an der Schule 
zu lösen. Es entstanden Freundschaf¬ 
ten, die bis heute - nach fast 40 Jah¬ 
ren - noch bestehen. 

Nur so geht es: Eltern, Schüler und 
Schule gemeinsam und energisch ge¬ 
gen jeglichen Einfluss von Militär an 
jeder Schule. 

Heide Wolff, Neuendorf 
bei Elmshorn 

Keine Kampfdrohnen für die 
Bundeswehr 

Betr.: Beschluss der Bundesregierung 

Leopard-, Boxer- und Puma-Panzer, 
Fregatten und Korvetten, Transport - 
und Kampfhubschrauber und viele 
Waffen hat die Bundeswehr schon, 
aber das reicht den Rüstungskonzer¬ 
nen und der Bundesregierung nicht. 
Sie wollen zu den bemannten Flug¬ 
zeugen noch unbemannte Kriegsdroh¬ 
nen anschaffen. Die Merkel-Doktrin, 
statt deutsche Soldaten lieber deutsche 
Waffen in die Welt zu schicken, schont 
deutsche Menschen, macht die Welt 
aber nicht friedlich. 

Georg Herwegh schrieb 1871 nach 
dem Krieg gegen Frankreich in seinem 
„Epilog zum Kriege“: „Vereinigt ste¬ 
hen Süd und Norden/Du bist im ruhm¬ 
gekrönten Morden/das erste Land der 
Welt geworden/Germania mir graut 
vor dir!“ 

Es ist ein auch nach 141 Jahren aktuel¬ 
les Gedicht zu Deutschland und auch 
der NATO. Sind wir Deutschen so lern¬ 
unfähig und profitgierig, dass wir über 
(ausländische) Leichen gehen, um un¬ 
seren angenehmen Lebensstandard zu 
halten? 

Andrea Fischer ; Bremen 

Illusionen? 

Betr.: „Kapitalismus - Krise - Krieg“, 
UZ vom 1.2.2013, S. 1 

Gegen die Münchner „Sicherheits¬ 
konferenz“ zu demonstrieren ist rich¬ 
tig. Und Walter Listl ist zuzustimmen, 
dass die Demonstration nicht die Herr¬ 
schaften im Bayerischen Hof beeindru¬ 
cken soll. Das wäre eine Illusion. Auch 
stimme ich ihm zu, dass die weltweiten 
Folgen imperialistischer Politik alle 
Friedensfreunde verpflichten, hier in 
Deutschland gegen das Münchener 
Koordinationstreffen des Imperialis¬ 
mus auf die Straße zu gehen und sich 
gegen das Profitsystem zu wenden. So¬ 
weit wird ihm auch die Mehrheit der 
Mitstreiter aus der Friedensbewegung 
und den Gewerkschaften zustimmen 
können. Ähnliches wird sich auch in 


Flugblättern anderer Friedenskräfte 
finden. Weshalb erscheint dieser Text 
dann auf der Titelseite der UZ? We¬ 
gen des „weltweiten Aufstands gegen 
Kriegspolitik“, an dem zu arbeiten, 
der Verfasser dem Leser aufgibt? Hat 
die UZ dem Leser, Kommunisten und 
Nicht-Kommunisten, nicht mehr zu sa¬ 
gen als: Es gibt ein Problem, lasst es uns 
gemeinsam lösen? An wen richtet sich 
die auf dem Titel-Foto gezeigte Losung 
„Waffenexporte verbieten!“? Welche 
Regierung soll sich davon angespro¬ 
chen fühlen? In welcher Gesellschafts¬ 
ordnung? (...) Wer gibt den Genossen 
in der Bündnisarbeit diese Orientie¬ 
rung, wenn es der Leitartikel der UZ 
nicht tut? Wer hilft den Grundeinhei¬ 
ten, im Durcheinander aus Empörung 
und Illusion den richtigen kommunis¬ 
tischen Standpunkt zu formulieren, 
wenn das Titelfoto der UZ uns selbst 
Illusionen verbreiten zeigt? (...) Scha¬ 
de, um die vertane Chance! 

Klaus Weber ; Karlsruhe 

Handeln und orientieren 

Betr.: Diskussionstribüne, Beitrag aus 
Solingen, UZ vom 18.1.2013, S. 15 

Der Solinger Bericht zeigt Erfreuliches: 
Kommunisten, die nach außen gehen. 
Das ist gut, in Solingen wie auch über¬ 
all sonst. 

Die Vielfalt und Breite der geschilder¬ 
ten Aktivitäten kann aber eine Schwä¬ 
che des Berichts nicht ausgleichen. Es 
geht um die Frage: Wozu beteiligen 
wir Kommunisten uns an Bündnissen, 
wozu gehen wir nach außen, was ist 
unser spezieller Ansatz, unsere Aufga¬ 
be, unsere Identität? Mitmachen, un¬ 
terstützen, anfeuern, mobilisieren ist 
richtig, reicht aber nicht, das für uns 
Entscheidende ist: Wir wollen dabei 
orientieren. Nicht dominieren, nicht 
Klugschwätzen, sondern unsere kla¬ 
ren, einsichtigen, wissenschaftlichen, 
marxistischen Erklärungen der sozi¬ 
alen, politischen und ökonomischen 
Zusammenhänge anbieten, in unserem 
Sprachgebrauch: die Klassengrundla¬ 
gen unserer gemeinsamen Interessen 
sowie diejenigen unserer Gegner auf¬ 
decken, daraus in und mit den Bündnis¬ 
sen realistische Einsichten fördern und 
Ziele und Aktionen mit hoher Wirk¬ 
samkeit und Reichweite entwickeln. 
Das passiert nicht von allein, kein 
Bündnis, keine Bewegung oder Orga¬ 
nisation kann diese wirksamen mar¬ 
xistischen Einsichten und Strategien 
aus sich heraus entwickeln, keine an¬ 
dere Gruppe, keine andere Partei ver¬ 
folgt dieses Ziel. Das können einzig die 
Kommunisten, das ist ihre spezifische 
Aufgabe und Daseinsberechtigung, 
wenn wir es nicht tun, tut es niemand. 
Sicher, das ist nicht einfach, aber mit 
viel Klugheit und Beharrlichkeit er¬ 
reichbar, denn wir haben dafür ein 
mächtiges Instrument: unsere wissen¬ 
schaftliche marxistische Weltanschau¬ 
ung, unser klassenmäßiges demokrati¬ 
sches Politikverständnis. 


termine@unsere-zeit.de 


SA ★ 16. FEB 


Reinheim: „Singen , das geht so - Lieder 
und Geschichten aus unterschiedlichen 
Kulturen und Zeiten“ - Fredrik Vahle mit 
Gruppe für „Junggebliebene und Fans“. 
„Zum Kühlen Grund“, Heinrichstraße, 
20.00 Uhr. 

Krefeld: Infostand der DKP zum The¬ 
ma „Arbeitszeitverkürzung“. Neumarkt, 
10.30 Uhr. 


SO ★ 17. FEB 


Reinheim: Großes Kinder-Sitzkissenkon- 
zert der DKP mit Fredrik Vahle. „Zum Küh- 
len Grund“, Heinrichstraße, 11.00 Uhr. 

Dinslaken: „Pflegenotstand - Düstere 
Zukunft für Pflegende und Gepflegte“, 
Diskussionsveranstaltung der DKP Kreis 
Wesel/Kleve mit Irmgard Bobrzik, DKP- 
Ratsfrau aus Bottrop und lange Jahre in 
der Altenpflege tätig. City-Hotel am Bahn¬ 
hof Dinslaken, 10.30 Uhr. 


MO ★ 18. FEB 


Bad Kreuznach: Mitgliederversamm¬ 
lung der DKP, Thema: Die DKP vor ihrem 
20. Parteitag, mit Volker Metzroth, Sekre¬ 
tär des Parteivorstands, Beginn 20:00 Uhr, 
Wassersümpfchen 23, Bad Kreuznach 

Köln: Mitgliederversammlung der DKP 
Köln-Kalk. Naturfreundehaus Kalk, Kapel- 
lenstrasse 9a, 19.00 Uhr._ 

Chemnitz: „Was es ist zu sein berühmt“, 
literarischer Streifzug durch das Leben 
des Schriftstellers Stefan Heym. Kleines 
Welttheater Chemnitz mit Sabine Kühnrich, 
Klaus Schleift und Ludwig Streng. Sozio- 
kulturelles Zentrum Quer Beet, Rosen¬ 
platz 4,18.00 Uhr. 


Dl ★ 19.FEB 


Bremen: „Antisemitismus und Endlö¬ 
sung - Die Frage nach dem Warum.“ Ver¬ 
anstaltung der MASCH Bremen mit Prof. 
Kurt Pätzold. Villa Ichon, 20.00 Uhr. 


Ml ★ 20. FEB 


Dortmund: Seniorenarbeitskreis der DKP. 
Z, Oesterholzstraße 27,14.30 Uhr. 


DO ★ 28. FEB 


Nürnberg: „Olga Benario - Ein Leben für 


die Revolution.“ Filmveranstaltung der DKP 
Nürnberg anlässlich des Internationalen 
Frauentages. Rotes Zentrum, Reichstra- 
ße 8,19.00 Uhr._ 

Dortmund: Mitgliederversammlung der 
DKP mit Diskussion des Arbeitsplanes und 
Informationen zu den Anträgen an den Par- 
teitag. Z, Oesterholzstraße 27,19.00 Uhr. 

Krefeld: Mitgliederversammlung der 
DKP zum Parteitag und Bildungsthema. 
Brauhaus Wienges, Neusser Straße 55, 
19.30 Uhr. 


Dl ★ 5. MÄRZ 


Bremen: Veranstaltung des Bremer Frie¬ 
densforums, DGB u. a zum Internationalen 
Frauentag mit einer Referentin aus Palästi¬ 
na. DGB-Haus, 19.30 Uhr. 


Ml ★ 6. MÄRZ 


Mannheim: Releasekonzert zu Bernd Köh¬ 
lers Retrospektive „40 Jahre Lieder zum 
Thema Arbeitswelt und Arbeitskämpfe“. 
Mit ewo2, dem AlstomChor, einem Azubi- 
Chor von Ford Saarlouis und vielen weite¬ 
ren Gästen. Technoseum (Landesmuseum 
für Technik und Arbeit), Museumsstraße, 
19.00 Uhr. 

Um 17.00 Uhr besteht für die Konzertgäs¬ 
te die Möglichkeit einer kostenlosen Füh¬ 
rung durch die Ausstellung zu „150 Jah¬ 
re Arbeiterbewegung“. Eintritt: 10 Euro, 
Gewerkschaftsmitglieder: 8 Euro, Ermä¬ 
ßigt: 5 Euro. Kartenvorbestellung über Tel.: 
0621-833130 (Bernd Köhler) oder E-Mail: 
bk@ewo2.de. 


SA ★ 9. MÄRZ 


Bremen: „Krise und Widerstand“. Veran¬ 
staltung der MASCH Bremen mit Lucas 
Zeise, Achim Bigus und Andreas Wehr. Villa 
Ichon, 12.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

von Gliederungen der DKP gehören auch in 
die UZ! Bitte so schnell wie möglich, spä¬ 
testens am Freitag eine Woche vor dem 
Erscheinungstermin der entsprechenden 
Ausgabe der UZ, möglichst auch mit Anga¬ 
be des Themas der Veranstaltung an ter- 
mine@unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen. 


Anzeigen in der UZ 
helfen der UZ 


Wir machen dabei in Krefeld die Er¬ 
fahrung: Das macht uns attraktiv und 
bekannt, das lässt die Menschen, auch 
Bündnispartner mit durchaus ande¬ 
ren Anschauungen, aufhorchen und 
uns ernst nehmen, das bringt frucht¬ 
bare Diskussionen in Gang, das be¬ 
wirkt Interesse, das fördert unser An¬ 
sehen ebenso wie die Wirksamkeit der 
Bewegung. Wem an dieser Stelle der 
Kampf um Hegemonie, um die Köpfe 


der Menschen einfällt, wen dieses Ori¬ 
entieren an das Leninsche „Hineintra¬ 
gen“ erinnert, der liegt richtig: Es ist die 
Entwicklung von Klassenbewusstsein, 
mit dem wir die Menschen dem Ein¬ 
fluss des Monopolkapitals entziehen 
und diesem alle gesellschaftlichen Be¬ 
reiche streitig machen. Das ist Identi¬ 
tät und Aufgabe der Kommunistischen 
Partei. 

Thomas Mehner ; Krefeld 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Das war's - war's das? 



Meine progressive Woche 

Vom 2 . bis 7 . Februar 


Die Billigflieger machen's auch an Wei¬ 
berfastnacht möglich. Ich bin ... 

... heute in Bologna ... 

Drei Kilometer sind es vom Hotel in 
die Stadtmitte. Es ist frisch und trocken. 
Aber auch bei Regen braucht man keinen 
Schirm. Der Weg ist komplett überdacht - 
die berühmten Arkaden Bolognas! Oben 
trocken, unten vielfach Marmorboden. 
Sehr angenehm, vor allem für frostge¬ 
schädigte Teutonen. 

Im April 1979 war ich zuletzt hier. Un¬ 
ser Seminar „Stadtteilarbeit“ mach¬ 
te eine Exkursion, um die europaweit 
als vorbildlich anerkannte Arbeit der 
kommunistischen Stadtverwaltung zu 
studieren. 

Noch übernächtigt von der Zugfahrt fah¬ 
ren wir für - ich glaube - 20 Lire Ein¬ 
heitspreis mit dem Bus in die Stadt. Als 
erstes fallen uns die Plakate in den italie¬ 
nischen Farben und der Aufschrift „ Viva 
La Resistenza“ auf. In fast allen Geschäf¬ 
ten und wenn möglich noch mehr Fens¬ 
tern der Wohnblocks hängen sie. Sie er¬ 
innern an den 25. April 1945, den Tag der 
Befreiung vom Faschismus. Die Selbst¬ 
verständlichkeit und die Massenhaftig- 
keit dieser Geste sind überwältigend. 
Nach den Hochhäusern folgen - immer 
noch vor den Toren der Stadt- die großen 
Verwaltungsgebäude der Banken. Wäh¬ 
rend wir vorbeifahren, strömen beschlips- 
te Herren, Banker eben, aus den Toren. 
Allerdings hat jeder zweite eine rote Fah¬ 
ne in der Hand - es wird gestreikt! Mit 


offenem Mund erkennen wir: Italien und 
vor allem diese Stadt sind anders. 
Angekommen in der Innenstadt gibt es 
kein Durchkommen. Landarbeiter und 
Bauern demonstrieren für höhere Löh¬ 
ne. Die derben Rednerlnnen kennen nur 
eine Anrede: compagne e compagni (Ge¬ 
nossinnen und Genossen). Einige Zehn¬ 
tausend füllen den zentralen Platz kom¬ 
plett aus. 

Das rote Bologna begeistert uns in den 
nächsten Tagen mit Bürgerhäusern in al¬ 
len Stadtteilen; einer Demokrazia Cristia- 
na in der Minderheit, die den PCI links zu 
überholen sucht; Bürgerversammlungen, 
auf denen Tacheles geredet wird und ei¬ 
nem Essen, das dem Beinahmen der Stadt 
„La Grassa“ (die Fette) alle Ehre macht. 
Zumindest das gute Essen ist bis heute ge¬ 
blieben, auch die zahlreichen Denkmäler, 
die an den Kampf der Partisanen vor 80 
Jahren erinnern. Die Mehrheit im Stadtrat 
und den Bürgermeister stellt die demokra¬ 
tische Partei, Nachfolgerin des PCI, mit 
dem sie allerdings nicht viel gemein hat. 
Dass in zwei Wochen das ganze Land 
wählt, ist nicht zu spüren. Nirgend¬ 
wo hängt ein Wahlplakat. Der Mehltau 
der neoliberalen Entpolitisierung hängt 
über der Stadt. Bologna ist immer noch 
schön - doch heute nicht mehr als eine 
„ normale“ europäische Großstadt. 

... und morgen in Florenz. 

Der Dom, die Piazza della Signoria, 
der Arno - unverändert glanzvoll. Wie 
1980, als ich der Regionalausgabe der 


PCI-Zeitung Unita als Sekretär des 
MSB Spartakus ein Interview gab. Und 
das kam so: 

Im nahen Borgo San Lorenzo hatte der 
Spartakus auf dem Gelände einer land¬ 
wirtschaftlichen Kooperative eines sei¬ 
ner Sommercamps organisiert. Schon 
am ersten Abend, nach dem Besuch des 
gerade stattfindenden örtlichen Unita- 
Festes kannte uns die ganze Stadt. 

Im großen Festzelt hatten etliche von 
uns - zaghaft und wohlwollend belä¬ 
chelt - versucht die italienischen Arbei¬ 
terlieder mitzusingen, die dort spontan 
angestimmt wurden. Man kennt halt 
Text und Melodie nicht so genau. Alles 
änderte sich mit der Internationale. Die 
konnten wir - drei Strophen, Auf stehen, 
Faust hoch. 

Es folgten Einladungen beim Bürger¬ 
meister, die Vermittlung eines Gespräches 
mit der Stadtverwaltung von Florenz, das 
erwähnte Interview, ein Fußball-Freund¬ 
schaftsspiel (1:1) und ein Abschussabend 
mit dem Stadtrat. Da sprach der Bürger¬ 
meister von seiner Freude über die „ vie¬ 
len“ deutschen Kommunistinnen. Und 
der Vorsitzende der Veteranen forderte 
uns hinter vorgehaltener Hand auf, im 
nächsten Jahr wieder zu kommen und 
Schulungskurse in seiner Partei durchzu¬ 
führen. Dort läge ideologisch „einiges“ 
im Argen. Letzteres mussten wir natür¬ 
lich ablehnen - leider. 

Die Zeiten haben sich auch in Florenz ge¬ 
ändert - aber es muss ja nicht so bleiben 
Adi Reiher 


Karneval zwischen Kamelle und Kapitalismuskritik 

Ein Bericht aus der Karnevalshochburg Düsseldorf 



Angie und die FDP - Motivwagen in Düsseldorf. 


Der Karneval hat in Düsseldorf tradi¬ 
tionell Klassencharakter. Auf der ei¬ 
nen Seite stehen heute die Lackschuh- 
Karnevalisten, die Weißfräcke, auf der 
anderen die alternativen Veedelszöch. 
Das mag zurückgehen bis in die rö¬ 
mische Zeit vor 2 000 Jahren, als die 
Besatzungssoldaten am Rhein die Sa¬ 
turnalien feierten. An diesen Tagen 
durften selbst die Sklaven glauben, 
Herren zu sein. Danach war aber wie¬ 
der Schluss mit lustig. 

Die Anlehnung an die Römerzeit mag 
für Düsseldorf allein schon deshalb 
zweifelhaft sein, weil es die Stadt vor 
2 000 Jahren noch gar nicht gab und 
das erst am 14. August 1288 zur Stadt 


erhobene Dusseldorp linksrheinisch 
lag. Aber schon für 1360 ist eine Kar¬ 
nevalsfeier des bergischen und jülich- 
schen Adels überliefert. Maskenball ä 
la Venedig. Seitdem gilt: Oben wird in 
den Sälen zelebriert, unten wird auf der 
Straße gefeiert. 

Die Weißfräcke bieten nach eigener 
Darstellung Karneval „mit entspre¬ 
chendem Ambiente, besonderem Pro¬ 
gramm und ausgewählter gastrono¬ 
mischer Unterstützung.“ Der Reigen 
endet Aschermittwoch mit dem „Fisch- 
esssen ä la Gourmet“. Für die Teilnah¬ 
me gibt es zwei Bedingungen: Man 
muss an Eintrittskarten kommen - und 
man muss sie bezahlen können. Das 
„Diamantdeck“ 
bei der närrischen 
Schiffstour kostet 
pro Person 235,00 
Euro. Ein Sponso¬ 
ring für Hartz-IV- 
Bezieher ist nicht 
vorgesehen. 

Närrische Parolen 
spiegeln die Politik 
Die närrischen Pa¬ 
rolen der einzelnen 
Jahre zeigen einen 
engen Zusammen¬ 
hang zu den poli¬ 
tischen Rahmen¬ 
bedingungen. So 


gibt es für die Zeit des Faschismus in 
Düsseldorf folgende Slogans: Et wöhd 
besser (1933), Alles onger eene Hoot 
(1934), Von Jan Wellern bis heut, mer 
kriege Freud (1935), Düsseldorf mäkt 
mobil (1936), Lachendes Volk (1937), 
Jeck von Z bis A (1938), Drunter und 
drüber (1939). 

Auch in Köln bandelten die Nazifunk¬ 
tionäre mit den Jecken an und die 
Funktionäre der Jecken mit den Nazis: 
Vastelovend als braune Bespaßung im 
Faschismus. Das NS-Dokumentations- 
zentrum zog den Geschichtsverdrän¬ 
gern vor zwei Jahren mit der gelunge¬ 
nen Ausstellung „Kölle Alaaf unterm 
Hakenkreuz“ die Biedermeier-Maske 
vom Gesicht: Die sogenannte Narren- 
Revolte gegen die Nazis war zwar lange 
gepflegt worden, „vergessen“ wurden 
Antikommunismus, Antisemitismus 
und Rassismus als Elemente des Köl¬ 
ner Karnevals. 1939 lautete das Motto, 
vorgegeben von Gauleiter Josef Grohe 
„Die Welt im Narrenspiegel“. Russen, 
Franzosen, Engländer wurden wenige 
Monate vor dem 2. Weltkrieg aufs Korn 
genommen. 

In Düsseldorf bezahlte der engagier¬ 
te Karnevalist Leo Statz seine antifa¬ 
schistische Haltung mit dem Leben. Er 
wurde wegen „Zersetzungspropagan¬ 
da“ vom Volksgerichtshof unter Ro¬ 
land Freister zum Tode verurteilt und 
im Zuchthaus Brandenburg am 1. No¬ 
vember 1943 enthauptet. 

Zensur für die Wagenbauer 

Durch den Wagenbauer Jacques Tilly 
bekommt der jüngere offizielle Düs¬ 
seldorfer Rosenmontagszug den poli¬ 
tischen Charakter, durch den sich die 
herrschenden Kreise von Kirche, Ka¬ 
pital und Regierung mehrfach düpiert 
fühlten und mit den Mitteln der Justiz 
reagierten. 1994 durfte Kanzler Hel¬ 
mut Kohl nicht nackt gezeigt werden. 
1996 wurde ein Kruzifixwagen ausge¬ 
bremst. 2003 wurde Angela Merkel im 
Sinne des Wortes zur Arschkriecherin 
bei „Uncle Sam“. Starke Proteste gab 
es 2005, weil die Meinung von Kar¬ 
dinal Meisner (Köln) zur Abtreibung 
in Pappmaschee dargestellt wird. Den 
Papst-Wagen von 2009 fand der Ober¬ 
hirte aus Köln ebenfalls nicht wirklich 
witzig. Prügel-Nonnen und Priester- 
Vaterschaft erregten die Gemüter. Den 
verschiedenen Versuchen, eine Zensur 


noch während der Bauphase der Wa¬ 
gen wirksam werden zu lassen, entzieht 
sich der Künstler seit dem Jahr 2000, 
indem alle politischen Wagen zunächst 
geheim bleiben. 

Die Zensurkeule wurde auch in Müns¬ 
ter geschwungen: Dort hatte sich die 
Gruppe „Sofortiger Atomausstieg“ 
mit dem Motto „Strahlende Zukunft? 
Sonnige Zeiten!“ für den Rosenmon¬ 
tagsumzug angemeldet, war zunächst 
angenommen, fünf Tage vor dem Start 
storniert und schließlich vier Tage vor¬ 
her wieder zugelassen worden. Der 
Bürgerausschuss Münsterscher Kar¬ 
neval (BMK) hatte befürchtet, dass 
die Atomaussteiger aus dem Umzug 
eine versteckte Demonstration ma¬ 
chen könnten. 

Etwas handgreiflicher war es vor Jah¬ 
ren auf der Düsseldorfer „Kö“ zuge¬ 
gangen. Gelbe Fässer mit dem Emblem, 
das vor radioaktiven Stoffen oder io¬ 
nisierenden Strahlen (BGV AB W 05) 
warnt, rollten da plötzlich im Umzug. 
Die signalgelben Fässer mit dem sig¬ 
nalschwarzen Aufdruck ließen die Po¬ 


lizei eingreifen, um die Zuschauer am 
Rande des Zuges vor Verstrahlungen 
zu schützen. 

Eine Pipeline, die, wenn es nach den 
Plänen des Bayer-Konzerns geht, mit 
tödlichem Kohlenmonoxid über 67 
Kilometer durch die Hochburgen des 
rheinischen Karnevals zwischen Dor¬ 
magen und Krefeld führt, ist seit Jahren 
fester Bestandteil des volkstümlichen 
Karnevals. Der Kegelclub „Dat kann 
passieren“ mit den Initialen DKP be¬ 
kam in Düsseldorf-Gerresheim viel 
Beifall für seine Kritik an Bayer. Ähn¬ 
liche Situation für die Pipeline-Gegner 
in Erkrath, Hilden, Monheim, Langen¬ 
feld. 

Ute van Roosmalen von der DKP-Ger- 
resheim: „Der Veedelszöch in unserem 
Stadtteil ist eine hervorragende Mög¬ 
lichkeit, punktgenau politische Kritik 
humorvoll an viele Menschen zu brin¬ 
gen. Innerhalb von drei Stunden be¬ 
kommst Du den Beifall von 50 000 Je¬ 
cken am Straßenrand. Im nächsten Jahr 
sind wir auf alle Fälle wieder dabei!“ 
Uwe Koopmann 



Großer Andrang am Karnevalswagen des Kegelclubs 
„Dat Kann Passieren“ (DKP) in Gerresheim. 


Der rote Kanal 


Gandhi, GB/Ind 1982 

Ausgerechnet ein Regisseur der 
ehemaligen Kolonialmacht verfilmt 
das Leben des indischen Freiheits¬ 
kämpfers. Als unterhaltsames Film¬ 
epos und Einstieg in die Beschäfti¬ 
gung mit Leben und Werk Gandhis 
immerhin sehenswert. 

So., 17.2., 20.15-23.15 Uhr, arte 

Nader und Simin - Eine 
Trennung, Iran 2011 

Schau an - im Iran werden Filme ge¬ 
dreht und zwar sogar kritische. Die 
Zeit schrieb, erzählt werde von Ge¬ 
schlechterkonflikten und Klassen¬ 
gegensätzen. Der Film sei „ebenso 
großartig wie bestürzend. Ein Kam¬ 
merspiel, in dem der ganze Iran Platz 
hat.“ 

So. 17.2., 23.00-1.00 Uhr, rbb 
Zirkus in der DDR 

Die Dokumentation zeigt viele Spit¬ 
zenleistungen des Staatszirkus der 
DDR. 

Di., 19.2., 20.15-21.00 Uhr, rbb 


Ostlegenden 

Heute der Schauspieler Erwin Ge- 
schonnek. 

Di., 19.2., 21.00-21.45 Uhr, rbb 

Des Kaisers schmutzige 
Wäsche, D 2012 

Mit der „Affäre Eulenburg“ um ei¬ 
nen angeblich schwulen Freundes¬ 
und Beraterkreis Wilhelms II. besei¬ 
tigte die deutsche Kriegspartei ein¬ 
flussreiche Kritiker ihres Kurses. 

Di., 19.2., 22.10-23.00 Uhr, arte 

Mephisto, Ung/BRD/Ai98i 

Gelungene Adaption des Schlüs- 
sel-Romanes von Klaus Mann über 
Gustaf Gründgens. 

Mi., 20.2., 22.45-1.05 Uhr, rbb 

Reiche in die City 

Die Wohnungsnot steigt - Ende of¬ 
fen. Mal sehen, ob dieser Film die 
richtigen Fragen stellt. 

Do., 21.2., 22.30-23.15 Uhr, wdr 


























